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Denkſchrift 
des kaiſerlich⸗öͤſtreichiſchen Handelsminiſters über Zollverfäſſung und Handelspolitik der 


zoll vereinten Staaten von 


Wir haben in unferem Märzheft vorigen Jahres die Dent- 
ſchrift des k. öſtreichiſchen Handelsminiſters über die Anbah⸗ 
nung der öͤſtreichiſchen deutſchen Zoll- und Handelseinigung 
vom 30. Dezember 1849 veröffentlicht und unterließen bis jetzt 
die darauf ſolgende Denkſchrift unterm Titel wie oben folgen zu 
laſſen, weil wir befürchteten, daß ihr die rechte Würdigung in 
der Aufgeregtheit der Parteien im vorigen Jahre verſagt werden 
würde. Wir haben es auch gleichgefinnten Blättern überlaſſen, 
nicht allein die Tragweite der öſtreichiſchen Vorſchläge im Vor⸗ 
aus zu bemeſſen, ſondern uns auch von Beſprechung der Ver⸗ 
ſuche ferngehalten, währendd es Ueber- und Untereinanders unferer 
politiſchen Verhältniſſe neue Beſtimmungen über Tarifſätze, Tran⸗ 
ſito⸗ und Rückzölle unter den zollvereinten deutſchen Staaten zu 
treffen, weil wir nur zu gut wiſſen, daß es eine unlösbare Auf: 
gabe für eine gewerbliche Monatsſchrift iſt auf Verhandlungen 
zwiſchen Staatsmännern hinzuwirken, welche nach höheren In⸗ 
ſtrukzionen handeln, und denen ſelbſt große politiſche Zeitungen, 
welche täglich erſcheinen, plötzlich gewiß auch keine andere Richtung 
zu geben im Stande ſind. Die Bedeutung der Preſſe liegt haupt⸗ 
ſächlich in der langſamen Wirkung — slow action wie der Eng⸗ 
länder ſich ausdrückt — der durch ſie verbreiteten Anſtchten und 
Lehren, und eine Tugend wird ihr aufgedrängt, d. i. die der 
Selbſtverleugnung ihres Einfluſſes, wenn ſie wahrnimmt, daß 
jene Anſichten und Lehren nach und nach in den Köpfen Geſtalt 
und Raum gewinnen, unbewußt vielleicht, daß ſie dieſelben der 
Preſſe zu verdanken haben. Fern mag dieſelbe auch die Ein⸗ 
bildung von ſich halten als ob die maaßgebenden Gewalten den 
Pulsſchlag der öffentlichen Meinung allein aus ihr herauszufühlen 
fih bemühten, wenn es ihnen auch Nichts hilft, daß fie thun als 
wären fie taub vor den Stimmen der Preſſe. 

Als unſere Aufgabe betrachten wir hingegen, das uns an- 
vertraute Organ der Oeffentlichkeit mit jenen Geſinnungen zu 
durchathmen, welche das Recht der deutſchen Arbeit mit dem Kato- 
niſchen esse delendam fordern und den Fortſchritt auf allen 
Zeilen predigen. Und daß wir denſelben beſonnen und vernünftig 
wünſchen, betrachten wir nicht als Zugeſtändniß an eine Partei, 
ſondern als ein Gebot der Naturnothwendigkeit. 

In den Vorſchlägen bei der Kaſſeler Zollkonferenz haben 
wir nun Manches gefunden, was wir nicht als Fortſchritt in 
dem Sinne betrachten konnten, den wir eben andeuteten. Die 
Zugeſtändniſſe, welche dem Rechte deutſcher Arbeit in jenen Vor⸗ 
ſchlägen gemacht wurden, ſchienen uns nicht ausreichend genug, 
um uns mit dem Gedanken auszuſöhnen, durch fie die Vereini⸗ 
gung der Intereſſen deutſcher und öſtreichiſcher Arbeit verzögert 
zu ſehen, welche Vereinigung wir als das nächſte größte Ziel 
deutſcher Handelspolitik feit langen Jahren unabläfflg betrachtet 
haben, unbekümmert um die Sonderintereſſen einzelner Fabrikanten 
Oeſtreichs oder des Zollvereins oder wol gar des Steuerver⸗ 


eins und der eigenfüchtigen norddeutſchen Seeſtädte. Wir wol⸗ E 


len Freihandel unter einer großen Bevölkerung von 70 Millionen 
Einwohner, die der öſtreichiſche Handelsminiſter als Endziel 
vorſchlägt. Ob ſpäter dies Ziel noch über die Grenzen dieſer Be⸗ 
völkerung zu rücken angemeſſen iſt: dies iſt keine Frage, welche nicht 
von der nazionalökonomiſchen Theorie, mag ſie von Adam Smith, 
Say, Friedrich Lift, vom ſchutzzöllneriſchen Zollvereinsblatt oder 
von der freihändleriſchen neuen preußiſchen Zeitung gepredigt 
werden, beantwortet werden kann, ſondern deren Entſcheidung 
abhängig gemacht werden muß von den Intereſſen der Arbeit im 
Großen und Ganzen, d. h. nicht z. B. von Intereſſen der Spinner 
einerſeits und der Aheder andererſeits, welche hier Gegenfähe, 
wenn auch nur ſcheinbar, darſtellen. 


Oeſtreich und Deutſchland. 


Die deutſch⸗öſtreichiſche Zollvereinigung iſt eine endliche 
Nothwendigkeit für Deutſchland, wie ſo manches Andere es iſt, 
über das wir hier nicht reden können und welches mit jenen 
Vorſchlägen das gemein hat, daß mächtige Gewalten dagegen 
ankämpfen, wie man mit der Walze gegen ein Saatfeld ankämpft 
und es niederdrückt und trotzdem Millionen Keime emporſproſſen, 
die noch nicht zum Bewußtſein gekommen find, aber die Verhei⸗ 
ßung haben zur vollen Aehre. 

Wer wollte leugnen, daß dem wirklichen Zuſtandekommen 
der Zollvereinigung mit Oeſtreich viele Schwierigkeiten in dem 
Wege ſtehen? — Wer aber ſich von Schwierigkeiten auf ſeinem 
Wege abhalten laſſen will, der wird nie das Ziel erreichen. Das 
iſt zwar ein alter Gemeinplatz, nichtsdeſtoweniger aber ſehr wahr! 
Mögen Andere dieſe Schwierigkeiten zu häufen für gerechtfertigt 
finden: wir nicht; und glauben demnach auch nicht, daß es an der 
Zeit war und iſt, eingreifende Tarifbeſtimmungen im Zollverein 
zu beſchließen, welche mit Hinblick auf den formellen Ablauf des 
Zollvereinsvertrags im Jahre 1853 von gar keiner praktiſchen 
Bedeutung für das Wohl der zollvereinsländiſchen Induftrie im 
Ganzen ſein würden, wol aber einzelnen Zweigen großen Schaden 
zufügen könnten und jedenfalls ohne irgend einen reellen Vortheil 
für deutſche Arbeit unangenehme Aufregung im engliſch⸗deutſchen 
freihändleriſchen Lager hervorrufen dürften. 

Dahingegen iſt es zum Heile von Deutſchland dahin gekommen, 
daß die deutſchen Mächte ſich vertragen haben und — hier wie 
billig von aller Politik abſehend — ſich ernſtlich berathen, 
wie es herbeizuführen ſein möchte, Handel und Verkehr in Deutſch⸗ 
land und Oeſtreich mehr und mehr von ihren Banden zu löſen. 

Wir find nicht gerade Leute, welche die Geſtaltung unſerer 
deutſchen Verhältniſſe durch eine roſenfarbene Brille anſehen, aber 
wir haben den guten Glauben, daß, wenn es gelingt, den kitzli⸗ 
chen Punkt der Finanzeinnahme (Verwendung oder Vertheilung 
der Zolleinfünfte) auf eine billige zufriedenſtellende Weiſe unter 
ſich zu regeln, kein Opfer zu groß erſcheinen wird, um den 
immer und immer näher herangrollenden ſozialen Fragen der 
Arbeits⸗ und Erwerbsverhältniſſe einen kräftigen Damm entge⸗ 
genzuſetzen. Man mag von immer einem Parteiſtandpunkte aus 
den deutſchen Staatsmännern was immer vorwerfen, ſo weit 
wird man doch gewiß nicht gehen, zu wähnen, ſie begriffen nicht: 
daß um Steuern und Abgaben für Staatsſchuldzinſen und Staats⸗ 
erhaltung bezahlen zu können, ſie erſt verdient werden müſſen. 

Nach dieſem kleinen Vorworte nehmen wir Akt von der 
Denkſchrift Oeſtreichs, in deſſen Vorſchlägen wir noch immer das 
Morgenroth beſſerer Tage erblicken, trotz der ſcherzhaften Schluß⸗ 
bemerkung unſeres ſehr ehrenwerthen Freundes Dr. Heinrich Bode⸗ 
mer's in ſeinem Flugblatt Nr. 8, in der er ſagt, „denn ſo oft 
auch bis jetzt das deutſche Publikum zur Anſchauung der Mor⸗ 
genröthe eingeladen ward, Einer fragte den Andern, Keiner ſah 
twas. — 

Bei Löſung der deutſchen Frage find vor Allem zwei That⸗ 
ſachen feſtzuhalten: das Streben der deutſchen Nazion nach enge⸗ 
rer Verbindung ihrer Glieder und das Streben des bſtreichiſchen 
Kaiſerreichs nach organiſcher Staatseinheit feiner Theile. Beide 
Forderungen beruhen auf einer gleich ſtark gefühlten politiſchen 
Nothwendigkeit. Die neu herzustellende Bundes verfaſſung muß 
folgerecht beiden Forderungen Genüge leiſten; ſie darf Nichts ent⸗ 
halten, was die organiſche Staatseinheit der öätreichiſchen Mo⸗ 
narchie unmöglich machte, oder was dem gerechten Beduͤrfniſſe der 
deutſchen Nazion hindernd im Wege ſtünde. Daher iſt die Um⸗ 
geſtaltung der Bundesakte von 1815 unter dieſem doppelten Ge⸗ 
ſichtspunkte durchzuführen und abzuſchließen. 
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Die klare Einſicht in den Satz, daß Oeſtreich und Preußen 
Das, was ſie an' Deutſchland geben, nicht ſelber einbüßen, daß 
ſie Nichts verlieren an ihrer ruhmreichen Geſchichte, an ihrer 
europäiſchen Weltſtellung, dagegen alle Bundesſtaaten unermeßlich 
gewinnen, wenn Deutſchland in ſeiner Gemeinſchaft erſtarkt, — 
ſie wird das ſchwierige Werk erleichtern helfen. Die politiſche 
Form zu finden, in welcher die hiſtoriſch berechtigte Vielheit und 
die nothwendige Einheit wirkſam zuſammengehen können, die den 
einzelnen Gliedern auch kein Opfer zumuthet, welches das Ganze 
nicht erheiſcht, — das iſt die Aufgabe. 

Die öſtreichiſche Regierung glaubt an die Möglichkeit einer 
glücklichen Löſung dieſer großen Aufgabe, wenn die Feſtſtellung 
der Bundesverfaſſung, wie es die königlichen Regierungen Baierns, 
Sachſens und Würtembergs in der vorläufig vereinbarten Auf⸗ 
ſtellung vom 27. Februar d. J. gethan haben, ernſtlich verſucht 
wird. Sie hält die für die Reviſion der Bundes verfaſſung darin 
aufgeſtellten Grundzüge im Allgemeinen als geeignet, eine heilloſe 
Spaltung Deutſchlands zu vermeiden und diejenigen Zuſagen 
zu erfüllen, welche die Bundesregierungen der Nazion durch die 
5 vom 30. März und 7. April 4848 gegeben 

aben. 

Wenn man von verſchiedener Seite fortfährt zu behaupten, 
dieſer deutſche Verfaſſungsentwurf ſei prinzipiell mit dem Verfaſ⸗ 
ſungsgeſetze Oeſtreichs vom 4. März 1849 nicht in Ueberein⸗ 
ſtimmung zu bringen, ja Oeſtreich ſei durch letzteres thatſächlich 
aus einer engern Verbindung mit den übrigen deutſchen Staaten 
geſchieden: ſo wird nicht bedacht, daß die Verfaſſung vom 4. 
März die dauernden hiſtoriſchen Beziehungen Oeſtreichs zu 
Deutſchland nimmermehr konnte aufheben wollen, ſelbſt wenn das 
Recht dazu vorhanden geweſen, und daß die organiſche Staats- 
einheit des öſtreichiſchen Reichs ſich mit den engſten Bundesver- 
hältniſſen zu den übrigen deutſchen Staaten recht wohl verträgt. 
Jede Folgerung aus dem Standpunkte der Verfaſſung vom 4. März 
gegen althiſtoriſche und im Bundesrecht begründete Verhältniſſe, 
die nicht einſeitig aufzuheben ſind, muß vom Standpunkte des 
Rechts und der Thatſache zurückgewieſen werden. 

Als den wichtigſten Schritt zu der politiſchen Einigung 
Oeſtreichs und Deutſchlands, gebaut nicht auf die Oberherr⸗ 
lichkeit dieſes oder jenes Staates, ſondern auf die organiſche Ein⸗ 
heit der Intereſſen, als Bürgſchaft für eine glückliche Löſung der 
Wirrniſſe, ſowie für eine geordnete Entwickelung der inneren 
Zuſtände, betrachtet jeder durch Sonderbelange nicht befangene 
Deutſche, wie jeder unbefangene Oeſtreicher, die öſtreichiſch⸗ 
deutſche Zolleinigung. Deshalb hat Oeſtreich, einer alten For⸗ 
derung der deutſchen Nazion Gehör gebend und in Berückſichti⸗ 
gung der neuen dringenden Verhältniſſe, die Berufung eines mit 
gehöriger Vollmacht ausgeruͤſteten Zollkongreſſes in Frankfurt 
aM. durch die Bundeszentralkommiſſton vorgeſchlagen, weil ihm 
dieſer Weg der einfachſte und kürzeſte, für die Wichtigkeit der 
Sache entſprechendſte ſchien, und weil die deutſch⸗öſtreichiſche 
Zoll- und Handelseinigung doch vor Allem eine Bundesſache ift, 
Auch ſchließt der Vorſchlag nicht aus, daß auf den Wunſch Preu⸗ 
ßens in Wien zwiſchen Oeſtreich, Preußen, Baiern, Sachſen, 
Würtemberg, Hannover und einem oder dem andern Vertreter 
der außer dem Zoll- und Steuervereine befindlichen norddeutſchen 
Staaten Vorverhandlungen gepflogen werden, während der eigent⸗ 
liche Zollkongreß ſich am zweckmäßigſten in Frankfurt zu verſam⸗ 
meln hätte. Schon die Denkſchrift vom 30. Dezember wies 
darauf hin, daß mit Anſchluß an die beſtehenden Verhältniſſe 
des Zoll⸗ und Steuervereins, eine Verhandlung weniger zwiſchen 
Staat und Staat als zwiſchen den verſchiedenen Zoll- und Han⸗ 
delsgruppen angeſtrebt werde; ſie wollte nicht die Auflöſung der 
vorhandenen Vereine, ſondern deren Verſchmelzung und Aus deh⸗ 
nung über ganz Deutſchland und Oeſtreich. 

Daß die Kompetenz der Bundeskommiſſton beſtritten worden, 
beruht wol nur auf einem Mißverſtändniſſe. Zu einer Einladung 
an die deutſchen Regierungen, ſich an dem Zollkangreſſe zu be⸗ 
theiligen, iſt die Kommiſſton ſicherlich berechtigt, und alles Andere 
ſtellt die Denkſchrift der freien Zuſtimmung der Betheiligten an⸗ 
heim. Das alte Bundesrecht (wie es aus Art. I. der Bundes⸗ 
akte und I. und v. der Schlußakte hervorgeht) überweiſt übrigens 


nicht nur die Zoll- und Handels angelegenheiten an die Bundes- 
behörde, folglich auch nach § 2 der Konvenzion vom 30. Sep⸗ 
tember an die Bundes kommiſſton, ſondern will dieſen Gegenſtand 
„zur fernern Bearbeitung deshalb vorbehalten haben, um durch 
gemeinſchaftliche Uebereinkunft zu einer möglichſt gleichförmigen 
Verfügung darüber zu gelangen.“ Allein die Denkſchrift wollte 
die Bundeskommiſſton nicht entfernt ermächtigt wiſſen, irgend Et⸗ 
was in der Zollangelegenheit ſelbſt zu entſcheiden, im Gegentheil 
ſollte das Werk der Zolleinigung durch Vertrag der Bundesmit- 
glieder zu Stande gebracht werden. Man hat auch die kurze 
Dauer der proviſoriſchen Bundeskommiſſton mit der langen Ar⸗ 
beit des Zollkongreſſes in Verbindung gebracht. Doch davon ab⸗ 
geſehen, daß die Kompetenz ſich nach der Gegenwart richtet, hat 
die Dauer der proviſoriſchen Bundesbehörde mit der Zollfrage 
gar Nichts zu ſchaffen. Hört dieſe Behörde auf, ſo wird die an 
ihre Stelle tretende die noch unerledigten Geſchäfte aufnehmen 
und fortführen; der Zollkongreß braucht ſich dadurch in ſeinen 
Arbeiten nicht ſtören zu laſſen. Es handelt ſich zunächſt nur 
um die gemeinſame Prüfung des Gegenſtandes, die Beſchlußfaſ⸗ 
ſung ſelbſt bleibt dem Entſchluſſe der einzelnen Staaten vorbe⸗ 
halten, und das vorangeſtellte Prinzip der Freiwilligkeit macht 
die Sache für jeden Staat unverfänglich. 

Inzwiſchen ſind auf Einladung der öſtreichiſchen Regierung 
die Bevollmächtigten der Bundesſtaaten in Frankfurt zuſammen⸗ 
getreten, ſowol um für die zeitliche Leitung der Bundes angelegen⸗ 
heiten, als auch um zu Einleitung der endlichen Neugeſtaltung 
des Bundes das Geeignete zu veranlaſſen. Nur allſeitiges Ent⸗ 
gegenkommen kann dieſe hochwichtige Angelegenheit zum gedeihli⸗ 
chen Ziele führen. Die öſtreichiſche Regierung konnte deshalb 
auch nur mit Genugthuung vernehmen, daß die preußiſche und 
die übrigen deutſchen Regierungen, welche bei dem Bündniſſe 
vom 26. Mai noch beharren, in der Hauptſache den Beſchluß 
zur Beſchickung dieſer Verſammlung gefaßt haben, „aus dem Ge= 
ſichtspunkte, daß man kein Mittel unverſucht laſſen dürfe, um 
mit den andern deutſchen Regierungen zu einer Einigung zu ge⸗ 
langen.“ Die Verſammlung von Bevollmächtigten aller Bundes⸗ 
ſtaaten in Frankfurt iſt ſchon an ſich eine Thatſache von hohem 
Belang, und neben der Beſchickung derſelben durch alle deutſchen 
Staaten ſteigert jene Zuverficht noch die entgegenkommende Ver⸗ 
ſicherung: „Preußen hege mit den verbündeten Regierungen den 
ernſten Willen, zu jedem Werke wahrhafter deutſcher Einigung 
die Hand zu bieten, und jeder Vorſchlag zu einer Neugeſtaltung 
des Bundes, der ſeiner Grundidee — der Einigung der Staaten 
nach Innen und nach Außen, der Schaffung eines Erſatzes für 
das deutſche Reich und Erhaltung des uralten Verbandes der 
deutſchen Nazion — entſpricht, der im Innern Integrität der 
Staaten und eine lebendige, durch ächte Freiheit getragene Einheit 
der Volks verbürgt, nach Außen der Nazion Kraft des Wider⸗ 
ſtandes gegen die drohende Zerſtörung fichert, werde der ernſteſten 
Erwägung ficher fein.” 

Ein folder Vorſchlag iſt nun ſicherlich aber die öſtreichiſch⸗ 
deutſche Zoll⸗ und Handelseinigung, welche in dieſer Denkſchrift 
den Hauptzügen nach ihre weitere grundgeſetzliche Begründung 
finden ſoll. Wenn „der drohenden Zerſtörung nur durch ein 
lebendiges und organiſches Schaffen des Rechten“ ein Damm ge⸗ 
ſetzt werden, und nur die Einigung der Regierungen dieſen Damm 
aufbauen kann, nun ſo möge den Völkern dafür auch die volle 
ſichtbare Bürgſchaft durch thätiges raſches Zuſammenwirken aller 
Staaten gegeben werden. Denn ein deutſcher politiſcher Verein 
muß in unſerer Zeit auch zum Zollverein werden, und umge⸗ 
kehrt, oder das eine wie das andere bleibt eine Unwahrheit, eine 
Täuſchung, der Zerklüftung Deutſchlands in materiellen wie po⸗ 
litiſchen Anliegen wird nicht abgeholfen und die Zerwühlung der 
geſellſchaftlichen Zuſtände dauert fort. 

Obwol der beſtehende Zollverein einer materiellen und 
moraliſchen Nothwendigkeit des deutſchen Volkes beruhte, fehlten 
ihm doch zur Entwickelung die geeigneten Organe und Handha⸗ 
ben, eine umfaſſende energiſche Leitung und ſtändige Einrichtungen, 
kurz eine angemeffene Organtſazion. Er hatte zwar Zollkonfe⸗ 
renzen von Staats beamten, aber keine Vereinstage von umfaſſen⸗ 
der Wirkung. Die Uebereinkünfte der Beamten in den Generals 
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Konferenzen, die ſchon wegen ihrer geringen Zahl und der ge⸗ 
bundenen perſönlichen Stellung ihrer Mitglieder ganz außer 
Stande waren, die wichtigſten und mannigfaltigen Geſammtanlie⸗ 
gen eines ſo großen Handelskörpers zu vertreten, beſtimmten 
leviglich die Zoll⸗ und Handelsgeſetzgebung; die Kammern der 
Einzelſtaaten hatten in dem Zuſtimmungsrechte eine leere For⸗ 
malität zu erfüllen. Die öffentliche Meinung durchdrang ſich 
von der Wahrheit, daß der Zollverein in ſeiner bisher ausge⸗ 
bildeten Form nimmermehr ſeinen vollen Zweck erfüllen, den Be⸗ 
dürfniſſen entſprechen könne; daß ſeine Unvollkommenheit, weſent⸗ 
lich auf dem Mangel eines Mittelpunktes für die umfaſſende 
Leitung einer aktiven nazionalen Handelspolitik beruhend, ſo lange 
dauern werde, als die Geſammtheit deutſcher Gewerbs- und Han⸗ 
delsintereſſen ſich keiner geſetzlichen organiſchen Vertretung erfreut, 
wie ſolche England, Frankreich, Nordamerika ıc. beſitzen. Der: 
änderungen des Zolltarifs, in der Regel auf die dreijährige Ta⸗ 
rifs reviſton hinausgeſchoben, können ſelbſt in dringenden Fällen 
nur auf ſchleppendem Wege herbeigeführt, den raſcheren Puls⸗ 
ſchlägen des Handels, den Ergebniſſen der Ernten, den Tarif⸗ 
änderungen anderer Völker, den politiſchen Ereigniſſen kann nur 
langſam gefolgt werden An einer leitenden Zentralbehörde, an 
einem ſtändigen Ausſchuß der Zollvereins⸗Regierungen zur unab⸗ 
hängigen Wahrung der Geſammtintereſſen des Handelsbundes, 
an jeder organiſchen Einrichtung und an jedem vermittelnden 
Organe fehlt es gänzlich. Wegen dieſer Mängel und Unzuläng⸗ 
lichkeiten drang man nicht blos auf die äußere, ſondern auch auf 
die innere Erweiterung des Zollvereins, damit derſelbe eine ent= 
ſprechende Vertretung, ſowie eine ſichere, vor allem Wanken und 
Schwanken geſtützte unumſtößliche Rechtsgrundlage im Bundes- 
rechte ſelbſt erlange. 

Mit Rückficht auf dieſes weſentliche Bedürfniß, welchem in 
dem größern öſtreichiſch-deutſchen Zollverbande nothwendig ab⸗ 
geholfen werden muß, hat dieſe Denkſchrift daher gerade den 
Zweck, auf die Beſtimmungen hinzuweiſen, welche nach Anſicht 
der öſtreichiſchen Regierung zu jenem Ende in die Bundesver⸗ 
faſſung aufzunehmen wären. N 

§. 1. Alle Bundesſtaaten bilden ein durch gleiche Zoll- und 
Handelsgeſetzgebung verbundenes Gebiet, umgeben von einer ge⸗ 
meinſchaftlichen Zollgrenze. Die Ausſonderung kleiner Gebiets⸗ 
theile aus der gemeinſchaftlichen Zolllinie, ſowie beſondere Be⸗ 
ſtimmungen über örtliche Einrichtungen zum Frommen des Han⸗ 
dels (Niederlagen unverzollter Waaren, Meſſen, Freihäfen ꝛc.) 
bleiben der Bundesgewalt vorbehalten ). 

Die Aufnahme benachbarter Staaten in den deutſch⸗öſtrei⸗ 
chiſchen Zollverband und die allgemeine Regelung ihres Verhält⸗ 
niſſes darin geſchieht durch Bundesbeſchlüſſe, durch welche jedoch 
beſtehende derartige Verträge nicht aufgehoben oder einſeitig ab⸗ 
geändert werden dürfen. 

$. 2. Im Innern der gemeinſchaftlichen Zolllinie iſt der 
Verkehr frei, mit alleinigem Vorbehalte der wegen innerer Ver⸗ 
brauchsſteuern und Finanzmonopole beſtehenden oder geſtatteten 
Beſchränkungen 2). 

§. 3. Die Regelung der Ein- und Ausfuhr⸗, Rück⸗ und 
Durchgangszölle ſteht ausſchließlich der Bundesgewalt zu. 

$. 4. Die Bundesgewalt, in Ausübung ihrer Befugniß 
zur völkerrechtlichen Vertretung des Bundes in ſeinen handels⸗ 
politiſchen Verhältniſſen, hat Handels⸗Konſuln im Auslande zu 
beſtellen mit der Verpflichtung, die Angehörigen aller zollvereinten 


2) Der Unterſchied in den Verhältniſſen der Staaten und ihrer 
einzelnen Theile muß berückſichtigt werden. Ein ausgedehntes Freilager⸗ 
ſyſtem liegt im Intereſſe des Handels, auch Freihäfen können nicht un⸗ 
bedingt vornherein ausgeſchloſſen und jedenfalls könnten die kleinen 
Eilande der Nordküſte, die badiſchen Gebietsinſeln in der Schweiz, das 
n erde Küſtenland nicht wol dem allgemeinen Zollſyſtem unterwor⸗ 
en werden. 


) In Betracht, daß die Verſchiedenheit der Lebensweiſe und der 
gemeinen Bedürfniſſe der Einführung gleicher Verbrauchsabgaben noch 
ſehr im Wege ſteht, kann auch die Aufhebung aller Binnenzölle, zumal 


der Uebergangsabgaben, in der Bundesverfaflung nicht unbedingt ausge⸗ aber, welche dur 


ſprochen werden. Im Zollverein kommen trotz allen Anſtrengungen für 
ihre e noch Uebergangsabgaben von Wein, Bier, Branntwein, 
Taback vor; ſelbſt die Thorſteuern find eine Art Binnenzölle, 


Staaten ohne Unterſchied zu vertreten und deren Verkehrs-Inte⸗ 
reſſen zu wahren, ſowie ferner das Verhältniß feſtzuſetzen, in 
welchem die Handels-Konſuln der Einzelſtaaten zu denen des 
Bundes ſtehen follen ). 

§. 5. Die Bundesgewalt iſt ausſchließlich befugt, mit frem⸗ 
den Staaten Handels- und Schifffahrts⸗Verträge, welche den gan⸗ 
zen Bund umfaſſen und alle Staaten gleichmäßig verbinden und 
berechtigen, abzuſchließen. 

Derartige Verträge, welche von den Einzelſtaaten mit fremden 
Ländern eingegangen werden, dürfen den Verträgen des Bundes 
nicht widerſprechen. 

$. 6. Die Bundesgewalt überwacht und ordnet den Handel 
im Innern des Bundes, ſowie den Handel, die Schifffahrt und 
den Verkehr des Bundes. mit dem Auslande. 

§. 7. Die Bundesgewalt hat die Oberaufſicht über die 
Anſtalten für den Verkehr, die Schifffahrt, die Poſt, Eiſenbah⸗ 
nen, Telegrafen, im ganzen Umfange des Bundes, ohne ſich ſelbſt 
in die unmittelbare Verwaltung derſelben einzulaſſen. 

Die Seeſchifffahrts-Anſtalten unterſtehen den Küſtenſtaaten, 
welche für deren Benutzung Abgaben erheben dürfen. Diefe Ab: 
gaben, welche der Kontrole der Bundesgewalt unterliegen, ſollen 
die Koſten der Erhaltung ſolcher Anſtalten nicht überſchreiten. 

Der nämliche Grundſatz findet Anwendung auf die Fluß⸗ 
ſchifffahrt und die Flußzölle, überhaupt auf die Wegegelder, deren 
allgemeine Regelung unter billiger Entſchädigung derjenigen Staa⸗ 
ten, welche dabei große Geldopfer zu bringen haben, zu bes 
wirken iſt. 

$. 8. Die Bundesgewalt hat die Zollverwaltung in allen 
Ländern des Bundes zu überwachen und die Ausführung aller 
bezüglichen Beſtimmungen zu kontroliren 9). 

§. 9. Der Reinertrag der gemeinſchaftlichen Zölle und Ab⸗ 
gaben wird, nachdem die durch die Bundesgewalt auszuſchreiben⸗ 
den Matrikularbeiträge der Einzelſtaaten aus den Zolleinkünften 
vorweg entnommen worden ſind, unter die zollvereinten Staaten 
vertheilt 5). 


) Den Einzelſtaaten darf das für manche ſehr wünſchenswerthe 
Recht, ihre Angehörigen durch beſondere Konſuln in Handelsbeziehungen 
vertreten zu laſſen, nicht entzogen werden; jedoch wird es nöthig, die 
Konſulate in nähere Beziehungen zueinander zu ſetzen und ihr gegen⸗ 
ſeitiges Verhältniß durch die Bundesgeſetzgebung zu beſtimmen. Auch 
dürfte ſich empfehlen, die Konſuln einzelner Staaten als Bundeskonſuln 
zu beſtellen. 

) Jetzt wird die gegenſeitige Kontrole von den Staaten des Zoll⸗ 
vereines geübt; die allgemeine Kontrole durch die Bundesgewalt iſt 
einfacher. 

5) Der Maßſtab der Vertheilung muß durch die Erfahrung an die 
Hand gegeben werden, jedoch eine gewiſſe Stätigkeit behaupten. 

Dem Zollvereine gegenüber begründete früher Hannover auf die 
Nachweiſung eines erheblichen Mehrverbrauches an Kaffeh, Zucker, Taback, 
fremden Weinen und fremden Manufakturwaaren, dann wegen angeblichen 
Verluſtes an Durchgangszöllen den Anſpruch auf Gewährung beſonderer 
Entſchädigung in Form eines Präzipuums aus den gemeinſchaftlichen 
Zolleinkünſten. Der Zollverein ging auf dieſes Anſinnen nicht ein, indem 
nicht Alles, was an den hannoverſchen Grenzen verzollt wird, auch im 
Lande zum Verbrauche gelange, nach der Vereinigung der ſtärkere Ver⸗ 
brauch der Fremdartikel wegen natürlichen Imports vieler vereinsländi⸗ 
ſcher nicht ſortdauern würde, die Durchgangszölle ſich aber größtentheils 
in Eingangszölle verwandeln würden. Es iſt von Hannover wol zu ber 
herzigen, daß die Zolleinkünfte verhältnißmäßig im Zollvereine, ja felbft 
theilweiſe in Oeſtreich trotz feines bisherigen Jollſyſtems mehr zunehmen 
als im Steuervereine, daß überhaupt in Staaten mit blühenden Gewer⸗ 
ben der Kolonialwaarenverbrauch in höherem Maaße wächſt als in ſoge⸗ 
nannten Aderbauftaaten, zu welchen Hannover ſich rechnen will. Zudem 
würde die günſtige Lage der Küſtenländer bei höherem Zollſchutze ohne 
Zweifel in weit größerem Maaße als ſchon bisher der Fall war, zur An⸗ 
lage von Zuckerraffinerien, von Tabackfabriken, Twiſt⸗ und Flachsſpin⸗ 
nereien locken, denen fortan ein ungeheueres Gebiet zum freien Nhe 
offen ſtände. Derlei naturgemäße Fabrikanlagen in unmittelbarer Nähe 
der großen Seemärkte würden ſicher noch ganz andere Ergebniſſe liefern, 
als im tiefen Binnenlande. Das Alles würde den Küſtenländern vor⸗ 
züglich zu Statten kommen und ihrer Gewerbthaͤtigkeit, ihrer Schifffahrt, 
ihrem Handel einen kaum geahnten Antrieb geben. Jedenfalls dürften 
die reinen Einkünfte Hannovers, bliebe es für ſich, in weit geringerem 
Maaße zunehmen, als wenn es ſich anſchlöſſe. Die Ausfälle an Steuern 

die gegenſeitigen Befreiungen der inländiſchen Erzeug⸗ 
niſſe von den Eingangsabgaben entſtehen würden, an ſich ohne große 
Erheblichkeit, ſind gar nicht in Betracht zu ziehen, da die eigenen Staats⸗ 
angehörigen als Konſumenten den Betrag dieſer Steuer gewinnen, und 


16 * 


42% 


Deutſche Gewerbezeitung. 


[April 


$. 10. Dek Bundesgewalt ſteht ein Bundesrath für Han⸗ 
del und Schifffahrt vorbereitend zur Seite. Demſelben liegt ob: 
die Prüfung der Grundſätze, auf denen die Handelspolitik des 
Bundes zu beruhen hat; die Unterſuchung der Hemmniſſe für 
Handel und Verkehr im Innern der verbündeten Staaten; die 
Prüfung der Handels- und Schifffahrts- Verträge der einzelnen 
Staaten, inwiefern ſie dem gemeinſamen Syſteme entgegenſtehen, 
ſowie der neu abzuſchließenden Verträge des Bundes; die Erſtat⸗ 


tung von Gutachten, Vorſchlägen und Auskünften über alle in 


ſeinen Wirkungskreis gehörige Angelegenheiten; die Darlegung 
ſeiner Wahrnehmungen über die Bedürfniſſe und den Stand des 
Handels und der Schifffahrt, der Hülfsanſtalten und Verkehrs⸗ 
mittel; die Vorſchläge für die Wahl der gemeinſamen Handels- 
agenten; die Begutachtung in Fragen über Handels- und See⸗ 
recht, über Münze, Maaß und Gewicht. 

Der Bundesgewalt liegt die Pflicht ob, in allen Schifffahrts⸗ 
und Handelsſachen, ſowie über alle Zollbeſtimmungen, Handels- 
und Schifffahrtsverträge, Aufſtellung und Ernennung von han⸗ 
delspolitiſchen Vertretern das Gutachten des Bundesrathes ein- 
zuholen. 

$. 14. Der Bundesrath für Handel und Schifffahrt beſteht 
aus einem großen Rathe, welcher regelmäßig jedes Jahr zuſam⸗ 
menberufen wird, und in Fällen von Wichtigkeit auch außerge⸗ 
wöhnlich von der Bundesgewalt verſammelt werden kann, und 
aus einem Ausſchuſſe, welcher als eine bleibende Berathungsbe⸗ 
hörde der Bundesgewalt zur Seite ſteht. Er hat die Arbeiten 
für den großen Rath vorzubereiten oder zu vollziehen, die von 


dieſem angeordneten ſachkundigen Unterſuchungen anzuſtellen und 


die in den Wirkungskreis der Bundesgewalt gehörigen Verfügun⸗ 
gen zu begutachten. 
$. 12. Der große Rath beſteht aus Abgeordneten, welche 


4 


udem die Erſparniſſe an Verwaltungskoſten denſelben überwiegen würden. 
Bades würde durch eine angemeſſene Regelung der Eingangsſteuerſätze 
eine verhältnißmäßige Erhöhung der Summe der Zollertruͤge, ohne Ge⸗ 
fährdung anderer Intereſſen, erzielt werden können. 

Zwar verzehrt Oeſtreich zur Zeit an ausländiſchen Waaren, welche 
vorzugsweiſe als Einnahmequellen der Zollkaſſen erſcheinen, weniger als 
das übrige Deutſchland; im Jollvereine beträgt der reine Zollertrag 400, 
wenn er ſich in Oeſtreich etwa auf 44 beläuft, wogegen freilich die 
Verwaltungskoſten ſich hier mehr als doppelt ſo hoch denn dort belaufen. 
Allein die offiziellen Nachweiſe bilden keinen Anhalt für die Ermittelung 
des wahren Verbrauchsverhältniſſes in Deutſchland und Oeſtreich, und 
es würde ganz unthunlich ſein, darnach den Maßſtab für die Vertheilung 
der Zollrevenüen beſtimmen zu wollen. Die bisherige Verſchiedenheit der 
Steuerſätze und der Verwaltung, der lebhaft betriebene Paſchhandel nach 
Oeſtreich, die große natürliche Verbrauchsfähigkeit ſaſt aller Kornländer 
des Kaiſerſtaates, die ſich ſelbſt in der erſtaunlich raſchen Zunahme des 
Verbrauchs einzelner fremder Artikel bei einiger Zollermäßigung kundge⸗ 
geben hat, die Entlaſtungen des Bodens, die Gewißheit, daß unter der 
neuen Zoll⸗ und Handelsgeſetzgebung der Verbrauch in Oeſtreich um ſo 
ſchnellere Fortſchritte machen werde, als er unter den früheren Hemmun⸗ 
en iſt, alle dieſe Umſtände müſſen in Anſchlag gebracht 
werden. 

Die ganze Frage hat übrigens gegen einen großen Theil ihrer Wich⸗ 
tigkeit verloren. Der Zollverein als ſolcher hatte mit Ausnahme der 
Erhebungskoſten keine gemeinſamen Auslagen, er hatte keine gemeinſame 


Zentralbehörde, keine Jentralvertretung, keine gemeinſamen Konfuln, 


keine Flotte zur Wahrung der gemeinſamen Intereſſen zu unterhalten; 
der auf den einzelnen Zollvereinsſtaat entfallende Antheil an den Zoll⸗ 
vereinseinkünften floß nicht in eine Vereinskaſſe, ſondern ward ausſchließ⸗ 
lich für die Bedürfniſſe und zum Beſten des Einzelſtaates verwendet. 
Ganz natürlich, daß unter dieſen Umſtänden der mehr konſumirende Staat 
ſich mit Widerſtreben dem Vertheilungsprinzipe nach dem Kopf unterzog. 

Gegenwärtig ſtehen die Dinge ganz anders, ſofern nämlich die reinen 
Zollerträgniſſe vorzugsweiſe auf Beſtreitung der gemeinſamen Ausgaben 
der Zollvereins⸗Staaten verwendet würden. Darin, daß ein erheblicher 
Theil der Zolleinkünfte nicht mehr wie früher in die Kaſſen der einzelnen 
Staaten fließen würde, läge offenbar eine billige Ausgleichung, indem 
die Küſtenländer, welche am meiſten zu den Zöllen beiſteuern, auch den 
größten Vortheil von dem Schutze der Flotte, einer wirkſamen Konſular⸗ 
vertretung ꝛc. ꝛc. haben. Mit einem Worte, die Joll⸗ und Handelsver⸗ 
hältniſſe würden fi) fortan in Mitteleuropa ganz fo geſtalten, wie in 
Frankreich oder in England oder Nordamerika, und fo wenig es dort, in 
Betracht daß die Jollrevenüen zu allgemeinen Zwecken verwendet werden, 
einem Landestheile oder einem Staate je einfallen wird, ein Präzipuum 
von dem andern Landestheile zu fordern, well es an fremden Artikeln 
mehr verbrauche, ſo wenig könnte folgerecht ein ſolcher Anſpruch auch 
noch dieſſeits erhoben werden, wenn die Jollrevenüen fortan gemeinfamen 
Zwecken dienten. 


zum größeren Theile von den Vertretern der gewerblichen Inte⸗ 
reſſen, und zwar dort, wo Handels- und Gewerbekammern be⸗ 
ſtehen, von dieſen gewählt und zum geringeren Theile von den 
Regierungen ernannt werden. Die Zahl der Abgeordneten, welche 
jeder Staat zu ſenden hat, wird nach der handelspolitiſchen Wich⸗ 
tigkeit deſſelben bemeſſen. 

$. 13. Der große Rath wählt feinen Präſidenten, feinen 
Viee⸗Präftdenten und feinen Schriftführer, ſowie die Mitglieder 
des Ausſchuſſes, letztere in der Art, daß Oeſtreich, Preußen, 
die norddeutſchen Küſtenſtaaten und Süd⸗Deutſchland darin ver⸗ 
treten ſein müſſen. 

§. 14. Die Bundesgewalt wird ihr Handelsamt als Ober⸗ 
aufſichtsbehörde für Handel, See: und Fluß⸗Schifffahrt, Verkehrs⸗ 
mittel, Wahrung des geiſtigen Eigenthums (Privilegien und 
Patente), Münz⸗, Maaß⸗ und Gewichtweſen, auswärtige Han⸗ 
delsvertretung, Auswanderung und Koloniſazion, ferner ihr ſtatiſti⸗ 
ſches Büro und ihre Zollkontrole⸗ und Rechnungskammer befitzen. 

Dieſes wären die weſentlichen Beſtimmungen, welche nach den 
Anfichten der kaiſerlichen Regierung das Grundgeſetz des deutſch⸗ 
öſtreichiſchen Zoll- und Handelsbundes zu bilden hätten. Die 
der Bundesgewalt eingeräumten Befugniſſe find ſolche, ohne welche 
ein dauerndes einträchtiges Zuſammenwirken der einzelnen Bun⸗ 
desſtaaten, ihre kräftige Vertretung nach Außen und ein ſchnelles 
Ergreifen der Verhältniſſe gedacht werden kann. Des Beirathes 
Sachkundiger bei Würdigung der großen gewerblichen Intereſſen 
kann keine Nazion entbehren; damit aber dieſer Beirath ein wohl⸗ 
geordneter ſei, müſſen die Sachkundigen durch das Vertrauen 
ihrer Fachgenoſſen wie der Regierungen zu ihrem Poſten berufen 
werden, und nicht einſeitig aus dieſem oder jenem Lande, ſondern 
genau im Verhältniſſe der handelspolitiſchen Wichtigkeit ihrer 
Heimath gleichmäßig aus allen Theilen des Bundes hervorgegangen 
ſein. Damit dieſer Beirath nie fehle, minder wichtige Geſchäfte 
auch ſchneller und in einem kleinern Kreiſe abgethan werden 
können, und der großen jährlich oder bei außerordentlichen Ver⸗ 
anlaſſungen zuſammentretenden Verſammlung der verarbeitete 
Stoff zu ihren Berathungen zu Gebote ſtehe, bietet ſich von ſelbſt 
jener aus dem großen Bundes rathe hervorgehende engere Ausſchuß 
dar, gewiſſermaßen der handelspolitiſche Staatsrath der Bundes⸗ 
gewalt. Bei dem Handels- Amte ſtellt ſich in mancher Hinſicht 
das engliſche Board of Council for Trade, bei dem ſtatiſtiſchen 
Büro die in mehreren Staaten, namentlich auch in Oeſtreich, 
beſtehende Einrichtung als Vorbild dar. Beide Inſtitute find 
zur Kenntniß der Thatſachen, einheitlichen Leitung der Handels⸗ 
verhältniſſe, Wahrung der gemeinſamen Intereſſen nach Innen 
und Außen unerläßlich. Die Zoll-⸗Kontrolebehörde fol an die 
Stelle der Zollkommiſſarien des Zollvereines, die Rechnungskam⸗ 
mer an die Stelle des Zentralbüro in Berlin mit jenen Abän⸗ 
derungen treten, welche durch die beabſichtigte engere Verknüpfung 
der einzelnen Bundesſtaaten hervorgerufen werden. 

Es iſt klar, daß alle dieſe Vorſchläge hier nur in ihren 
Umriſſen angegeben werden können, da ihre Feſtſetzung eben der 
Gegenſtand der einzuleitenden Verhandlungen ſein wird, und 
Oeſtreich weit entfernt iſt, ſeine Anſichten als irgendwie maaß⸗ 
gebend hinſtellen zu wollen. Doch hält ſich die kaiſerliche Re⸗ 
gierung für berechtigt, die hier entwickelten Grundſätze ſämmtlichen 
hohen deutſchen Regierungen zur ernſten Prüfung zu unterbreiten. 
Sie hält den hier vorläufig angedeuteten Bundes⸗Organismus 
nicht blos für möglich, ſondern auch für geeignet, um allen 
billigen Wünſchen zu entſprechen. Jeder Unbefangene wird zu⸗ 
geſtehen, daß nach den hier niedergelegten Vorſchlägen die ein⸗ 
heitliche Leitung der Handelspolitik des Bundes auf einer ſorg⸗ 
fältigen organiſchen Geſammtvertretung der Intereſſen, ſowie auf 
umfaſſender ſicherer Kenntniß derſelben beruhen würde. Weiteres 
kann von einem Organiſazions-Plane hicht gefordert werden, als 
daß auf dem vorgeſchlagenen Wege aller Wahrſcheinlichkeit nach 
das vorgeſteckte Ziel ſich vollſtändig erreichen läßt, ohne Mißlei⸗ 
tung oder Abirrung beſorgen zu dürfen. Daß durch die gemein⸗ 
ſame Leitung aller handelspolitiſchen Angelegenheiten, durch Eine 
Zolllinie um einen Körper von 70 Millionen, Eine Zollverfaſſung, 
Ein Konſularſyſtem die natürlichen gunſtigſten Verhältniſſe herge⸗ 
ſtellt und bei ungleich größerer Wirkſamkeit für das Geſammt⸗ 


1851.) 


Deutſche Gewerbezeitung. 


125 


wohl auch ungemein viel an Koſten und Kräften erſpart werden, 
dadurch zur Linderung der Nothſtände einzelner Klaſſen, ſowie 
zur Erhöhung der Wohlfahrt der Geſammtheit mehr als durch 
ſonſt Etwas beigetragen werden würde, das kann nicht wider⸗ 
ſprochen werden. Alle die Bundesländer, welche ſich in ihrer 
bisherigen Getrenntheit durch ihre Zollverwaltung ſelbſt noch 
gegenſeitig beeinträchtigten, ſte ſind endlich durch ihre Vereinigung 
erſt im Stande, umfaſſende Verkehrs⸗Erleichterungen und günſtige 
Handelsverträge abzuſchließen und überhaupt eine erleuchtete wirk⸗ 
ſame See⸗ und Handelspolitik durchzuführen. 


Welche Handelspolitik werden aber die zollvereinten 
Staaten von Deutſchland und Oeſtreich zum wahren Heile der 
Geſammtheit, wie aller einzelnen Theile befolgen können? Wenn 
die Denkſchrift vom 30. Dezember auch Andeutungen über dieſe 
Frage enthält, ſo ging ihr Zweck doch lediglich darauf hin, die 
Anſichten der öſtreichiſchen Regierung über die für Anbahnung 
der öſtreichiſch⸗deutſchen Zolleinigung zu ergreifenden Maßregeln 
zu entwickeln und zugleich darzulegen, wie Oeſtreich vermöge 
der Art und Weiſe feiner im Zuge begriffenen Tarifreviſton ſich 
thatſächlich bereits auf dem Wege zu jenem Ziele bewege. 

In der Regel mag es bei der jetzigen raſchen und großar⸗ 
tigen Bewegung des Handels allerdings rathſam erſcheinen, die 
Handelspolitik eines Staates nicht auf allzubeſtimmte Grundſätze 
ſtellen zu wollen. Die Verkehrsbeziehungen der Völker werden 
durch den Gang der Zeit, die Fortſchritte der Induſtrie, die 
Wandelbarkeit der Produkzion und die Bedürfniſſe des Verbrauchs 
in ihren Bedingungen unaufhörlich abgeändert. Ein handelspo⸗ 
litiſch vorgeſchrittener Staat hat keine feſtgezogenen Normen, er 
handelt nach den Umſtänden für ſein Intereſſe. Allein in unſe⸗ 
rem Falle ſollen erſt verſchiedene Staaten oder doch noch neun⸗ 
fach in Zoll und Handel geſpaltene Gebiete ſich vereinigen und 
ergänzen zu einem ganz neuen, mächtigen Handelsbunde, der 
ſofort auf der Weltbühne eine bedeutende Rolle zu übernehmen 
berufen iſt. Oeſtreich und der Zollverein waren zwar auch 
bisher große Handelsgebiete, allein der Lauf ihrer Hauptſtröme 
in andere Staaten, ſowie die vereinzelte Lage zu den wichtigſten 
Meeren erſchwerte ihnen für ſich allein eine ganz ſelbſtſtändige 
Handelspolitik durchzuführen. Oeſtreichs impoſante Ländermaſſe 
ſtützt ſich unmittelbar nur auf einen Punkt am Meere und lehnt 
fich mittelbar durch die Donau an einen Binnenſee; auf die Han⸗ 
delspolitik der Ausfuhrhäfen für fein Elbe: und Weichſelgebiet 
übt es keinen Einfluß. Gleiches gilt vom Zollvereine, der ſich 
unmittelbar blos nach dem Binnenmeere der Oſtſee abdacht. Im 
Verkehre dieſer Staaten, nicht blos gegen das gemeinſame Aus⸗ 
land, ſondern auch gegeneinander waren die Adern unterbunden, 
in denen der geſunde, nirgends ſtockende Kreislauf des Blutes 
vor ſich gehen ſoll. Erſt der ganz Deutſchland und Oeſtreich 
umſpannende Verein wird nicht blos die Elbe, Weſer, Ems, 
Oder ungetheilt und ganz ſein nennen, er wird auch die Adria, 
wie die Nord⸗ und Oſtſee umſchlingen; und das moraliſche Ge: 
wicht eines 70 Millionen Menſchen umfaſſenden Bündniſſes, das po⸗ 
litiſche Gewicht eines Handelsgebietes, wie die Geſchichte kein Glei⸗ 
ches kennt, wird bald das Uebrige erringen, was ihm zur Erfüllung 
feiner welthiſtoriſchen Aufgabe noch fehlt. Indem dieſer Zollbund nach 
Innen den verbindenden Kitt zwiſchen die Fugen des Neubaues, 
in die Spalten der Intereſſen und der geograſiſch-hiſtoriſchen 
Verſchiedenheiten eingießen wird, wird er nach Außen uns be⸗ 
fähigen, die jetzige Ungunſt unſerer Seelage zu überwinden und 
mittels einer Kriegsmarine, geſtützt auf eine kräftig aufgeblühte 
Handelsflotte, unſern Handel ſelbſtſtändig zu entfalten, unſere 
Küften und unſere Seeplätze zu ſchützen. Dann werden aus dem 
Gewinne des Ganzen auch die kleinſten Glieder die induſtriellen, 
merkantilen und finanziellen, vor Allem die politiſchen und mo 
raliſchen Früchte ernten, die einer fo großen Vereinigung ent⸗ 
ſprießen; denn gewiß, wie die materiellen Belange, ſo iſt auch 
die Ehre von Staaten und Völkern nie geſichert, ihre internazio⸗ 
nale Stellung nie ſelbſtſtändig, wenn es nur vom guten Willen 
oder vom Intereſſe fremder Mächte abhängt, wie weit ihr Han⸗ 
del ungefährdet bleiben fol, 
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großen Handelsbunde zu vereinigen, und die Zukunft auf der 
politiſch⸗ materiellen Solidarität der verbündeten Staaten gegen 
jene Eventualitäten zu ſichern, denen die bisherigen Einrichtungen 
nicht zu begegnen vermochten, iſt nur dann zu verwirklichen, 
wenn die volkswirthſchaftlichen Zustände dieſer Staaten weſentlich 
auf der gleichen Grundlage beruhen. Der bisher noch beſtehende 
Antagonismus der Intereſſen iſt aber kein natürlicher, in dauern⸗ 
den Verhältniſſen wurzelnder. Oder wird man die wunderliche 
Zerriſſenheit des mitteleuropäiſchen Ländergebietes für naturge⸗ 
mäß ausgeben wollen? Beruht es auf dem Weſen der Dinge, 
daß Braunſchweig dem Zollverein angehört, Hannover aber nicht? 
Wie lange iſt es her, daß alle dieſe Gebiete und in den größe- 
ren ſogar die verſchiedenen Provinzen durch Zollſchranken von⸗ 
einander getrennt waren? Dieſe Zerſplitternng beruht fo wenig 
auf einem Naturgeſetze, daß vielmehr eine einheitliche Handelspo⸗ 
litik und Geſetzgebung für keine andere Nazion von gleich hoher 
Bedeutung fein würde. Im Großen find die Wirthſchafts- und 
Handelsanliegen ganz die gleichen, und hieran ändert der Um- 
ſtand Nichts, daß die verſchiedenen Zweige der nazionalen Pro⸗ 
dukzion noch nicht überall zu gleicher Höhe ausgebildet find, was 
gerade durch die Zolleinigung am vollſtändigſten erreicht werden 
wird. Vielmehr find die noch trennenden Zollſchranken wider- 
natürlich und darum auf die Dauer nicht haltbar; nur daß, je 
länger die Unnatur der Dinge waltet, es deſto ſchwieriger wird, 
ohne Störung zu der Natur zurückzukehren, da politiſche Sün⸗ 
den mit Wucherzinſen gebüßt werden. Selbſt die Verſchiedenheit 
der Verhältniſſe in den noch beſtehenden Zollgebietsgruppen iſt 
ſo geartet, daß ſie ſich durch einen Zollverband zu gegenſeitigem 
Vortheile ergänzen. 

Gerade dieſe wirthſchaftliche, dieſe kontinentale und maritime 
Ergänzung und Abrundung, welche durch den Zuſammenſchluß 
der öſtreichiſchen, mitteldeutſchen und norddeutſchen Zollgruppen 
gewonnen wird, ſodann die Größe des dadurch zum freien Aus⸗ 
tauſche aller eigenen oder einmal eingeführten Erzeugniſſe erlang⸗ 
ten Marktes, beides wird die Handelspolitik dieſes mächtigen 
Zollbundes vereinfachen und eine praktiſche Verſtändigung über 
das leitende Grundprinzip derſelben herbeiführen. Trotz des kur⸗ 
zen Beſtehens des Zollvereines und ſeiner im Ganzen unzweifel⸗ 
haft günſtigen Wirkungen hatte ſich doch bereits ein Zwieſpalt 
der Anſichten über das Zollſyſtem von der größten Schärfe und 
Schroffheit in demſelben feſtgeſtellt, und in der That wäre kaum 
abzuſehen, wie dieſer Widerſpruch zur wahren Befriedigung beider 
Theile gelöſt werden könnte, wenn der Zollverein auf ſeine jetzi⸗ 
gen, ökonomiſch engen und ungenügenden Grenzen beſchränkt 
bliebe, ſelbſt wenn es ihm gelänge, ſich einſeitig nach der Nord⸗ 
ſee auszudehnen. Der Süden und Weſten würden ſich in ihrer 
beengten Lage geſpornt fühlen immer entſchiedener auf ein höhe⸗ 
res Schutzſyſtem zu dringen, die norddeutſchen Küſtenländer wür⸗ 
den immer abgeneigter werden, einem ſolchen Verlangen nachzu- 
geben, weil beide Theile für ihre vorwiegende Thätigkeit bei der 
fortdauernden Scheidewand gegen den geſammten Südoſten keinen 
genägenden Spielraum erlangten. Gegenſätze aber, die nach 
einem Naturgeſetze innerhalb enger Grenzen immer ſchroffer wer⸗ 
den, und entweder zu neuer Spaltung oder zu Unterdrückung des 
einen Theils durch den andern führen, können durch Erweiterung 
der Grenzen überwunden und zu einem Höheren vermittelt wer⸗ 
den. In dem vereinigten Königreiche der Niederlande waren die 
vielfach verwandten nördlichen und füdlichen Theile zwar durch 
die gewichtigſten materiellen Bande verknüpft, dennoch reichten 
dieſe innerhalb der engen Grenzen zur Vermittelung des in den 
Intereſſen vorhandenen Dualismus nicht aus, und dieſer führte 
weiter und weiter bis zur Wiederabtrennung Belgiens von Hol⸗ 
land, die vielleicht nie erfolgt wäre, wenn das vereinigte König⸗ 
reich der Niederlande einem größeren handelspolitiſchen Bunde 
angehört hätte, in deſſen weiten Grenzen jene Gegenſätze ſich 
auszugleichen und zu verſöhnen hinlänglich Raum gefunden 
hätten. Der Spielraum, den der Anſchluß Oeſtreichs an den 
deutſchen Zollbund in jeder Richtung der Erzeugung und des 
Verkehrs nach Oſten eröffnete, die volkswirthſchaflliche und han⸗ 
delspolitiſche Ergänzung, welche damit nothwendig verbunden 
wäre, würde jenem bedenklichen Dualismus der Anſtchten und 
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Intereſſen thatfächTich ſofort die Spitze abbrechen, und fortan auf 
der gewonnenen breiten ökonomiſchen Grundlage den ungeſtörten, 
der Wohlfahrt des Ganzen entſprechenden Ausbau ver einheitlis 
chen Handelspolitik geſtatten. Darum iſt es auch wahrſcheinlich, 
daß die Nordſeeſtaaten unter den in beiden Fällen ſonſt gleich- 
mäßigen Bedingungen ſtch weit eher entſchließen werden, einem 
70 Millionen Bewohner umfaſſenden öͤſtreichiſch⸗deutſchen Zollver⸗ 
bande mit verhältnißmäßig wirkſamen Schutzzöllen für die Haupt⸗ 
induſtriezweige, als dem Zollvereine in feinem gegenwärtigen 
Beſtande beizutreten. In der That, die unbefangenen Freunde 
der Handelsfreiheit müſſen im mitteleuropäiſchen Handels bunde 
einen unendlich wichtigeren Schritt zur wahren Verkehrsfreiheit 
erblicken, als in der bloßen Ausdehnung des jetzigen Zollvereines 
über die Nordſeeſtaaten, und gerade bei feſt begründeter Ueber⸗ 
zeugung von der Wahrheit ihrer Anſichten müſſen ſie der wohl⸗ 
thätigen Wirkungen des freien Verkehrs auf einem ſo umfaſſenden 
Territorium fo gewiß fein, daß fie aus jenem Schritte viele weitere 
in gleicher Richtung und endlich den Sieg ihrer Sache ableiten 
ſollten. Andererſeits müſſen aber auch die Anhänger eines ra⸗ 
zionellen Schußzoll- und Reziprozitätsſyſtems jenem großen Han⸗ 
delsbunde den Vorzug geben, nicht blos, weil hier die nazionale 
Grundlage die breiteſte und umfaſſendſte, ſondern auch weil dieſer 
Handelskörper allein im Stande iſt, jenes Syſtem zur vollſtän⸗ 
digſten Durchführung zu bringen. Handelsfreiheit und Schutz⸗ 
zollſyſtem bilden nicht im Prinzipe nothwendige Gegenſätze, und 
der Kampf zwiſchen Schutzzoll und Freihandel kann durch die 
öſtreichiſch⸗deutſche Zolleinigung auf befriedigende Weiſe gelöſt 
werden. Durch dieſe Einigung wird dem einen wie dem andern 
Prinzipe weſentlich Rechnung getragen, denn je kleiner das Land, 
deſto bedenklicher wird der Schutzzoll, deſto nothwendiger der 
Freihandel; je ausgedehnter dagegen der eigene Markt, deſto 
größer der innere Mitbewerb; je größer dieſer, deſto unmöglicher 
das Monopol, deſto niederer die Waarenpreiſe, deſto größer auch 
die Fähigkeit zum Mitbewerb auf dem Weltmarkte. Auf einem 
engen Markte wird der Schutzzoll zum Vorrechte der Einzelnen 
und zur Bürde der Uebrigen; auf einem weiten Markte gleicht 
ſich dies zum Vortheile des Ganzen bald aus, der fpornende 
Schutz erweckt die ſchlummernden Kräfte zur Thätigkeit, er ver⸗ 
leiht den nöthigen freien Spielraum zum Erſtarken und gibt dem 
Auslande gegenüber die fehlende Ebenbürtigkeit. Allerdings be⸗ 
gegnet man, auf den Standpunkt der Sonderintereſſen hinunter⸗ 
ſteigend, noch manchen Befürchtungen und Konflikten. Allein 
war es anders, als man in den dreißiger Jahren zum Abſchluſſe 
der Zollvereinsverträge ſchritt? Unmöglich ſchien es, alle An⸗ 
ſprüche zu befriedigen, und doch ſind die Befürchtungen, wenn 
damals auch noch ſo weitläufig dokumentirt, zu Schanden gewor⸗ 
den, weil das Unnatürliche der inneren Zollſchranken und der 
Trennung ſchwerer wog als alle ſtatiſtiſch belegten Bedenken. 
Die nämlichen Erſcheinungen wiederholen fich jetzt; wird aber 
der größere Zollverband nicht auch ein gleiches Ergebniß herbei⸗ 
führen? Und wenn die inneren Fortſchritte des Zollvereines 
während der letzten Jahre ſeines Beſtandes geringer waren als 
während der erſten, zeigt fich darin nicht, daß das natürliche 
Bevürfniß noch unvollſtändig befriedigt, noch nicht alle Bedin⸗ 
gungen der gewerblichen Entfaltung erfüllt waren, ſo lange der 
Zollverein, eingeengt zwiſchen dem Nordweſten und Südoſten, 
getrennt von der Nordſee wie von der ſüdlichen Mittelſee, we⸗ 
ſentlich Binnenland blieb und in ſeinem Verkehre unterbunden 
war? Nur durch den Freihandel nach Innen, durch die harmo⸗ 
niſche Verbindung und Verſchmelzung aller eigenthümlichen Ge⸗ 
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auch den Freihandel nach Außen ſich zu erringen. Je mannig⸗ 
faltiger und vielſeitiger jene Gegenſätze nach allen Richtungen 
hin find, deſto nothwendiger erſcheint die Einheit des Handels⸗ 
gebietes, deſto tiefer greift der Schaden einer unnatürlichen ma⸗ 
teriellen Zerklüftung. Die Wiſſenſchaft hat den ſcheinbaren Ge⸗ 
genſatz von Handelsfreiheit und Schutzzoll überwunden, ſeitdem 
ſie nicht mehr bei der Abſtrakzion ſtehen geblieben, ſondern zu 
dem lebendigen Menſchen und Volke fortgeſchritten iſt. Sie will 
die Handelsfreiheit, aber ſie läßt auch Schutz⸗ und Differenzial⸗ 
zölle als Mittel dazu, zur induſtriellen Erziehung, zur Macht⸗ 


entwickelung und als Waffe zu. Alles kommt nur darauf an, 
wie man dieſe Mittel zu handhaben und anzuwenden verſteht. 
Selbſtzweck if fo wenig die Handelsfreiheit als der Schutzzoll; 
beides ſind nur Mittel für höhere menſchliche und nazionale 
Zwecke. Jedenfalls ſcheint eine lange Erfahrung dafür zu ſpre⸗ 
chen, daß wir durch eine die vaterländiſche Arbeit ſorgſam ſchüz⸗ 
zende, die Intereſſen vereinende Politik eher zur Handelsfreiheit 
gelangen werden, als dadurch, daß wir auf dieſem Gebiete nach 
Außen entwaffnet, nach Innen zerriſſen bleiben. 

Mit Ausnahme des höheren Nordens und des äußerſten 
Südens befindet ſich Europa ſo ziemlich unter gleichen klimati⸗ 
ſchen Verhältniſſen. Auch Fruchtbarkeit und Anbau der euro⸗ 
päiſchen Länder find im Großen und Ganzen wenig verſchieden 
voneinander, und wegen dieſer ziemlich gleichartigen natürlichen 
Erzeugung iſt der Handel mit Lebensmitteln zwiſchen denſelben, 
abgeſehen von, einzelnen Oertlichkeiten, von nur mäßiger Bedeu⸗ 
tung im Vergleiche mit dem inneren Verbrauche jedes europäi⸗ 
ſchen Landes an eigenen Erzeugniſſen; hiermit ſoll jedoch die 
hohe Wichtigkeit des europäiſchen Verkehres, d. h. des Handels 
zwiſchen den höchſtgebildeten Völkern, nicht in Schatten geftellt 
werden. Ferner iſt zumal im Weſten Europas, in den romani⸗ 
ſchen und germaniſchen Ländern, der Grund und Boden längſt 
vertheilt und durch Anbau oder doch als Weide oder Wald be⸗ 
nutzt; an arbeitenden Händen iſt Ueberfluß, der Arbeitslohn des⸗ 
halb durchgängig mäßig und in Gegenden, wo es an Gewerbfleiß 
fehlt, meiſtens ſehr gering. Die fortwährende Zunahme der Be⸗ 
völkerung bewirkt hier nach Naturgeſetzen eine immer größere 
Zerſtückelung des Bodens und hat in manchen Gegenden, wie 
Schwaben, Franken, Elſaß, Schweiz, Irland, in der Auswande⸗ 
rung einen regelmäßigen Abfluß zu ſuchen. 

Aus dieſer europäiſchen Gleichartigkeit der wirthſchaftlichen 
Grundzuſtände fließt für die europäiſchen Staaten die doppelte 
materielle Nothwendigkeit — die auch ſonſt im ſtttlichen, politi⸗ 
ſchen und ſozialen Fortſchritte begründet liegt — einmal den 
eigenen Gewerbfleiß, den Handel und die Schifffahrt mit aller 
Sorgfalt zu hegen, und ſodann neben dem europäiſchen Handel 
auch der Erweiterung des direkten Bedarfshandels mit den von 
Natur anders geſtellten überſeeiſchen Ländern im Oſten wie We⸗ 
ſten die höchſte Fürſorge zuzuwenden. Gilt ſolches für alle euro⸗ 
päiſche Staaten, ſo müſſen doch namentlich Oeſtreich und Deutſch⸗ 
land ſich mehr als ein anderes Land aufgefordert fühlen, einem 
blühenden Gewerbfleiße und der Erlangung eines ihrer Größe 
und Bildung entſprechenden Antheils an dem Welthandel nach⸗ 
zuſtreben, um endlich auch reich und unabhängig, mächtig zu 
Lande und zur See dazuſtehen. So nur erlangt das ganze, 
von der Natur ſo reich begabte Mitteleuropa, gleich England, 
die ſichere Gewähr der Kontinuität der inneren friedlichen Ent⸗ 
faltung, alſo die Gewähr dafür, daß es nicht wie im 16. und 
47. Jahrhunderte, und wie während der Napoleoniſchen Kriege, 
aus feiner eben beginnenden Entwickelung wieder in tief zerrüt⸗ 
tende Verwirrung zurückgeſchleudert werde, aus welcher es ſelbſt 
nach den äußerſten Anſtrengungen und den glücklichſten Siegen 
nicht einmal ſeine alten Beſtandtheile rettete, während Britannien, 
das daheim keinen Feind geſehen hatte, aus den jüngſten allge⸗ 
meinen Friedensſchlüſſen in vier Welttheilen vergrößert hervor⸗ 
ging, und an See⸗ und Gewerbskraft allen anderen überlegener 
denn je daſtand. 

Gegen eine ſolche praktiſche Auffaſſung der öſtreichiſch⸗ 
deutſchen Handelspolitik ſträuben ſich im Grunde nur noch ver⸗ 
einzelte, wol kaum genügend aufgeklärte Anliegen der Landwirth⸗ 
chaft. Allein der Beweis wäre leicht zu liefern von der Un⸗ 
möglichkeit, in welcher fich die europäiſchen Völker befinden, 
ihren höheren Wohlſtand auf die Ausfuhr von Lebensmitteln 
und anderen landwirthſchaftlichen Erzeugniſſen ſicher zu gründen. 
Alle europäiſche Staaten find bemüht,) ſtatt des ausländiſchen 
Abſatzes den meiſten Erzeugniſſen ihre Ackerbaues einen inlän⸗ 
diſchen Verbrauch, zumal durch Beförderung des Gewerbfleißes, 
zu ſchaffen, und hiervurch eine zahlreiche und wohlhabende ſowol 
ländliche als ſtadtgewerbliche Bevölkerung zu erlangen, mit wel⸗ 
cher eine entſprechende, in Handel, Schifffahrt und Verkehr be⸗ 
ſchäftigte Volkszahl ſich vereinigt. Aus dem Schutzbedürfniſſe 
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des heimiſchen Gewerbfleißes gegen die überwältigende Konkurrenz 
ver weiter vorgeſchrittenen Induſtrie des Auslandes folgt aber 
die möglichſte Befreiung des Verkehrs mit landwirthſchaftlichen 
Erzeugniſſen, ſeien es Lebensmittel oder Urſtoffe für den Gewer⸗ 
bebetrieb. Was dieſe Befreiung noch hindert, muß befeirigt 
werden, wie nach Außen ſo nach Innen. Auf einer ſolchen 
Grundlage der Volkswirthſchaft ſtehen in Deutſchland, beſonders 
aber in Oeſtreich, die bedeutſamſten Fortſchritte bevor. Die 
eigentliche Tragfähigkeit des Bodens hat wegen der vielen darauf 
ruhenden Laſten und Abgaben bisher noch gar nicht ermeſſen 
werden können. Und welche Verluſte, meld’ beträchtliche Summe 
von verſchwendetem Boden und Arbeitskräften erwuchſen daraus, 
daß vie vielen Frohndienſte und ſonſtigen Leiſtungen der Land⸗ 
leute den Berechtigten nicht die Hälfte des Preiſes werth waren, auf 
welchen ſie den Verpflichteten zu ſtehen kamen. Alle dieſe agra⸗ 


nicht zu denken; die rieſenmäßig wachſende Hervorbringung und 
Ausfuhr von Urſtoffen für den Gewerbebetrieb und von Lebens⸗ 
mitteln nach den Tropenländern und nach Europa wird für das 
unermeßliche Land noch lange Zeit der Haupterwerb ſein, und 
das Einfuhrbedürfniß der Vereinigten Staaten an europäiſchen 
Fabrikaten trotz des fich raſch erweiternden Gewerbebetriebes in 
Neu⸗England, bei den auf ſtarken Verbrauch gehenden Volksge⸗ 
wohnheiten, von erſtaunlichem Umfange bleiben. Im Oſten walten 
ähnliche, wenn auch in ſich mehr verſchieden artige Verhältniſſe 
wie im Weſten ob, und daſſelbe gilt von Ozeanien, wo, nament⸗ 
lich in Süd⸗Auſtralien und auf Neu-Seeland, die Zuſtände fich 
ähnlich wie die nordamerikaniſchen geſtalten. 

Allein dieſe für Europa ſo günſtigen Verhältniſſe ſind bis⸗ 
her lediglich von England, Frankreich und Holland ausgebeutet 
worden, insbeſondere werden die Gewerbserzeugniſſe den andern 
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riſchen Henne und Vergeudungen haben nun aufgehört, der 


Boden iſt frei, und damit eine Grundbedingung für die Her⸗ 
ſtellung eines natürlichen geſunden Zuſtandes der Volkswirth⸗ 
ſchaft erfüllt. 

Inſofern die europäiſchen Staaten in ihren Bedürfniſſen an 
Lebensmitteln voneinander beinahe unabhängig, in ihrem Ge⸗ 
werbsbetriebe dagegen in Mitbewerbung untereinander ſind, und 
da jeder denſelben Zweck in gleichlaufender Richtung mit dem 
andern verfolgt und verfolgen muß, wenn er nicht in Wohlſtand 
und Macht zurückbleiben will: ſo können diejenigen von ihnen, 
deren Nachbarſchaft und gleiche Verhältniſſe dazu auffordern, 
zur wirkſamen Verfolgung des gemeinſamen handelspolitiſchen 
Zweckes ſich nur zu Zoll⸗, Handels- und Schifffahrts vereinen 
ganz zuſammenſchließen, und ſich wechſelſeitig zu einem großen 
Handelskörper ergänzen und abrunden. So hätte, um ein Bei- 
ſpiel anzuführen, der öſtreichiſch⸗deutſche Handelsbund in Be⸗ 
ziehung auf Italien, Holland, Belgien und Dänemark die Auf⸗ 
gabe, den völligen Anſchluß dieſer Länder an das diesſeitige 
Handels⸗ und Schifffahrtsſyſtem zu beiderſeitigem Vortheile aus 
allen Kräften zu fördern. Bloße Zoll⸗ und Handels verträge 
bei fortdauernder Getrenntheit der Gebiete find dagegen eine 
gefährliche Sache, weil die Erſcheinungen auf dem Felde der 
Volks wirthſchaft fo wandelbarer Art find, daß keine menſchliche 
Weisheit die Veränderungen, welche ſich darin im Verlaufe we⸗ 
niger Jahre ergeben können, und die Forderungen an die Zoll⸗ 
geſetzgebung, welche ſich daraus entwickeln, im Voraus zu beur⸗ 
theilen vermag. Gegen gewerbreiche Länder darf ſich der öſt⸗ 
reichiſch⸗deutſche Handelsbund am wenigſten des Rechts begeben, 
den Zolltarif und die Handelsgeſetzgebung zu jeder Zeit ſo zu 
regeln und zu verändern, wie es den eigenen Bedürfniſſen und 
Intereſſen entſpricht. Auf der gewerblichen Laufbahn bleibt die 
Nazion zurück, welche zuwarten muß, bis fle von andern über⸗ 
holt worden iſt, und dieſe ſich in allen Abfagwegen feſtgeſetzt 
haben. Es iſt daher von entſchiedener Wichtigkeit für ihre ge⸗ 
werbliche Blüthe, daß ihre Geſetzgebung in der Lage ſei und bleibe, 
mit ihren Maßregeln dem Gange des Gewerbweſens und des 
Handels jeden Augenblick frei von jeder Vertragsfeſſel zu folgen, 
daß ſie überhaupt ihrem Geſetzgebungsrechte bezüglich der Ein⸗ 
fuhrzölle von den Erzeugniſſen anderer europäiſcher Staaten, im 
Hinblick auf die fortſchreitende Entwickelung in ihren landwirth⸗ 
ſchaftlichen, gewerblichen und Handelszuſtänden, ſowie auf die 
wandelbaren Maßregeln dritter Staaten, durch einen Handels ver⸗ 
trag Nichts vergebe. 

Ganz anders ſtellt ſich im Allgemeinen das Handelsverhält⸗ 
niß der europäiſchen zu den überſeeiſchen Ländern. Hier zeigt 
ſich eine durchgreifende, weſentliche Verſchiedenheit des Klima, 
der Beſchäftigungen, der Erzeugung und des Bedürfniſſes, welche 
zum regſten vortheilhafteften Austauſche zwiſchen beiden Theilen 
auffordert, und zwar ſo viel thunlich im direkten wechſelſeitigen 
Bedarfshandel. Jene Länder bedürfen der europäiſchen Erzeug⸗ 
niſſe und wir bedürfen der ihrigen. In Weſtindien, Braſilien, 
den Plata -Staaten, in Chili, Peru u. ſ. w. wird faſt gar Nichts 
fabrizirt. Nordamerika iſt in ziemlichem Grade Gewerbeſtaat, 
jedoch in der ſüdlichen Hälfte aus klimatiſchen und aus Grün⸗ 
den des geſellſchaftlichen Zuſtandes, namentlich ſo lange dort die 
Sklaverei beſteht, an einen fortſchreitenden Manufakturbetrieb 


Erdtheilen vorzugsspeiſe von England und Br. 
Oeſtreich und Deutſchland waren leider jeder 
nicht in der Lage, von dem rieftgen wechſelſeitig 
zwiſchen Europa und den übrigen Welttheilen 
und ſelbſt ihrem Verbrauche von überſeeiſchen 
chenden direkten Antheil zu gewinnen. Der de 
konnte nicht genügen, weil er nicht alle veutf 
die mit denſelben durch natürliche und politiſche 
ten Länder umfaßt. Jeder Deutſche und Oeſtr 
lich aber der Staatsmann, muß alſo den Blic 
richten, an welchem die deutſchen Häfen der N 
und die öſtreichiſchen im Süden als Stapelple 
Handelskörpers ſich brüderlich die Hand reiche 
durch dieſe enge Vereinigung die Wohlfahrt, die N 
heit Deutſchlands und Oeſtreichs ſich auf f 
Grundlage erheben werden, als ſie jemals in d 
habt haben. Erſt wenn der Handels- und 
zwiſchen Oeſtreich und allen Staaten Deutſchl 
gebracht ſein wird, wenn jene reichen Gebiete, 
der geſammte überſeeiſche Bezug der öſtreichiſch 
telländer ſtattfindet, einer und derſelben handelsp 
gebung unterſtehen werden, dann erſt iſt Raum 
reichiſch⸗deutſche Handelspolitik ſelbſtſtändig um 
der Geſammtheit entfprechend in allen Richtunge 
dann erſt wird es möglich, die vortheilhafteſten 
mit den überſeeiſchen Ländern abzuſchließen ur 
und Deutſchland den gebührenden direkten Anthei 
Bedarfshandel zwiſchen Europa und den übrige 
erlangen. 

Aus dieſer Erörterung ergeben ſich demn 
gemeine Grundſätze, von denen eine öſtreichiſch 
delspolitik nach der Anſicht des öſtreichiſchen 
riums ausgehen dürfte: 

4. Sie iſt aufzurichten, fo wenig auf de 
einſeitig das Land aufſchließenden Baſis, als au 
prohibizioniſtiſchen oder das Land einſeitig abſpe 
auf der wahrhaft nazional⸗ökonomiſchen, alle 31 
wirthſchaft ebenmäßig umfaſſenden Baſis; ebenfo 
während den Zweck einer gleichmäßigen harmoni 
aller dieſer Zweige feſt im Auge, erkennt dabei 
fältigſte Pflege, den wirkſamſten Schutz für die 
heimiſchen gewerblichen Konkurrenzkraft ſowol 
als auf dem Weltmarkte als nothwendig an, 
die Grundbedingung des Aufſchwungs nicht blo 
ſondern auch der Landwirthſchaft und des Han 
die allgemeine Wohlfahrt geſichert und gewahrt 

2. Die gewerbliche Konkurrenzkraft wird 


auf die möglichſt ausgedehnte Urprodukzion, auf 
Bodens und der Arbeit, auf die völlig freie Kor 
nern, auf den möglichſt wohlfeilen und unmittelb 
Rohe und Hülfsfloffe für die Induſtrie, endlick 


Schutzbedürfniſſe möglichſt genau entſprechenden 
haupt auf eine angemeſſene Handels- und Schif 
bung ſtützen müſſen. . 

3. Vermöge der im Ganzen gleichmäßigen 
fände der europäiſchen Länder kann der Abſchl 
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chen Handelsverkfägen (abgeſehen von der Schifffahrt) nur mit 

wenigen derſelben von weſentlichem Nutzen ſein; dagegen erſcheint 

ein völliger Zollanſchluß des einen oder andern Nachbarlandes 

an den öſtreichiſch-deutſchen Handelsbund den Verhältniſſen 

ganz entſprechend und als ein natürlicher Zuwachs an wirth- 

11 und maritimer Kraft zur Erringung gemeinſchaftlicher 
iele. 

4. Die große Verſchiedenheit im Klima, in der Erzeugung, 
in den geſellſchaftlichen Zuſtänden von Europa und den übrigen 
Erdtheilen empfiehlt einer öſtreichiſch-deutſchen Handelspolitik 
die kräftigſte Förderung des Austauſches diesſeitiger Natur- und 
Gewerbserzeugniſſe mit den überſeeiſchen Erzeugniſſen, und zwar 
im unmittelbaren Verkehre mit den Erzeugungsländern. Maß⸗ 
regeln zu dieſem Zwecke erſcheinen um ſo dringender, als der 
bedeutendſte Theil der Zufuhren an Kolonialprodukten nach 
Deutſchland und Oeſtreich in den Händen fremder Staaten iſt. 
Jedoch von einer verſpäteten Nachahmung der alten britiſchen 
Schifffahrts⸗Akte oder des franzöſiſchen Differenzial-Zollſyſtems 
iſt nicht entfernt die Rede, ein Anachronismus ſoll um fo weni- 
ger begangen werden, als ja die deutſche Schifffahrt ſich ebenſo 
wie die öſtreichiſche Handelsmarine ohne allen Schutz, aus und 
durch ſich ſelbſt unter den ungünſtigſten Verhältniſſen in achtung⸗ 
gebietender Weiſe entwickelt hat. In der That, beide Marinen 
ſtehen mitbewerbsfähig gegen die Schifffahrt aller anderen Nazio⸗ 
nen da, und vereint werden ſte auch in Zukunft kaum eines 
andern beſondern Schutzes bedürfen als eines ſolchen, welcher 
ihnen aus einer ſtarken Kriegsmarine erwächſt, die hinwieder aus 
ihnen ſelber ihre eigentliche Lebensnahrung ſaugt. 

Nach Aufftelung der allgemeinſten Grundſätze, welche ſich 
der künftigen öſtreichiſch-deutſchen Handelspolitik als leitend 
empfehlen möchten, bleibt noch die muthmaßliche Wirkung derſel⸗ 
ben bei folgerechter Durchführung ſowol auf den geſammten 
Handelsbund, als auf die einzelnen Theile deſſelben, zumal in 
Betreff der Intereſſen der Küſtenſtaaten, in Betracht zu zie⸗ 
hen übrig. 

Was zunächſt die Frage der Differenzialzölle betrifft, ſo 
gehen die Anſichten darüber noch auseinander. In den Zollver⸗ 
einsſtaaten haben ſich ſchon früher die Landſtände weitaus vor⸗ 
wiegend für dieſelben ausgeſprochen; ebenſo die bei weitem größte 
Zahl der Handelskammern. Auch in Oeſtreich reden viele 
Induſtrielle und Gewerbvereine dieſem Syſteme das Wort. In 
den deutſchen Küſtenländern iſt namentlich Bremen in Flug⸗ und 
Denkſchriften bemüht geweſen, die Vortheile der Vereinigung aller 
deutſchen Staaten zu gemeinſamer Abwehr fremder Unbill, ſowie 
zum Schutze und zur Emporhebung des direkten deutſchen Han⸗ 
dels anſchaulich zu machen, während in Hamburg und an der 
Oſtſee, wie an der Adria, obwol auch hier andere Meinungen 
laut wurden, ſich die meiſten Stimmen dagegen erklärten. Auch 
über Zweck und Bedeutung der ODifferenzialzölle find die Anſichten 
abweichend. Die Einen wollen fie, wenn auch nicht als Schutz, 
ſo doch als Retorſton und Unterhandlungsmittel dem Auslande 
gegenüber gelten laſſen, während die Andern ſie als Mittel be⸗ 
trachtet wiſſen wollen, den direkten Handel, die nazionale Schiff: 
fahrt und den Abſatz inländiſcher Fabrikate auf auswärtigen 
Märkten zu fördern. Die preußiſche Regierung entſchloß ſich im 
Jahre 1847 die „Vorſchläge für die Errichtung eines deutſchen 
Schifffahrts⸗ und Handels vereines“ zu machen, die zwar ganz 
richtig das Prinzip der Handelsfreiheit zum Ausgangspunkte und 
zum Zielpunkte nahmen, ſonſt aber im Sinne einer nazionalen 
Handelspolitik gedacht waren. Der allgemeine Zweck war in 
Schifffahrts⸗ und Handelsangelegenheiten das Prinzip der nazio⸗ 
nalen Einheit Deutſchlands in den Beziehungen zu andern Staa⸗ 
ten zur Anerkennung zu bringen. Auch den Schiffen und Pro⸗ 
dukten fremder Staaten ſollte die Gleichſtellung bewilligt werden, 
unter dem Vorbehalte jevoch, daß, wenn ſie ein gleich libe⸗ 
ralcs Syſtem nicht ebenfalls befolgen würden, gegen ſolche 
Staaten retorquirend auch in deütſchen Häfen eine nachtheiligere 
Behandlung derſelben eintreten könne. Dieſe Vorſchläge, von den 
meiſten Nordſeeſtaaten gut aufgenommen, ſcheiterten wol lediglich 


Heute liegt nun die nämliche Frage wieder vor, und fie 
ſoll in einem noch größeren Umfange als damals gelöſt werden. 
Die inzwiſchen gewonnenen Erfahrungen werden bei Männern, 
welche gegen Vernunftgründe nicht verhärtet, bei Kaufleuten, die 
für Nachweiſe empfänglich ſind, nicht ohne Frucht bleiben. Wer 
kann heute noch leugnen, daß in der Vereinigung aller volks- 
wirthſchaftlichen Anliegen, daß in dem Gewinne eines großen, 
durch keinerlei Schranken verkümmerten Handelsgebietes eine 
Fülle von, Kraft und eine Gewähr der Ordnung und Befriedi⸗ 
gung gegeben wäre, wodurch die Verleugnung des einen oder 
andern Sondervortheils mehr als aufgewogen würde? Oder iſt 
es nicht wahr, daß heute, wo auf den Weltmärkten die Nazio⸗ 
nen ſich miteinander meſſen, auch die größte Tüchtigkeit der 
Einzelnen nicht mehr das Zuſammenwirken des Ganzen, nicht 
die handelspolitiſche Größe der Nazion erſetzen kann? Iſt es 
nicht wahr, Haß, wenn getrennte, aber von Natur zuſammenge⸗ 
hörige Gebiete ſich wirthſchaftlich verbinden, fie ihre Kräfte nicht 
blos vereinen, ſondern ſteigern? Iſt es nicht wahr, daß eine 
vom Gemeingefühle getragene, die Geſammtanliegen umfaſſende, 
zur Ehre und Macht der Nazion geleitete Politik alle ſchlum⸗ 
mernden Kräfte zur Thätigkeit aufruft und alle Unternehmungs⸗ 
triebe in den Menſchen weckt, während Zerſplitterung jenen 
Kräften den Spielraum nimmt und dieſe Triebe abſtumpft? Ja, 
die Zeit drängt, daß Deutſchland und Oeſtreich ſich einigen zu 
einem Ganzen, daß ſie als ſolches ihre wichtigen gemeinſamen 
Anliegen erkennen und durch die That unterſcheiden zwiſchen 
Freund und Feind. Sie ſollen ſich den neuen Zuſtand einer 
wirklichen deutſch⸗- öſtreichiſchen Handelsfreiheit mit der Waffe 
der Unterſcheidungszölle erringen, dort, wo ihnen die wahre Ge⸗ 
genſeitigkeit verweigert wird. Schon dieſer Grundſatz, dieſer 
energiſch kundgebende Wille wird nicht ohne Einfluß in der Ge⸗ 
ſetzgebung fremder Staaten oder bei den Verhandlungen mit 
ihnen bleiben; er wird wie eine herbe Arzenei wirken und die 
mannigfaltigſten Schranken aufheben, welche den deutſch⸗-öſtrei⸗ 
chiſchen Handel noch einengen und oft ſogar gegenüber bevorzug⸗ 
ten dritter Nazionen zurückſetzen. 

Es iſt ein ſchiefer Standpunkt, die wahren Intereſſen der 
Rhederei im Gegenſatze zu denen des Handels aufzufaſſen; des⸗ 
halb dürfen auch die Maßregeln zu Gunſten der nazionalen 
Schifffahrt nicht im wirklichen Widerſpruche mit den Intereſſen 
des Handels ſtehen, wie es zum Beiſpiele der Ausſchluß fremder 
Schiffe von der Frachtkonkurrenz durch Verbote oder hohe Waa⸗ 
ren⸗Differenz⸗Zölle thun würde. Etwas Anderes iſt es, die Re⸗ 
torſton durch höhere Flaggen: und Schifffahrtsgelder gegen ſolche 
Staaten auszuüben, welche unſere Flagge irgend benachtheiligen. 
Nicht nur wird eine ſolche Maßregel jetzt, nachdem England ſeine alte 
Schifffahrtsakte völlig beſeitigt hat, ſich blos noch gegen Frank⸗ 
reich, Holland, Belgien, Dänemark, Spanien, Portugal und ei⸗ 
nige mittelländiſche Küſtenſtaaten zu kehren haben, ſondern dieſen 
Staaten auch ein beſtimmtes, raſch wirkendes Motiv geben, die 
deutſche und bſterreichiſche Flagge der nazionalen gleichzuftellen, 
wo ſte nicht vorziehen, dem engliſchen Beiſpiele folgend, auf jede 
prinzipielle Bevorzugung der nazionalen Flagge überhaupt zu 
verzichten. Aus jenen Retorſtonen dürfte kaum vorübergehend 
eine Frachtvertheuerung hervorgehen, wol aber erhebliche Vor⸗ 
theile für Handel und Schifffahrt, zumal wenn fie als ein ener⸗ 
giſches Unterhandlungsmittel zum Abſchluſſe von Schifffahrtsver⸗ 
trägen benutzt werden. 

Die Denkſchrift vom 30. Dezember ſtellt zu Gunſten der 
niederdeutſchen Handelsgruppe an der Nord- und Oſtſee mit zu⸗ 
ſammen 3 ½ Millionen Einwohnern und den wichtigſten agrikol⸗ 
kommerziellen Intereſſen jede thunliche Berückfichtigung ihrer 
Verhältniſſe im Allgemeinen, und insbeſondere die Aufhebung 
der Durchfuhrzölle und die Ermäßigung der Flußzölle auf ein 
Minimum in Ausſicht. Schon die Erwägung, daß die Ueber⸗ 
bürdung an ſiskaliſchen Laſten mit dem heutigen Weltverkehre 
völlig unvereinbar erſcheint, rechtfertigt die Forderung, daß wir 
uns nicht länger den Gebrauch unſerer herrlichen Flüſſe ſelber 
beſchränken dürfen, es betreffe die Donau, den Rhein, die Elbe 


an der Märzbewegung des Jahres 4848, welche jene Frage ganz | over ihre Nebenflüſſe, und daß den diesfälligen Verfügungen und 


in den Hintergrund drängte. 


Uebereinkünften eine andere Grundlage gegeben werden muß als 
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die Beſtimmungen des Wiener Kongreſſes; dabei bleibt ſelbſtver⸗ 
ſtanden eine billige Entſchädigung für die in ihren Einkünften 
allzuſehr verkürzten norddeutſchen Uferſtaaten. e 

Was den überſeeiſchen Handel der Rheinlande betrifft, fo 
wäre auch hier an Stelle der fremden Thätigkeit, ſo viel thunlich, 
die eigene zu ſetzen, zunächſt alſo die Handelsmärkte von den 
holländiſchen und belgiſchen Häfen nach den Rheinſtädten ſelbſt 
zu verlegen. Zu dem Ende braucht man nur feſtzuſetzen, daß 
außereuropäiſche Waaren direkt auf rheiniſchen Seeſchiffen oder 
direkt über Antwerpen und Rotterdam, ohne dort erſt zu lagern, 
tranſtto über Belgien und Holland mit gewiſſen, ſonſt nur 
den deutſchen Seehäfen zuzugeſtehenden Begünſtigungen eingeführt 
werden können. Holland wie Belgien würden wol zu einem 
Uebereinkommen zu bewegen fein, in welchem fie den einen oder 
andern ihrer Häfen gleichſam zur Verfügung ſtellten, während 
die Hanſeſtädte und andere Plätze mit ihren Schiffen, ihren zahl⸗ 
loſen Kommanditen in allen Erdtheilen und ihrer genauen Kunde 
der Verhältniſſe den Rheinländern zu Hülfe kämen. Vielleicht 
würden Holland und Belgien als vermittelndes Seegebiet Deutſch⸗ 
lands nach dem Weſten es bald in ihrem Intereſſe finden, ſich 
unter ſolchen Umſtänden in die völlige maritime Gemeinſchaft zu 
begeben, wodurch alle dortigen Verhältniſſe ſich vereinfachten. 
Schon am 23. April 1844 hat der ausgezeichnete Staatsmann 
und damalige Miniſter, Herr Nothomb, daſſelbe im belgiſchen 
Repräſentanten⸗Hauſe klar ausgeſprochen. „Nach dem Beitritte 
Hannovers und der Hanſeſtädte,“ ſagte er, „wird der größte 
Theil des Zollvereines Seehäfen befitzen; dann erſt wird er im 
Stande fein, die 200 Millionen an Kolonial-⸗Erzeugniſſen, die er 
jährlich einführt, gegen die Erzeugniſſe ſeiner eigenen Induſtrie 
einzutauſchen. Deutſchland iſt der Hauptmarkt für die Produkte der 
niederländiſchen Kolonien, und man kann noch erleben, daß Nieder⸗ 
land (und dann auch Belgien) ſelbſt ſich dem Zollvereine anſchließt.“ 

Endlich muß noch darauf hingewieſen werden, daß bei der 
Frage über die Erweiterung des direkten Bedarfshandels mit den 
überſeeiſchen Ländern nicht blos ein maritimes, kommerzielles und 
induſtrielles Moment, ſondern auch ein ſehr wichtiges finanzielles 
in Betracht kommt, indem es gerade die überſeeiſchen Artikel ſind, 
deren Verbrauch den Zollkaſſen die größten Summen einträgt. 
Dieſer finanzielle Geſichtspunkt bei Förderung des direkten über⸗ 
ſeeiſchen Verkehrs, welche nur durch eine gemeinſame wirkſame 
Handelspolitik dauernd im großen Maßſtabe möglich iſt, ſollte 
bei den Nordſeeſtaaten gegen jedes Bedenken den Ausſchlag geben. 
Ueberhaupt ſcheint Nichts gewiſſer, als daß im Großen und Gan⸗ 
zen kein Gebiet ſo viele und ſo mächtige Vortheile durch die 
Zolleinigung erlangen wird als gerade die Nordſeeſtaaten, weil 
fie dann erſt den vollſten Spielraum haben alle Vortheile ihrer 
Lage zum offenen Zentrum unſers Welttheils, wie zum offenen 
Weltmeere geltend zu machen. Bei Beurtheilung einer ſo großen 
Frage dürfen nicht kleine Rückfichten und Nebendinge entſcheiden, 
ſondern die Totalität der Finanz-, Gewerbs⸗, Handels- und 
See⸗Jutereſſen. Man darf nicht aus dem Blicke verlieren, daß 
einerſeits nur noch vereintes Handeln den Erfolg ſichert, daß 
andererſeits die Eröffnung großer überſeeiſcher Märkte heutzutage 
eine Grundbedingung des Wohlſtandes und der ökonomiſchen 
Entfaltung der Nazionen alter Bildung iſt, und daß ein Land 
ohne aktive Theilnahme am Welthandel wenigſtens bis zum vollen 
Bedarfe feiner Kolonialprodukte des Haupthebels zu feinem Ge⸗ 
deihen entbehrt. Was werden die deutſchen Staaten einzeln in 
Verkehrsangelegenheiten und auf der Weltbühne gelten? Beim 
Mangel einer einheitlichen Handelspolitik zum Zwecke der gemein⸗ 
ſamen Zurückweifung von Bedrückungen durch fremde Staaten 
und zur endlichen Herſtallung eines gleich berechtigten internazio⸗ 
nalen Verkehrs werden Handel und Induſtrie nimmer jene Sicher⸗ 
heit gewinnen, die für ſie und für den Einſatz großer Kapitale 
ein Lebenserforderniß iſt, werden wir bei aller Thätigkeit und 
allen Mühen nimmer aus engen Schranken hinaus können, nim⸗ 
mer eine Stellung erlangen, die uns endlich von der Abhängig⸗ 
keit befreit, in der wir bisher uns bewegen mußten. Oder wären 
den norddeutſchen Küſtenſtaaten eine achtungsvolle Behandlung 
ihrer Flagge auf allen Meeren, die erleichterte Abſchließung 
günſtiger Handels⸗ und Schifffahrtsverträge, die Sicherheit ihres 


Handels, deren Mangel fie noch füngſt fo bitter haben fühlen 
müſſen, Vortheile ohne Werth? Und wenn fle Bedenken trugen, 
die eigenthümlichen Vorzüge ihrer bisherigen Lage wenigſtens 
theilweiſe gegen die Vortheile aufzugeben, welche der Anſchluß 
an den Zollverein ihnen ohne Zweifel zum Entgelt gebracht 
haben würde, können fie es jetzt noch, wo der Anſchluß an 
ein Gebiet von 70 Millionen“ Bewohnern in Frage ſteht, an 
ein Gebiet, durch welches die Hauptverbindungen des europäiſchen, 
ja mit der Zeit des ganzen Weltverkehrs ziehen? Ihre günftigen 
Handelsbeziehungen zum Norden und Weſten, namentlich zu Eng⸗ 
land und Amerika, bleiben dabei nicht nur ganz ungeſchmälert, 
ſondern ſie werden fich auch durch das Gewicht und die Ans 
ziehungskraft des ungeheuren Marktes, den ſie hinter ſich haben, 
noch unberechenbar vermehren. Nur ein ſolches umfaſſendes, im 
Innern offenes Marktgebiet zwiſchen vier Meeren kann auch 
allein bieten, was man an der Seeküſte erſtrebt — Handels- 
freiheit —, und kein deutſcher Seeſtaat wird ſeiner Anziehungs⸗ 
kraft widerſtehen. Die Handelsfreiheit tritt in einem ſolchen 
ſchrankenloſen Gebiete mit allen ihren günſtigen Wirkungen ein, 
die Größe der mitbewerbenden inneren Kräfte und vie zollfreie 
Einfuhr der Rohſtoffe machen jeves Monopol, jede künſtliche Er⸗ 
höhung der Preiſe zur Unmöglichkeit. Der Zollſchutz nach Außen 
wird allmälig ein blos nomineller, indem die Nazionalinduſtrie 
demſelben raſch entwachſen und alsdann die reine Steuernatur 
der Zölle dem Wunſche der Seeſtaaten gemäß eintreten wird. 
Jawol, je größer der Markt, die Maſſenhaftigkeit des inneren 
und äußeren Bedürfniſſes, deſto lohnender auch der Anſchluß, die 
unlösliche Verſchlingung aller Intereſſen, deſto reger das Leben, 
die Rührigkeit, deſto ſchwungreicher der Handel, deſto größer die 
Macht. Mit ihrem Anſchluſſe eröffnet ſich den Nordſeeſtaaten 
und ihrem Verkehre zugleich im Süden und Oſten der weiteſte, 
freieſte Spielraum, ein Gebiet, das über die ganze Mitte und den 
Haupttheil Europas reicht, das im öſtreichiſchen Kaiſerſtaate 
allein 38 Millionen Menſchen auf allen volkswirthſchaftlichen 
Bildungsſtufen, vom einfachſten Ackerbau bis zum ausgebildetſten 
Fabriks⸗ und Handelsleben hinauf zählt; erſchließt ſich ihnen der 
Donauhandel, der einſt ſchon ſo vielen Städten in Schwaben, 
Baiern, Franken und weiterhin die höchſte Blüthe verlieh, welchen 
Oeſtreich auf einer Länge von 186 geografiſchen Meilen un⸗ 
mittelbar in ſeinen Händen hat, und der ſich jetzt mit wunder⸗ 
barer Kraft wiederbelebt und großartiger als jemals geſtaltet; 
erſchließen ſich ihnen die naturreichen Länder an der untern 
Donau und dem ſchwarzen Meere, deren Waarenverkehr, deren 
Produkzion, deren Einfuhr zumal die Donau abwärts an deutſchen 
und öſtreichiſchen Fabrikaten in raſcher Progreſflon von Jahr 
zu Jahr ſich ausdehnt; erſchließen fich ihnen endlich die Adria 
und das Mittelmeer, wo der Handelsverkehr der Völker ſich von 
Neuem konzentrirt und in feinen Verbindungen mit dem Oſten 
ſeit Jahrhunderten verlaſſene Richtungen wieder einſchlägt, und 
noch weit über dieſe Meere hinaus die Perſpektive nach Oſtindien 
und Ozeanien. Gewiß, Oeſtreich, begünſtigt durch ſeine geogra⸗ 
ſiſche Lage und durch ſeine alten vielfachen Handelsverbindungen 
mit den Ländern des Orients, durch den natürlichen Reichthum 
feiner fo mannigfaltig beſchaffenen Gebietstheile, gebietend über 
250 Meilen Seeküſte voll Buchten und Inſeln und eine anſehn⸗ 
liche, unübertrefflich geführte und bemannte Handelsflotte, der eine 
ſich fortbildende Kriegsmarine Schutz verleiht; — es hat alle 
Mittel in den Händen, dem Handel nach dem Oſten eine unbe⸗ 
rechenbare Aus dehnung zu geben, zum weſentlichen Nutzen der 
geſammten öſtreichiſchen und deutſchen Induſtrie. 

Wolan, ſo mögen ſich alle Staaten und Städte einander 
in Dem, was Noth thut, die Hände reichen, es gilt das gemein⸗ 
ſame Heil, es gilt die Größe, die Wohlfahrt und den Ruhm von 
Oeſtreich und Deutſchland. Ihr bisheriges Getrenntſein in Zoll 
und Handel iſt ver Stein des Anſtoßes in allen Sachen naziona⸗ 
ler Politik, iſt der Hauptgrund unſerer zerfahrenen Zuſtände. 
Die Gründe für die große Handelsverſchmelzung ſprechen nicht 
minder gültig und dringend im Norden wie im Süden. Wer 
in dieſer Hinſicht über die Tragweite des Gedankens ſelber fich 
noch nicht klar iſt, der höre neben dem Urtheile einzelner weit⸗ 
ſchauender auswärtiger Staatsmänner, die anfeindende Stimme 
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unſerer gewöhnlichen fremden Gegner und Neider — ab hoste 
consilium. — N 

Des halb dringt die öſtreichiſche Regierung darauf, daß die 
Verhandlungen über die deutſche Zolleinigung unverweilt aufge- 
nommen und von allen Seiten mit redlichem Eifer unabläſſig 
einem gedeihlichen Ziele zugeführt werden. In dieſer Zeit, wo 
dem Welthandel hauptſächlich durch die weittragenden Entſchlüſſe 
Englands weſentliche Aenderungen bevorſtehen, wo alle Völker nach 
gründlicher Verbeſſerung ihrer ſozialen und politiſchen Zuſtände 
ſtreben, heute iſt jeder verſäumte Tag ein unwiederbringlicher 
Verluſt. Wir ſollen darin auch lernen von den übrigen vorge⸗ 
ſchrittenen Nazionen, daß wir den Blick auf das Ganze und 
Große richten; wir ſollen das Allgemeine nicht über dem Beſon⸗ 
dern, das Zukünftige nicht über dem Gegenwärtigen vergeſſen; 
uns erinnern, wie Großbritannien ſeine Rieſenmacht auf die han⸗ 
delspolitiſche Einheit ſeiner drei Königreiche gegründet, wie die 
Vereinigten Staaten Nordamerika's ihre Union weſentlich auf 
daſſelbe Prinzip ſtützen, wie Frankreich feine höhere Entfaltung 
von der handelspolitiſchen Verſchmelzung ſeiner ſüdlichen und 
nördlichen Provinzen herſchreibt. Deshalb muß auch der Strom 
des Verkehrs von den norddeutſchen Häfen nach Trieſt, vom 
Mittelmeer nach dem Belt, vom Rhein nach der untern Donau 
oder umgekehrt ſich frei ergießen, müſſen die zollvereinten Staaten 
des mitteleuropäiſchen Kontinents nach Außen mit Einer Handels⸗ 
politik gerüſtet daſtehen, damit alle Bedingungen unabläſſigen 
Wachfens und Fortſchreitens dieſer weiten Gebiete erfüllt, damit 
alle Hebel der Blüthe, der Macht und Größe für fie in Wirkſam⸗ 
keit geſetzt werden können. 

Wien, den 30. Mai 1830. 


Die Kinderarbeit in Fabriken.) 


[Die Arbeiten der Kommiſſion für Erörterung der Gewerbs⸗ 
und Arbeitsverhältniſſe in Dresden in ihren Berichten, wie ſie 
an die ſächſiſche Regierung eingelangt ſind, werden für alle Zeit 
ein höchſt ſchätzbares Material für die künftige Gewerbgeſetzgebung 
bleiben. Gebe Gott, daß ſich dieſes „Künftige“ nicht in eine 
gar zu graue Nebelferne verliere, denn das Feld der gedachten 
Geſetzgebung iſt mit gar viel Unkraut überwuchert, das ſich nur 
langſam ausjäten und nicht umpflügen läßt, weil ſonſt die guten 
Pflanzen mit den ſchlechten allgeſammt zu Grunde gehen. 

Schon in den Jahrgängen 1848 —50 haben wir mehrere in⸗ 
tereſſante Berichte aus jener Kommiſſion veröffentlicht, unter 
denen ſich beſonders die des Herrn Profeſſor Dr. Hülße, gegen 
wärtig Direktor der techniſchen Vildungsanſtalt, durch ihre große 
Gründlichkeit, Klarheit und Sachgemäßheit auszeichnen. 

Den Schluß eines Berichtes, auch von Herrn Profeſſor Dr. 
Hülße, aus der öten Abtheilung (Fabrikanten) über die Beſtim⸗ 
mungen der Gewerbeordnung — der noch zu erhoffenden — we⸗ 
gen des Fabrikbetriebes „die Kinderarbeit betreffend“ hat eine ſo 
große ſoziale Wichtigkeit und enthält ſo viele höchſt werthvolle 
Angaben, daß wir es uns als ein Verdienſt anrechnen dürfen, 
ihn in weitern Kreiſen zur Kenntniß zu bringen. D. Red.] 


Eine Regulirung der Verhältniſſe der Kinderarbeit gehört zu 
den ſchwierigſten Aufgaben, welche durch, die unaufpaltſam fort⸗ 
ſchreitende Entwickelung gewerblicher Produkzion erwachſen ſind. 

In allen den Ländern, wo ſich ein geſetzliches Einſchreiten 
zu Gunſten ver verwendeten Kinder nothwendig machte, hat man 
fh bei Erlaſſung derartiger Beſtimmungen auf den praktiſchen 
Boden geſtellt, d. h. den Anforderungen der arbeitenden Klaſſen 
ſo weit Rechnung getragen und die elterliche Macht nur ſo weit 
beſchränkt, als es mit den Rückſichten auf das Gedeihen des her: 
anwachſenden Geſchlechts verträglich iſt. Man hat im Allgemei⸗ 


) Die Verhandlungen über dieſen Abſchnitt wurden von den nach 
Chemnitz einberufenen Mitgliedern der öten Abtheilung unter Zugiehung 
eines Vertreters der Zigarrenfabrikazion und dreier Arbeiter aus dem 


Fache des Maſchinenbaues, der Kattundruckerei und Baumwollenſpinnerei 


geführt. 


nen Kinder bis zu beſtimmtem Alter vor jeder regelmäßigen Ar⸗ 
beitsanſtrengung und nach dieſem Alter bis zu dem der erforder⸗ 
lichen körperlichen Kräftigung vor übergroßer Anſtrengung, theils 
in Bezug auf Arbeitsdauer, theils in Bezug auf Art der Arbeit 
zu bewahren geſucht; man hat in den Staaten, wo ein geordne⸗ 
tes Umerrichtsweſen beſteht, dem Kinde geſetzlich die Garantie 
ordentlicher Durchbildung trotz der Beſchäftigung in der Fabrik 
zu verſchaffen geſucht; ja einzelne der zur Regulirung der Kinder⸗ 
arbeit erlaſſenen Geſetze find in einer ſolchen Art abgefaßt, daß 
ſie gewiſſermaßen nur als Ergänzungen zu dem Volksſchulgeſetze 
erſcheinen, und der gewerbliche Standpunkt bei denſelben faſt 
ganz zurücktritt. 

Es iſt aber um ſo mehr nöthig, bei der vorliegenden Frage 
ſich auf dem rein praktiſchen Standpunkt zu halten, da man bei 
nur filanthropiſcher Auffaſſung ohne Beachtung der durch die 
Lebensverhältniſſe gegebenen Bedingungen leicht in den Fehler ver⸗ 
fällt, dem Kinde zwar anſcheinend durch Hinwegräumung der 
hemmenden Umſtände, welche die gewerbliche Beſchäftigung der⸗ 
ſelben darbietet, alle Bedingungen einer gedeihlichen Entwickelung 
und Ausbildung zu gewähren, während man ihm doch in der 
That eben durch Befreiung von der Arbeit die Bedingung ſeiner 
Criſtenz, den Verdienſt, entzieht. Es iſt ferner bei Firirung des 
Standpunktes, von welchem der Geſetzgeber die Kinderarbeit zu 
betrachten hat, wol zu bedenken, daß geſetzliche Beſtimmungen 
über Kinderarbeit ſich nicht auf jedes gewerblich beſchäftigte Kind 
ausdehnen laſſen; denn man kann zwar für die Arbeit in ge⸗ 
ſchloſſenen Etabliſſements mit Ausſicht auf Erfolg Beſchränkungen 
der Kinderarbeit geſetzlich einführen, da man die Befolgung dieſer 
Beſtimmungen überwachen kann; es iſt aber nicht möglich, Be⸗ 
ſtimmungen in einer ſolchen Art zu treffen, daß ſie auch auf das 
im elterlichen Hauſe gewerblich beſchäftigte Kind Anwendung 
finden können. Es fällt hier die Möglichkeit weg, die Ausfüh⸗ 
rung ſolcher geſetzlichen Beſtimmungen zu überwachen, da ſich das 
Geſetz in das Familienleben nicht eindrängen kann; auch werden 
die Eltern, welche das Gebot der Noth veranlaßt, ihre Kinder, 
um die Exiſtenz zu ſichern, übermäßig anzuſtrengen, hiervon durch 
geſetzliche Beſtimmung noch weniger abgehalten werden, als durch 
den ſo mächtigen Trieb der Elternliebe; dieſes dem Menſchen von 
Natur eingegebene Gefühl iſt jedenfalls kräftiger, als ein von 
Menſchen gemachtes Geſetz. 

Kaum nun aber die Kinderarbeit nur in der Fabrik, nicht 
aber im Elternhauſe (bei der Hausinduſtrie) geſetzlich beſchränkt 
werden, ſo müßte eine mit den Bedingungen der Fabrikinduſtrie 
unverträgliche Beſchränkung der Kinderarbeit die Folge haben, 
daß die aus den Fabriken verdrängten Kinder ausſchließlich in 
der Hausinduſtrie beſchäftigt werden, wenn überhaupt, wo dies 
offenbar oft der Fall iſt, die Nothwendigkeit einer Vermehrung 
des Verdienſtes einer Familie durch gewerbliche Beſchäftigung der 
Kinder vorliegt; es würde dies aber in vielen Fällen gleich bedeu⸗ 
tend ſein mit einer Verſchlimmerung des Looſes der Kinder, zu 
deſſen Beſſerung aber die geſetzliche Beſtimmung aufgeſtellt wer⸗ 
den ſoll. 

Der Standpunkt, von welchem aus die zur Sicherung des 
leiblichen und geiſtigen Wohles der arbeitenden Kinder erforder⸗ 
lichen Beſtimmungen vorgeſchlagen worden ſind, iſt ſo gewählt, 
daß er gleich weit entfernt iſt von dem filanthropiſch theoretiſiren⸗ 
den und von dem rein gewerblichen, auf welchem nur die Kon⸗ 
Turrenzruckfrchr Werbung znroer. Vie gemalhren Vorſechlage TIL 
mit dem Stande und Entwickelungsgange unſerer Induſtrie ver⸗ 
träglich ſein, und daher die Möglichkeit allſeitiger Befolgung in 
Ausſicht ſtellen. Verſpricht man ſich aber von der Ausführung 
dieſer Vorſchläge einen erwünſchten Erfolg, ſo geſchieht dies eben⸗ 
falls von dem Standpunkte praktiſcher Erfahrung aus, nämlich 
deshalb, weil ähnliche Beſtimmungen an \andern Orten und unter 
gleichen Verhältniſſen mit den unfrigen ſich bereits als zweckmäßig 
bewährt haben. 

Wir haben in dieſer Beziehung nur auf ſolche Länder hin⸗ 
zuweiſen, welche geſetzliche Beſtimmungen über Kinderarbeit bereits 
ſeit längerer Zeit beſitzen. - g 

Die früheren Mißbräuche, welche in England ſtattfanden, 
find zu bekannt, als daß es nothwendig wäre, hier auf dieſelben 
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zurückzukommen; ſachverſtändige Kenner der englifhen Zuſtände 
erklären, daß die größten Uebelſtände, welche früher bei der Kin⸗ 
derarbeit ſich zeigten, nach Einführung des Fabrikgeſetzes von 
1833 und unter der Wirkſamkeit der angeordneten Fabrikinſpek⸗ 
toren verſchwunden find; zeigen ſich aber die guten Folgen dieſes 
Geſetzes noch nicht in voller Ausdehnung, ſo iſt weſentlich der 
Umſtand als Urſache anzuführen, daß man zwar im Geſetz einen 
Schulzwang ausgeſprochen, aber nicht für Einrichtung guter Schu⸗ 
len Sorge getragen hat. 

Es iſt ferner auf die Verhältniſſe Oeſtreichs hinzuweiſen, 
welches in ſeiner gewerblichen Geſetzgebung auch hier, wie in 
manchem andern Punkte, als nachahmungswerth aufgeſtellt zu 
werden verdient. Der amtliche Bericht des Protomedikus Knolz 
über die Baumwollenſpinnereien in Niederöſtteich ſpricht ſich 
über die körperliche Ausbildung der in dieſen Spinnereien be⸗ 
ſchäftigten Kinder ſehr befriedigend aus, und widerlegt gründlich 
durch eine Zuſammenſtellung der von ihm zahlreich angeſtellten 
Beobachtungen das über Lage, Ausbildung und körperlichen Zu⸗ 
ſtand der in Spinnereien beſchäftigten Kinder fälſchlich verbreitete 
ungünſtige Urtheil. Erſtreckt ſich nun auch dieſes Urtheil nur 
auf die Kinderarbeit in den Spinnereien, ſo konnte es doch als 
ein auf wirklichen Beobachtungen beruhendes Urtheil bei dem aller⸗ 
dings nur ſpärlich vorliegenden Materiale hier nicht unerwähnt 
bleiben, auch wenn es ſich nicht auf alle Zweige gewerblicher 
Beſchäftigung erſtreckt. 

In Preußen iſt in Folge einer von dem Rheiniſchen Pro⸗ 
vinziallandtage ausgegangenen Veranlaſſung am 9. März 1839 
ein Regulativ über die Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter in 
Fabriken erlaſſen worden, in welchem die zu frühe Beſchäftigung 
jugendlicher Fabrikarbeiter verboten, ihre tägliche Arbeit auf eine 
mäßige Dauer eingeſchränkt und für die Ertheilung des nöthigen 
Schul- und Religionsunterrichts Vorſorge getroffen worden iſt. 
Der Ausführung dieſes Regulativs ſtellten ſich keine weſentlichen 
Hinderniſſe entgegen. Aus den Oberpräſtdialberichten, welche nach 
Verlauf eines Zeitraumes von ſechs Jahren ſeit Erlaſſung des 
Regulativs eingefordert worden waren, ergab ſich im Allgemeinen, 
daß die Einrichtung ihrem Zwecke entſprochen habe, Klagen über 
verderbliche Zuſtände in den Fabriken waren nicht in dem Um- 
fange vorgekommen, um zu fernern geſetzlichen Anordnungen Ver⸗ 
anlaſſung zu geben, und Me en ae waren, betrafen fie 
einzelne Thatſachen, welche auf dem vorgeſchriebenen Wege zur 
Beſtrafung gezogen werden konnten. Es wurde daher auch nach 
gründlicher Berückſichtigung aller in der Zwiſchenzeit gemachten 
Erfahrungen nicht für nothwendig erachtet, von dem in $ 10 
ves Regulativs gemachten Vorbehalte, daß noch beſondere Sanitäts⸗, 
Bau: und ſittenpolizeiliche Beſtimmungen erlaſſen werden ſollten, 
Gebrauch zu machen. 

In mehreren andern Ländern find ebenfalls geſetzliche Vor⸗ 
ſchriften über die Kinderarbeit erlaſſen worden, find aber keine 
foäteren Nachwerſungen über die dadurch erzielten Erfolge zu 
öffentlicher Kenntniß gekommen. Am vorliegenden Orte kann da⸗ 
her auch weiter kein Bezug auf dieſe Beſtimmungen genommen 
werden. Um aber eine Totalüberſicht der wichtigſten Beſtimmun⸗ 
gen über die Kinderarbeit zu gewinnen, iſt in Beilage I. durch 
den Referenten ein darauf bezüglicher Auszug aus allen den Ge⸗ 
ſetzgebungen gemacht worden, von denen er Kenntniß erlangen 
konnte. 

Was Sachſen ſpeziell betrifft, ſo iſt theils auf den hiſtori⸗ 
ſchen Bericht aus den verſchiedenen Eingaben, theils auf Bei⸗ 
lage I. zu verweiſen, in welcher mehrere Darſtellungen über die 
Verhältniſſe der Kinderarbeit mitgetheilt worden find, aus denen 
ſich ein ziemlich vollſtändiges Bild über vieſe Seite unſers Fabrik⸗ 
lebens ergibt. Es mag daher hier nur erwähnt werden, daß nicht 
nur aus Konkurrenzrückſichten, ſondern auch in techniſcher Bezie⸗ 
hung die Kinderarbeit bei manchen Induſtriezweigen unentbehrlich 
iſt, und daß vor der nicht zu beſtreitenden Nothwendigkeit der⸗ 
ſelben zur Beſſerung der Lage der Arbeiterfamilien die Klagen 
über das Beibehalten derſelben verſtummen müſſen. - 


Es handelt ſich aber bei der Kinderarbeit namentlich um die 
Verhältniſſe der Spinnereien und Druckereien; den Angaben der 


letzten Volkszählung entſprechend, waren nämlich in Sachſen von 
Kindern unter vierzehn Jahren beſchäftigt: 
2882 in Spinnereien, und zwar 
1973 für Baumwolle, 
802 für Streichgarn, 
107 für Kammgarn; 
617. in Druckereien und 
85 in verſchiedenen andern geſchloſſenen Etabliſſements. 


3584 zuſammen. 


Die Zahl der bei der Hausinduſtrie beſchäftigten Kinder iſt 
wahrſcheinlich weit größer. Durch die zuerſt genannten in ge- 
ſchloſſenen Etabliſſements beſchäftigten Kinder werden aber jähr⸗ 
lich mindeſtens 180,000 Thaler verdient, welche ſich auf 2000 
bis 2500 Arbeiterfamilien vertheilen. 

Eine Beſchränkung der Kinderarbeit fand bis jetzt nur in 
Bezug auf die Durchführung der durch das Schulgeſetz gegebenen 
Vorſchriften ſtatt, welche Folgendes feſtſetzen. 

Nach § 21, 23, 60 und 62 des Volksſchulgeſetzes vom 6. 
Juni 1835 muß jedes Kind vom vollendeten ſechsten Lebensjahre 
an zur Schule gebracht werden und darf aus derſelben nicht vor 
vollendetem vierzehnten Jahre oder ungeachtet des Ablaufs dieſer 
geſetzlichen Schulzeit nicht eher entlaſſen werden, als bis das 
Schulziel in den weſentlichen Gegenſtänden des Unterrichts, na- 
mentlich in Betreff des Leſens, Schreibens und Rechnens erreicht, 
insbeſondere aber eine deutliche Einſicht in die Lehren und Wahr⸗ 
heiten der Religion und hinlängliche Bekanntſchaft mit dem In⸗ 
halte der heiligen Schrift, erlangt worden iſt. 

Nach $ 9 dürfen Fabrik- und ähnliche Schulen ohne Er⸗ 


laubniß der höhern Staats behörde und ohne eine von letzterer 


geprüftes und beſtätigtes Spezialreglement weder errichtet werden 
noch fortbeſtehen. 

Die Vollzugsverordnung vom 9. Juni 1835 zu dieſem Ge⸗ 
ſetze ordnet in § 7 noch beſonders an, daß die Abendſchulen für 
Kinder, welche den Tag über in Fabriken Beſchäftigung haben, 
im Allgemeinen für unzuläſſig zu erachten ſeien und daher bei 
Entwerfung und Genehmigung der für Fabrik⸗ und ähnliche Schu⸗ 
len erforderlichen beſondern Schulordnungen darauf geſehen werden 
ſolle, daß der nöthige Unterricht ſolchen Kindern theils auf die 
freien Morgen-, theils auf die erſten Nachmittagsſtunden verlegt 
werde. Nur dann, wenn die Verhältniſſe irgendwo eine Aus⸗ 
nahme von dieſer Regel dringend nöthig machen, iſt ſolche, doch 
nur in der Art zu geſtatten, daß die für jene Kinder anzuſetzen⸗ 
den Schulſtunden blos zum Theil in der Abendzeit gehalten 
werden. 

Um ſich eine deutliche Vorſtellung von der Lage der in Fa- 
briken arbeitenden Kinder zu machen, iſt noch zu beachten, daß 
die Kinder größtentheils ihren Vätern helfen, und daher unter 
unmittelbarer Aufficht derſelben arbeiten; vorzüglich dieſem Um⸗ 
ſtande iſt es auch zuzuſchreiben, daß der erwachſene Arbeiter in 
vielen Fällen die Arbeit ſo im Akkord erhielt, daß er ſelbſt das 
zu ſeiner Hülfe dienende Kind auszulohnen hat. 

Vergleicht man nun endlich die Verhältniſſe der Kinderarbeit, 
wie ſie in Deutſchland ausgeübt wird, mit den Verhältniſſen an⸗ 
derer Länder, z. B. Englands und Frankreichs, ſo iſt es tröſtlich 
darauf aufmerkſam zu machen, daß engliſche Fabrikanten beim 
Beſuche deutſcher Fabriken das Wohlbefinden und Ausſehen, ſo⸗ 
wie die ganze Haltung der Kinder weit beſſer fanden, als in Eng⸗ 
land, und aus dem Berichte Carnot's über eine von ihm im 
Auftrage der franzöſiſchen Regierung durch Deutſchland zum 
Zwecke der Informazion über die Verhältniffe der Kinderarbeit 
unternommene Reife anführen zu können, daß derſelbe die Kinder⸗ 
arbeit in Deutſchland durchgehend mit weniger Uebelſtänden ver⸗ 
bunden fand, als in Frankreich und England, und was Sachſen 
insbeſondere betrifft, daß derſelbe ſich ausdrücklich dahin erklärt, 
man müſſe bei Durchgehung der Beſtimmungen des Volksſchul⸗ 
geſetzes von 1835 zu der Ueberzeugung gelangen, daß in Sachſen 
bereits Schwierigkeiten beſeitigt ſeien, welche in Frankreich noch 
überwunden werden müßten. 

Von dem aufgeſtellten Geſichtspunkte aus, und um, ſoweit 
dies die ſpeziellen Verhältniſſe Sachſens überhaupt möglich machen, 
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die größte Annäherllng an die in andern deutſchen Ländern bereits 
erlaſſenen Vorſchriften zu erzielen, werden nun die nachfolgend 
unter 66 XLVIL—LVIE aufgeſtellten Beſtimmungen vorgeſchlagen. 

Zu ſpezieller Motivirung einzelner Punkte mag hier noch 
Folgendes erwähnt werden: 

Die Beſtimmungen wegen der Kinderarbeit über das ſchul⸗ 
pflichtige Alter auszudehnen, ſcheint nicht erforderlich; es fällt mit 
beendetem vierzehnten Lebensjahre eine der weſentlichen Veran⸗ 
laffungen, wegen deren beſondere Beſtimmungen über Kinderar⸗ 
beit zu treffen find, nämlich die Sicherung der Ausbildung durch 
geregelten Schulbeſuch weg, und es treten dann die wegen Re- 
gulirung der Arbeitszeit noch ferner geltenden Normen ein. Es 
iſt offenbar Sache der Genoſſenſchaft und beziehungsweiſe des 


Gewerberathes, die zweckentſprechende Regulirung des letztern. 


Verhältniſſes ebenſo durchzuführen, wie es innerhalb der Innungs⸗ 
gebiete durch den Innungsrath zu erfolgen hat; bei anderer Be⸗ 
handlung des vorliegenden Gegenſtandes würde eine merkliche Un⸗ 
gleichheit zwiſchen den Lehrlingen im Gewerbebetriebe und der 
in den Fabriken arbeitenden Jugend entſtehen. 

Daß ſich die Beſtimmungen über Kinderarbeit zugleich mit 
auf den Bergbau erſtrecken, ſcheint zwar deshalb nicht erforverlich, 
weil der Bergbau jugendliche Arbeitskräfte faſt gar nicht benutzt; 
da ſich aber für den Kohlenbergbau eine weit großartigere Ent⸗ 
wickelung in der Zukunft voraus ſehen läßt, als bis zu welcher 
er jetzt gediehen iſt, und bei demſelben vielleicht wie in andern 
Ländern auch Kinder betheiligt werden könnten, ſo iſt es jeden⸗ 
falls zweckmäßig, denſelben mit in den Kreis der hier zu berück⸗ 
ſichtigenden Arbeiter zu ziehen. 

Unter den Aufnahmebedingungen finden ſich die von mancher 
Seite wol empfohlene Vorſchrift, ein ärztliches Zeugniß über die 
körperliche Tüchtigkeit zu verlangen, nicht mit aufgenommen, und 
zwar deshalb, weil die Befolgung dieſer Vorſchrift gar zu leicht 
zur inhaltloſen und nicht ſichernden Form wird. Könnte vor⸗ 
ausgeſetzt werden, daß jede Familie, aus welcher Kinder zur ge⸗ 
werblichen Beſchäftigung übergehen, regelmäßig von einem Haus⸗ 
arzte beſucht wird, und ließe es ſich durchführen, daß gerade nur 
dieſer das Tüchtigkeltszeugniß ausſtellen dürfte, fo würde ein der⸗ 
artiges Gebot wol dagegen Sicherung gewähren, daß körperlich 
tüchtige Kinder zur Fabrikarbeit übergehen. Da Erſteres aber 
nicht der Fall iſt, und von einer einmaligen Unterſuchung eines 
verpflichteten Arztes ein vollkommen begründetes Urtheil nicht zu 
erwarten ſteht, fo iſt hier von Anordnung eines ſolchen Zeug⸗ 
niſſes abgeſehen worden. Es zeigt auch die Erfahrung, daß bei 
der Arbeit bald erkannt wird, ob das Kind körperlich genügend 
tüchtig iſt; tritt das Gegentheil ein, ſo verpflichtet ſchon Antrag 
XVIII. den Fabrikanten und fein Arbeiterperſonal zu dem erfor⸗ 
derlichen Verhalten dem Kinde gegenüber. 

Etwas Anderes iſt es mit einem Schulzeugniß; dies wird 
von einem Lehrer gegeben, welcher das Kind faſt drei Jahre lang 
wird beobachtet haben; unter dieſer Vorausſetzung kann ein be⸗ 
gründetes Urtheil darüber erwartet werden, ob das Kind genü⸗ 
gend vorbereitet iſt, um eine etwa wegen des Fabrikbetriebes 
eingerichtete Separatſchule mit Vortheil beſuchen zu können. Aber 
nicht nur deshalb, um mit gleich vorbereiteten Kindern gleichmä⸗ 
ßig fortſchreiten zu können, ſondern vorzüglich auch deshalb, um 
überhaupt ſchon einen beſtimmten Theil des Schulzieles erreicht 
zu haben, welcher als weſentliche Grundlage entſprechender Aus⸗ 
bildung des Geiſtes und Herzens zu betrachten iſt, muß die Be⸗ 
ſtimmung getroffen werden, daß ein zuzulaſſendes Kind die erſte 
Elementarbildung bereits ſich erworben habe, mag dies nun durch 
zwei⸗, drei⸗ oder vierjährigen Schulbeſuch geſchehen fein. Den 
Grad dieſer Ausbildung beſtimmt genauer das Schulgeſetz; im 
Weſentlichen wird er nicht ſehr weit von der in Preußen gege⸗ 
benen Vorſchrift abweichen dürfen, daß eine ziemliche Geläufigkeit 
im Leſen der Mutterſprache bereits erworben iſt, und die erſten 
Vorübungen im Schreiben überſtanden ſind. 

Durch den Vorſchlag einer der Regel nach zehnſtündigen 
Arbeitszeit wird nicht nur den Anträgen in den Eingaben der 
5. Abtheilung entſprochen, wenn man berückſichtigt, daß hierzu 
in der Regel noch zwei Unterrichtsſtunden kommen, ſondern auch 
dem in Beilage J. mitgetheilten mediziniſchen Gutachten und den 


Beſtimmungen in Oeſtreich, Baiern und Baden, welche theilweiſe 
ſogar hier noch übertroffen werden. Das Verbot einer mehr als 
halbtägigen Beſchäftigung würde zwar, wenn es durchführbar wäre, 
als höchſt erwünſcht erſcheinen, es fiele dann die Nothwendigkeit 
beſonderer Fabrikſchulen wenigſtens in ſehr vielen Fällen weg, und 
es würve, entſprechend ausgeführt, der körperlichen Entwickelung 
der Kinderwelt ein Vorſchub geleiſtet werden. Allein darüber, daß 
dieſes Verbot nicht durchführbar iſt, find alle Die, welche die Lebens⸗ 
verhältniſſe und Geſchaͤftsbeziehungen in den induſtriellen Gegenden 
kennen, einverſtanden; auch hat noch kein induſtrieller Staat eine 
derartige Vorſchrift erlaſſen können. Es würde nämlich zunächſt 
nicht verhindert werden können, daß ein während des halben 
Tages im geſchloſſenen Etabliſſement beſchäftigtes Kind während 
der übrigen Zeit im Dienſte der Hausinduſtrie verwendet und 
dabei in den meiſten Fällen gewiß ſchlechter geſtellt wird, als 
die hier angegebene Vorſchrift es bewirkt. Daß aber die Aushülfe 
des Verdienſtes der Hausinduſtrie aufgeſucht wird, läßt ſich 
ſchon aus dem einfachen Umſtande ſchließen, daß mit dem Weg⸗ 
fall der halben Zeit zur Fabrikarbeit auch der halbe Verdienſt wegfällt. 

Abgeſehen ferner von dem Umſtande, daß bei mancher Fa⸗ 
brikazionsbranche in der That die Zahl der vorhandenen Kinder 
wenigſtens zu gewiſſen Zeiten nicht vorhanden ſein würde, um 
einen halbtägigen Wechſel einrichten zu können, und daß dadurch 
bei den Arbeiten, die von der Betheiligung eines Kindes abhän- 
gen, eine bedeutende Verminderung der Verdienſtgelegen heit für 
die Arbeiter hervorgebracht würde, iſt auch auf den Umſtand Rück⸗ 
ſicht zu nehmen, daß manche Arbeit den regelmäßigen Wechſel 
helfender Kinder nicht verträgt, z. B. der Kattundruck, wo es an 
dem Fabrikat erkannt werden würde, wenn das eine und wenn 
das andere Kind hülfreiche Hand leiſtete. Wo daher in Drucke⸗ 
reien die Einrichtung mit wechſelnder Kinderbeihülfe verſucht wor⸗ 
den iſt, hat man ſich genöthigt geſehen, ſie bald wieder aufzugeben. 
Uebrigens iſt durch die als Maximum aufgenommene regelmäßige 
Arbeitszeit von zehn Stunden nicht unterſagt, die Einrichtung 
einer halbtägigen Kinderbeſchäftigung da einzurichten, wo es mög⸗ 
lich iſt, es wird dieſelbe aber nur nicht für alle Fälle. geboten. 

Daß es in den Fällen, wo das Gedeihen der körperlichen 
Entwickelung durch eine zehnſtündige Beſchäftigung mit einer 
Fabrikazion oder mit einzelnen Arbeiten in einer Fabrik beein- 
trächtigt wird, erforverlich iſt, dieſe Arbeitszeit herabzuſetzen, be⸗ 
darf keiner weitern Begründung, am zweckmäßigſten wird dies aber 
von dem Gewerberathe ausgehen, welcher zunächſt die Aufſicht führt. 

Bei den Spinnereien wird in vielen Fällen ſich die Einrich⸗ 
tung einer zehnſtündigen Kinderarbeitszeit ausführen laſſen, näm⸗ 
lich überall da, wo einem Spinner zwei Andreher beigegeben find, 
welche ſich dann gewöhnlich während der Schulzeit einander er⸗ 
ſetzen, indem dafür Sorge getragen wird, daß der eine zu andern 
Stunden unterrichtet wird, als der andere, und die daher auch 
zu gegenſeitigem Erſatze ſo angewendet werden können, daß auf 
einen jeden die normale Arbeitszeit fällt. Ob übrigens hierdurch 
verhindert wird, daß die Kinder während der ganzen Arbeitszeit 
im Etabliſſement gegenwärtig find, iſt eine andere Frage, welche 
für viele Fälle wol direkt verneint werden kann, da die von fern 
her nach einer Spinnerei kommenden Arbeiter gewöhnlich mit 
ihren Kindern zuſammen nach derſelben und wieder nach Hauſe 
gehen. Dieſer Umſtand zeigt, daß in manchen Fällen eine Ver⸗ 
längerung der Arbeitszeit um eine Stunde nicht gerade eine be⸗ 
deutende Erſchwerung für das Kind in ſich ſchließt. In andern 
Fällen, wo der Spinner nur einen Andreher hat, iſt aber mit 
dem Gebote der zehnſtündigen Arbeitszeit ein weſentlicher Nach⸗ 
theil für die Fabrikazion verbunden, da der Spinner ohne An⸗ 
dreher nicht nur weniger, ſondern dieſes auch in geringerer Voll⸗ 
kommenheit produzirt. 

In den hier ausgeſprochenen Verhältniſſen und in dem Um⸗ 
ſtande, daß man gern eine geſetzliche Vorſchriſt erhalten möchte, 
welche nach allen Seiten zu gehalten den kann, nicht aber, 
wie dies bei Beſtimmungen in einigen andern Ländern der Fall 
iſt, Beſtimmungen, welche zwar anſcheinend die Kinder günſtig 
ſtellen, aber in der That ſie dadurch, daß ſie nicht gehalten wer⸗ 
den, weſentlich beeinträchtigen, zu einer ſteten Uebertretung und 
mithin zur Schwächung des Sinnes für Geſetzlichkeit Veranlaſſung 
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geben, liegt der Grund dafür, daß man der nächſten Aufſichts⸗ 
behörde die Gewalt vindizirt hat, innerhalb der geſetzlichen Gren⸗ 
zen den unabweislich gegebenen Fabrikazions bedingungen entſpre⸗ 
chend, die Arbeitszeit im einzelnen Falle auch verlängern zu können. 

Der Wunſch, ein Geſetz zu erhalten, deſſen Uebertretung 
gehindert werden kann, weil es überhaupt nicht wegen Nichtbe⸗ 
achtung weſentlicher Fabrikazionsbedingungen unausführbar wird, 
iſt ferner auch Veranlaſſung zu den bei der Sonntags arbeit und 
Nachtarbeit getroffenen Beſtimmungen. Durch die erſtere werden 
vorzugsweiſe die Intereſſen der Kattundruckerei, durch die letztere 
die der Spinnerei berührt. Man iſt allgemein der Anſicht, daß 
die Sonntagsarbeit ſehr erſchwert und ſo weit eingeſchränkt wer⸗ 
den müſſe, als nur möglich iſt, hält aber ein unbedingtes Verbot 
nur dann für gerecht und ohne Beeinträchtigung der vaterländi⸗ 
ſchen Industrie durchführbar, wenn es in ganz Deutſchland mit 
unerbittlicher Strenge in Ausführung gebracht werde. Beſteht 
auch gegenwärtig ein ſolches Verbot, jo wird demſelben doch na⸗ 
mentlich auch in den Ländern, welche mit Sachſens Druckerei⸗ 
etabliſſements rivaliſtren, durchaus nicht nachgegangen. Dafür, 
daß die Sonntagsarbeit im Nothfalle noch ausgeführt werden 
Darf, ſpricht auch das Verfahren gerade ver ſolideſten Etabliſſe⸗ 
ments, welche trotz des fo fluktuirenden Geſchäftsganges der Druk⸗ 
kerei ein möglichſt konſtantes Arbeiterperſonal fi zu erhalten 
ſuchen, nicht aber ſich dazu entſchließen können, plötzlich für kurze 
Zeit eine große Arbeiterzahl anzunehmen und ſie dann ſchnell 
wieder zu entlaſſen. Sollen dieſe ſolideren Etabliſſements bei 
Durchführung dieſes dem Arbeiter vortheilhaften Prinzips unter⸗ 
ſtützt werden, ſo darf ihnen die Gelegenheit nicht entzogen werden, 
für den Fall der Noth einmal in kürzerer Zeit ein erhöhtes Pro⸗ 
dukzionsqantum durch Hinzunahme des Sonntags zur Arbeitszeit 
zu erzielen; viefe Füglichkeit würde ihnen aber durch unbedingtes 
Verbot der Beſchäftigung von. Kindern während des Sonntags 
entzogen, da ein Verbot der Kinderarbeit in dieſem Falle einem 
Verbote des Handdruckens überhaupt gleich kommt. Man wünſcht 
indeſſen die Sonntagsarbeit auf die allerdringlichſten Fälle be⸗ 
ſchränkt zu ſehen, und glaubt dies ſowol durch Erſchwerung in 
der Erlaubnifnachſuchung, welche jedesmal perſönlich fein ſoll, als 
durch den Umſtand zu erzielen, daß man doppelte Lohnzahlung 
für die Kinder anordnet, wobei natürlich der Mehrbetrag des zu 
zahlenden Lohnes gegen die während der Wochenarbeit geltenden 
Sätze vom Fabrikanten gewährt werden muß. 

Eine zeitweiſe eintretende Nachtarbeit wird durch die Lage 
und Bewegkraft mehrerer unſerer Spinnereien bedingt. In den 
Zeiten des Waſſermangels nämlich iſt entweder ein ſteter Waſſer⸗ 
zufluß nicht vorhanden, das Waſſer geht, wenn ein oberhalb ge⸗ 
legenes Etabliſſement daſſelbe zeitweiſe anſammelt und benutzt, 
gerade während einer beſtimmten Zeit, im Laufe von 24 Stunden, 
die ſich zum Theil in die Nacht erſtrecken kann, an dem tiefer 
gelegenen Etabliſſement vorüber, oder es iſt der Waſſerzufluß 
zwar ſtetig, aber ſo gering, daß regelmäßig nur ein Theil des 
Etabliſſements oder die Hälfte in Bewegung geſetzt werden kann. 
In letzterem Falle pflegt man dann, nicht blos im einſeitigen In⸗ 
tereſſe der Fabrikanten, ſondern weſentlich auch um die Arbeiter 
nicht ganz verdienſtlos werden zu laſſen, den Betrieb im zwölf⸗ 
ſtündigen Wechſel durchzuführen, ſo daß die eine Hälfte der Ar⸗ 
beiter von Mittag 12 Uhr bis Mitternacht, die andere von letz⸗ 
terer Zeit bis zur erſtern arbeitet. Wollte man eine ausnahms⸗ 
weiſe in ſolchem Falle zu ertheilende Erlaubniß der Kinderbeſchäf⸗ 
tigung während eines Theiles der Nacht nicht geſtatten, fo würde 
auch den Arbeitern der Verdienſt entzogen werden, da ohne Kinder 
die Arbeit nicht fortgeſetzt werden kann. Auch eine ſolche Er⸗ 
laubniß iſt aber zu erſchweren und auf die dringlichſten Fälle 
einzuſchränken, damit überall da, wo es möglich iſt, durch andere 
Einrichtungen, oder durch Beſchaffung einer Dampfkraft als Re⸗ 
ſerve der immerhin traurige Wechſel vermieden werden kann. 
Leider iſt aber der Erſatz der fehlenden Bewegkraft durch Dampf 
nicht überall ausführbar, da durch zu hohen Preis des Brenn⸗ 
materials die Erzeugung der letztern an manchen Punkten un⸗ 
möglich gemacht wird. 

Inſofern der hier erwähnte Uebelſtand in einzelnen Fällen 
dadurch entſtanden iſt, daß. Fabrikanten oft an Flüſſe und Bäche 


Etabliſſements bauten, von welchen ſie ſich eine größere Kraft 
verſprachen, als ſie in der That ſpäter nutzbar machen konnten, 
läßt ſich von einer auf Grund eines Waſſerbenutzungsgeſetzes 
ſpäter erfolgenden Waſſerverleihung erwarten, daß derartige Täu⸗ 
ſchungen vermieden werden. 

Bei Regulirung der Schulverhältniffe für die in Fabriken 
beſchäftigten Kinder iſt es vortheilhäfter, nicht von einzelnen Fa⸗ 
brikanten als ſolchen allein und unter allen Umſtänden die be⸗ 
treffende Einrichtung zu verlangen, ſondern die Ordnung aller 
Verhältniſſe in die Hand des Gewerberathes und der Schulin⸗ 
ſpekzion zu legen; nur auf dieſe Art wird ez möglich werden, 
viele der Uebelſtände zu vermeiden, die nothwendig eintreten, ſo⸗ 
bald jeder Fabrikant ſeine eigene Fabrikſchule hält oder wenigſtens 
zu beſtimmen hat, in welche der ſonſt beſtehenden Aushülfeſchulen 
die bei ihm beſchäftigten Kinder gehen muͤſſen. In vielen Fällen 
kann es wünſchens werth fein, mehrere nahe gelegene Fabriken zu 
einer gemeinſchaftlichen Fabrikſchule zu vereinigen, namentlich dann, 
wenn dadurch der zeither mit dem Uebertritt eines Kindes aus 
einer Fabrik in die andere verbundene gleichzeitige Wechſel der 
Schule, der zur Erreichung eines beſtimmten Schulzieles von dem 
allernachtheiligſten Einfluſſe iſt, ja daſſelbe wol ganz unmöglich 
macht, vermieden werden kann, oder wenn man den Kindern die 
Zurücklegung eines langen Weges nach der Schule dadurch er⸗ 
ſparen kann. Vereinigungen dieſer Art ſcheiterten jetzt oft an dem 
Widerſtande einzelner Fabrikanten; es muß daher in der Hand der 
durch den ſachverſtändigen Gewerberath unterſtützten Schulinſpek⸗ 
zion liegen, die Bildung derjenigen Schulbezirke anzuordnen, mit 
denen die geringſten Nachtheile verbunden find. 

Ueber die Koſtenvertheilung, welche bei Einrichtung beſon⸗ 
derer Schulen ſtattzufinden hat, läßt ſich mit voller Beſtimmtheit 
ein Urtheil nicht früher abgeben, als bis das in dem zu erwar⸗ 
tenden Schulgeſetze vorgeſchlagene Prinzip der Aufbringung der 
Unterrichtskoſten überhaupt bekannt iſt. So viel iſt aber ſchon 
jetzt anzuführen, daß, wenn durch Einrichtung von Fabrikſchulen 
in einer Kommun die Nothwendigkeit einer Vergrößerung der ge⸗ 
wöhnlichen Schuleinrichtung vermieden wird, dann die Verpflich⸗ 
tung des Fabrikanten zu einem für Herſtellung der Schule zu 
leiſtenden Beitrage weit geringer iſt, als wo die in der Fabrik⸗ 
ſchule aufzunehmenden Kinder außerdem wol gut in der allge⸗ 
meinen Schule noch Aufnahme finden könnten. Der erſtere Fall 
kommt an Orten, in denen ſich der Fabrikbetrieb zuſammendrängt, 
nicht allzu ſelten vor. 

Jevenfalls find aber die Uebelſtände bei der Schulgeldent⸗ 
richtung in ſpäterer Zeit zu vermeiden, welche die ärmeren Ar- 
beiterfamilien jetzt oft ſehr hart drücken, beſonders die Verpflich⸗ 
tung doppelter Schulgeldzahlung, nämlich theils im Wohnorte der 
Eltern, theils an dem Orte, wo das Kind die Fabrikſchule be⸗ 
ſucht. Iſt eine ſolche Beſtimmung wol da am Platze, wo Eltern 
aus beſonderen Gründen ihre Kinder nicht in die öffentliche Schule 
ſchicken, ſondern privatim unterrichten laſſen, fo iſt ſie in dem 
Falle für übermäßig drückend, wo nicht für ungerecht zu halten, 
wo die Eltern durch das dringende Gebot der Noth veranlaßt 
werden, ihre durch vie Betheiligung an der Fabrikarbeit von dem 
Wohnorte entfernt gehaltenen Kinder in einer andern als der 
Schule des Wohnortes unterrichten zu laſſen. 

Abendſchulen ſind nach der Vollzugsverordnung zum Volks⸗ 
ſchulgeſetze nur unter dringend nöthigen Bedingungen ausnahms⸗ 
weiſe für zuläſſig erachtet worden. Die Bedingungen des Kar⸗ 
tundruckereibetriebes, bei welchem ein Arbeiten bei künſtlicher 
Beleuchtung nicht flattfinden kann, find nun allerdings ſolche, daß 
eine gänzliche Beſeitigung der Abendſchulen noch nicht möglich 
erſcheint; unter ſpezieller Bezugnahme auf das in der angezoge⸗ 
nen Ausführungsverordnung über Abendſchulen Ausgeſprochene 
glaubt man ſich daher auch mit dem Antrage IIV. begnügen zu 
müſſen, und erwartet von der pflichtgemäßen Berückſichtigung die⸗ 
ſer Inſtitute durch den Gewerberath die Entfernung wenigſtens 
der Uebelſtände, die überhaupt beſeitigt werden können. Wo es 
geſchehen kann, mag dann wenigſtens ein Theil des Unterrichts 
auf Vormittagsſtunden gelegt werden. 

Eine beſondere Beſtimmung wegen des Religions- und Kon⸗ 
firmandenunterrichtes mit aufzunehmen, hielt man für überflüſſig, 
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weil dieſelbe offenbar nur einen Theil Deſſen bilden würde, was 

$ 53 bereits ausſpricht. Die Beſtimmungen wegen der Quali- 

ſikazion der Lehrer wurden deshalb mit aufgenommen, weil gerade 
hierbei viele Eingaben auf gegenwärtig ſtattfindende Uebelſtände 

aufmerkſam gemacht haben. j 
In den Spinnereien laſſen ſich, wie die Verhältniſſe fo vie⸗ 

ler gut organiſirter Etabliſſements zeigen, Abendſchulen gänzlich 

vermeiden. Für dieſe Geſchäftsbranche mußte aber das unbedingte 

Verbot der Unterrichtsertheilung während der Mittagsſtunde auf⸗ 

genommen werden. 

Die Beſtimmungen 55 bis 37 bezwecken die erforderlichen 
Einrichtungen, durch welche eine Kontrole der bisher gegebenen 
Beſtimmungen überhaupt erſt möglich wird, ſte bedürfen nament⸗ 
lich im Vergleich mit den ähnlichen Beſtimmungen anderer Ge⸗ 
ſetzgebungen (Beilage II.) einer ausführlichern Rechtfertigung wol 
nicht. Es mag daher nur noch bemerkt werden, daß das Kin⸗ 
derarbeitsbuch als Analogon des Arbeits buches (vergl. Antrag 
XXIX. Seite 222) theils zur Aufrechthaltung der Ordnung, theils 
als Mittel, um auf das Kind erziehend wirken zu können, dienen ſoll. 

Wegen des Fabrikinſpektors iſt auf XIII. Seite 223 und auf das 
zur Begründung dort Angeführte zurückzuverweiſen. Es Ift mög⸗ 
lich, daß ſich die Perſönlichkeit eines Sachverſtändigen nach Nr. 
XIII. zugleich dazu qualifizirt, ſich den unter 57 angeführten 
Obliegenheiten mit zu unterziehen; ſonſt iſt auch vielleicht zweck⸗ 
entſprechend, dem erſtern für Zwecke der letztern Art einen zweiten 
Sachverſtändigen beizuordnen. 

Die letzte Beſtimmung beruht auf Billigkeitsrückſichten und 
wird die Einführung aller Beſtimmungen erleichtern helfen. 

Die vorzuſchlagenden Beſtimmungen ſelbſt ſind nun folgende: 

XVII. Die nachſtehenden Beſtimmungen beziehen ſich auf 
diejenigen Knaben und Mädchen, welche beim Ge⸗ 
werbe⸗, Fabrik- und Hüttenbetriebe, ſowie beim Berg⸗ 
bau außerhalb des elterlichen Hauſes regelmäßig 
zu gewerblichen Beſchäftigungen zugezogen werden 
und noch im ſchulpflichtigen Alter ſich befinden. 

Arbeitgeber, welche Kinder beſchäftigen, haben die zur 

Wahrung und Förderung des leiblichen Wohles und 

der Sittlichkeit erforderlichen Einrichtungen zu tref⸗ 

fen, und für Aufrechthaltung derſelben Sorge zu 
tragen; das ganze Arbeiterperſonal aber hat dieſe 

Einrichtung zu befolgen. Hierher gehört vorzüglich, 

daß den Kindern keine mit ihrer körperlichen Ent⸗ 

wickelung außer Verhältniß ſtehende Arbeit übertra⸗ 
gen, und ſoweit dies ausführbar iſt, eine Trennung der 

Geſchlechter in verſchiedene Arbeitsräume bewirkt werde. 

Es darf kein Kind vor Erfüllung desjenigen Zieles, 

welches das Schulgeſetz für die erſte Elementarbil⸗ 

dung vorſchreibt, und keines Falls vor erfülltem 
neunten Lebensjahre zu regelmäßiger gewerblicher 

Beſchäftigung zugelaſſen werden. Jedes zuzulaſſende 

Kind muß durch ein koſtenfrei von der Lokalſchulin⸗ 

ſpekzion auszufertigendes Zeugniß ſich darüber aus⸗ 

weiſen, daß es das obengedachte Ziel erreicht hat, 
und ein durch den Gewerberath ausgefertigtes Kin⸗ 
derarbeitsbuch (Antrag LVI.) vorzeigen. 

L. Die Arbeitszeit der Kinder darf täglich zehn Stunden 
mit einer einſtündigen Unterbrechung, behufs der 
Mittagsmahlzeit, nicht überſteigen. 

Der Gewerberath kann das Maximum der Ar⸗ 
beitszeit auch auf weniger als zehn Stunden in dem 
Falle feſtſetzen, wenn die körperliche Ausbildung der 
Kinder durch ihre Beſchäftigung beeinträchtigt wird. 

Beim Spinnereibetriebe kann der Gewerberath, 
jedoch nur in dem Falle, wenn es wegen mangelnder 
Kinder nicht möglich iſt, die zehnſtündige Arbeitszeit 
inne zu halten, eine elfſtündige Arbeitszeit ausnahms⸗ 
weiſe geſtatten. 

LI. Der Gewerberath iſt befugt, eine vorübergehende Ver⸗ 
längerung der Arbeitszeit zu geſtatten, wenn durch 
Naturereigniſſe oder Unglücksfälle der regelmäßige 


Geſchäftsbetrieb unterbrochen und ein vermehrtes Ar⸗ 


LII. 


LIII. 


LIV. 


LV. 


LVI. 


LVII. 


April 


beits bedürfniß dadurch herbeigeführt worden iſt. So⸗ 
wol die Verlängerung der täglichen Arbeitszeit, welche 
in der Regel nur eine Stunde betragen darf, unter⸗ 
liegen der Genehmigung des Gewerberathes. 
Die Beſchäftigung von Kindern vor 5 Uhr Morgens 
und nach 9 Uhr Abends, ſowie an Sonntagen und 
geſetzlichen Feiertagen iſt unterſagt. 

Ausnahmen können für dergleichen Fälle und 


dann nur auf perſönliches Anſuchen des Fabrikanten 
oder deſſen Stellvertreters von dem Gewerberathe 


geſtattet werden. Bei der Nachtarbeit iſt in dieſm 
Falle dafür Sorge zu tragen, daß unter Aufrechter⸗ 
haltung der Beſtimmungen in Antrag I. die Kinder 
nur während eines Theiles der Nacht beſchäftigt 
werden. Bei der Sonntagsarbeit findet doppelte 
Lohnzahlung ſtatt, und zwar fo, daß der Mehrbe⸗ 
trag gegen den gewöhnlichen Lohn vom Fabrikanten 
übertragen wird. 

Durch die Betheiligung an gewerblicher Arbeit werden 
die ſchulpflichtigen Kinder nicht entbunden, den Vor⸗ 
ſchriften des Schulgeſetzes nachzukommen. Werden 
aber die Kinder durch die Natur der gewerblichen 
Beſchäftigung oder aus lokalen Rückſichten am Be⸗ 
ſuche der Ortsſchule behindert, ſo hat der Gewerbe⸗ 
rath, in Vereinigung mit der Schulinſpekzion, dafür 
zu ſorgen, daß die erforderlichen Einrichtungen ge⸗ 
troffen werden. 

Hierbei iſt zu ermitteln, wie der Hauptzweck, den 
Kindern eine tüchtige Ausbildung zu ſichern, mit 
einer möglichſt geringen Störung des Gewerbebetrie⸗ 
bes am beſten vereinigt werden kann. 

In Fabrikſchulen iſt dafür zu ſorgen, daß im 
Sommer an Sonn- und Feiertagen körperliche Lei⸗ 
besübungen mit den Kindern vorgenommen werden. 
Der Gewerberath hat feine beſondere Bemühung da⸗ 
hin zu richten, daß Abendſchulen, welche übrigens 
nur bei Kattundruckereien noch ſtatthaft find, gänzlich 
vermieden werden; wo dies aber noch nicht geſchehen 
kann, darf ſich die Unterrichtszeit in denſelben im 
Sommer nicht über 8 Uhr, im Winter nicht über 7 
Uhr des Abends erſtrecken und es iſt der Unterricht in 
denſelben beſonders tüchtigen Lehrern anzuvertrauen. 

Unterricht während der Mittagsſtunde iſt nicht 
ſtatthaft. 

Ueber Namen, Alter, Wohnort, Eltern und Eintritts- 
zeit der bei ihnen beſchäftigten, ſowie über die Aus⸗ 
trittszeit der entlaſſenen Kinder haben die Arbeitgeber 
genaue und vollſtändige Verzeichniſſe zu führen. 
Jedes Kind erhält beim Uebergange zur gewerblichen 
Beſchäftigung durch den Gewerberath ein Kinderar⸗ 
beitsbuch unentgeltlich ausgefertigt, in welchem die 
geſetzlichen Beſtimmungen über die Kinderarbeit ent⸗ 
halten find, und in welches außer den im Antrag 
LV. angegebenen Nachweiſungen das im Antrag XLIX, 
erwähnte Zeugniß der Lokalſchulinſpekzion eingetra⸗ 
gen wird. 

Dieſes Buch vertritt beim Uebergange eines Kin⸗ 
des von einem Arbeitgeber zu einem andern die Stelle 
des Arbeitsbuches (Antrag XXIX. Abſchnitt IV), es 
dient zum Eintragen der Schulverſäumniſſe, Zenſuren, 
des Arbeitszeugniſſes u. ſ. w., bleibt in der Hand 
des Arbeitgebers und unterliegt der Kontrole der 
Schulinſpekzion. 

Mit dem Schulentlaſſungsſchein wird das Kinder⸗ 

arbeitsbuch geſchloſſen und an feine Stelle tritt, be⸗ 
treffenden Falles, ein Arbeits buch. 
Die Aufſlcht über die Befolgung der hier aufgeſtell⸗ 
ten Beſtimmungen ſteht dem Gewerberathe und, was 
vie Schulverhältniſſe betrifft, in Vereinigung mit der 
Schulinſpekzion zu; diesfallſige Lokalreviſtonen erfol⸗ 
gen von einem verpflichteten Fabrikinſpektor. 
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Die Aufnahmebedingungen (Antrag XLIX.) haben 
auf die bei Publizirung dieſer Beſtimmungen bereits 
in Fabriken wirklich beſchäftigten Kinder keine rück⸗ 
wirkende Kraft. 

Chemnitz, am 19. Oktober 4849. 

Die fünfte Abtheilung der Kommiſſion 
für Erörterung der Gewerbs- und Ar⸗ 
beiterverhältniſſe. 

Profeſſor Dr. Hülß e, Referent. 


LVIII. 


Beilagen 
I. 


Mittheilungen über die Verhältniſſe der in ſächſiſchen Fabriken 
beſchäftigten Kinder. 


Die Lage der in ſächſiſchen Fabriken arbeitenden Kinder iſt 
im Jahre 1841 von dem Direktorium des Induſtrievereins für 
das Königreich Sachſen zum Gegenſtand ſpezieller Unterſuchung 
gemacht worden. Die Reſultate dieſer Unterſuchungen wurden in 
der ſechsten Generalverſammlung dieſes Vereins am 28. Oktober 
1841 mitgetheilt, und da fle nicht wenig dazu beitragen, ein 
deutliches Bild von den Verhältniſſen der Kinderarbeit in Sachſen 
zu geben, ſo mag im Folgenden der weſentliche Inhalt der ge⸗ 
wonnenen Reſultate mitgetheilt werden. 

Bei der Kattundruckerei werden Kinder hauptſächlich 
zum Farbeſtreichen verwendet, ſtehen unter Aufficht des Druckers, 
welchem fie beigegeben find, und empfangen von letzterem den Lohn. 
Die Arbeitszeit derſelben muß ſich nothwendig nach der des Druk⸗ 
kers richten, weil dieſer in Abweſenheit des Streichkindes Nichts 
vornehmen kann. Die Arbeitszeit iſt nach den Jahreszeiten ver⸗ 
ſchieden, durchſchnittlich im Sommer 10 bis 14, im Winter 7 
bis 9 Stunden, da Arbeiten bei künſtlicher Beleuchtung nicht vor⸗ 
kommen. Die Kinder empfangen am Schluſſe der Tagearbeit zwei 
Stunden täglich Unterricht, dafür beſteht in Chemnitz eine Fabrik⸗ 
ſchule neben zwei allgemeinen Abendſchulen; in Glauchau wird 
der Religionsunterricht in den Frühſtunden vor dem Beginn der 
Arbeit ertheilt, und es iſt dort die Einrichtung getroffen, daß 
jedes Kind vor der Konſirmazion die Fabrik verlaſſen, und ein 
halbes oder nach Befinden ein Jahr den gewöhnlichen Volksſchul⸗ 
unterricht ungeſchmälert genießen muß. 

Bei der Baumwollenſpinnerei erhalten die Kinder als 
Andreher Beſchäftigung und ſind dem Spinner zunächſt unterge⸗ 
ben, von dem ſie auch ausgelohnt werden; die Arbeitszeit beträgt 
gewöhnlich 12 bis 13 Stunden und wird durch das Mittagsbrod, in 
den Spinnereien auf dem Lande, welche keine eigenen Fabrikſchu⸗ 
len haben, durch die Unterrichtsſtunden, unterbrochen, deren Ein⸗ 
heilung ſich nach der freien Zeit des Dorfſchullehrers richtet. In 
Fabrikſchulen wird theils die Zeit vor und nach dem Mittags⸗ 
brode zum Unterrichte benutzt, theils wird der letztere auf den 
Abend verlegt. (Bei größeren Spinnereien fällt oft der Fabrik⸗ 
unterricht mitten in die Arbeitszeit hinein, und dann werden die 
Kinder gewöhnlich in mehreren Abtheilungen ſo unterrichtet, daß 
ncht alle gleichzeitig der Arbeit entzogen und die Abweſenden jo 
vel als möglich durch die Zurückbleibenden übertragen werden.) 

In den Kammgarnfpinnsteien werden wenig ſchulpflich⸗ 
tige Kinder beſchäftigt, und in der Regel in der Kämmerei zum 
Beleſen der Wollzüge verwendet; auch hier find ſie Hülfgarbeiter der 
Kämmer und werden von denſelben bezahlt; ihre Arbeit hängt 
indeſſen mit der der Wollkämmer nicht unmittelbar zuſammen, 
weshalb fie am Beſuche der Ortsſchule in den gewöhnlichen Schul⸗ 
ſtunden nicht gehindert ſind, auch außer der Mittagszeit zu einer 
Frühſtücks⸗ und Vesperpauſe Muße finden. 

In den Streichgarnſpinnereien finden nur ausnahms⸗ 
weiſe einzelne Kinder Beſchäftigung zum Ausputzen der Rauch⸗ 
karden und dergleichen. (Referent muß bier zur Ergänzung an⸗ 
führen, daß die Zahl der in Streichgarnſpinnereien beſchäftigten 
Kinder nicht ſo unbedeutend iſt, und daß ſie außer der oben an⸗ 
gegebenen Beſchäftigung theils wie in der Baumwollenſpinnerei, 
theils zum Lockenanlegen verwendet werden; letztere Beſchäſtigung 


findet nur noch in den nach älterem Syſtem eingerichteten Streich⸗ 
garnſpinnereien ſtatt, nicht aber in den mit Vorſpinnkrempeln 
ausgerüſteten; die Einführung dieſer Vorſpinnkrempeln hat eine 
große Anzahl dieſer Anlegekinder entbehrlich gemacht und bewirkt, 
daß jetzt weit weniger Kinder in Streichgarnſpinnereien arbeiten 
als früher.) 2 1 

Bei dem Bergweſen iſt es Grundſatz, daß Knaben nicht 
früher als bis fie konfirmirt find, zur Bergarbeit angenommen 
werden. Zulaſſung noch ſchulpflichtiger Kinder iſt eine außeror⸗ 
dentliche und ſeltene Ausnahme, zu der man ſich nur entſchließt, 
wenn durch außergewöhnliche Fälle, Verunglückungen, Tod und 
dergl. eine Bergmannsfamilie in großes Elend und Armuth ge» 
rathen iſt. Die Seltenheit der Ausnahme wird dadurch bewieſen, 
daß zur Zeit der Auskunftsertheilung in dem ganzen Freiberger 
Bergamtsrevier ſich kein ſchulpflichtiger Bergjunge befand. Findet 
aber die Annahme eines ſchulpflichtigen Kindes ſtatt, ſo wird es 
nur mit ſtundenweiſe verlohnter Tagearbeit beſchäftigt und an 
vollſtändigem Beſuche des Schulunterrichtes nicht behindert. Uebri⸗ 
gens werden die neu angenommenen jüngeren Bergarbeiter nur zu 
leichterer und gefahrloſerer Arbeit über Tage verwendet, und da— 
bei ſtets die fiſiſche Beſchaffenheit derſelben und ihre Fähigkeit in 
Berückſichtigung gezogen. Eine Beſchäftigung in der Grube kommt 
vor vollendetem fünfzehnten Lebensjahre nicht vor, auch hier wird 
der Anfang mit leichterer Arbeit gemacht, und auf die Körperbe- 
ſchaffenheit der Betreffenden gehörig Rückſicht genommen. Die 
eigentliche Arbeitszeit der über Tage beſchäftigten Jungen liegt 
zwiſchen früh 5 Uhr und Nachmittags 4 Uhr, und beträgt mit 
Ausſchluß der zum Gebet, zum Eſſen und zur Erholung beſtimm⸗ 
ten Zeit nur neun Stunden; eine unter beſonderen Umſtänden er⸗ 
forderliche verlängerte Arbeitszeit wird verhältnißmäßig beſonders 
verlohnt. Bei bereits in der Grube beſchäftigten Jungen findet 
die gewöhnliche achtſtündige Schichtzeit mit höchſtens ſechs Arbeits⸗ 
ſtunden ſtatt. Endlich wird in Bezug auf die Fürforge für die 
Geſundheit in neuerer Zeit ungleich mehr als früher auf helle, 
reinliche und luftige Scheideſtuben und Wäſchen geſehen, und die 
Arbeiter weniger zur Arbeit unter freiem Himmel veranlaßt, viel- 
mehr für Herſtellung beſonderer Schauer, in denen die Arbeiter 
Schutz vor der Witterung finden, Sorge getragen. 

Der Vorſtand des Induſtrievereins hat die Anſicht, 

daß die Verwendung der Kinder zur Fabrikarbeit für 
den Gewerbebetrieb bei dem gegenwärtigen allgemeinen 
Stande der Induſtrie nothwendig ſei; 

daß ſie für die betreffenden Arbeiterfamilien als Mittel 
zu ihrer Unterhaltung unentbehrlich fei; 

daß ſie für Staat und Gemeinde als Verſorgung einer 
großen Anzahl ſonſt aufſichtsloſer Kinder aus Familien 
ſich als nützlich erweiſe. 

Aus den zur Begründung dieſer Anficht aufgeſtellten Mo⸗ 
menten heben wir mit Uebergehung des in den Kommiſſtonsſchrif⸗ 
ten bereits Mitgetheilten nur noch Folgendes aus: 

Außer der größern Billigkeit der Arbeit durch Kinder iſt 
weſentlich noch in Betracht zu ziehen, daß manche Arbeit von dem 
Kinde leichter, ſchneller und beſſer gemacht wird, z. B. das Ane 
drehen in den Spinnereien, und daß bei den Hülfsarbeiten des 
Andrehers für den Spinner, des Streichkindes für den Drucker, 
der ſchon im Altersunterſchiede begründete Gehorſam der prompten 
Ausführung jener Hülfsarbeiten ſehr zu Statten kommt und die 
Fabrikazion fördert. 

Aus Beſorgniß einer das Wohl der Arbeiterfamilien gefähr- 
denden Schmälerung des Verdienſtes haben die Beſitzer ſächſiſcher 
Kattundruckereien auf die Einführung mechaniſcher Streichtiſche 
verzichtet; weil dieſe Arbeit die Kinder entbehrlich gemacht ha⸗ 
ben würde. 

Der Beweis der dritten Behauptung läßt ſich am leichteſten 
aus der Annahme des gegenſeitigen Verhältniſſes führen, wenn 
man ſich nämlich denkt, daß die Gelegenheit zur Unterbringung 
der Kinder in der Fabrik nicht gegeben wäre. 

Die Fabrikkinder gehören nämlich durchgängig armen Eltern 
an, entweder ſolchen, die Fabrikarbeiter ſind, oder ſolchen, die ihren 
Erwerb am Tage auswärts ſuchen müſſen, wo dies nicht der Fall 
iſt, ſuchen die Eltern ihre Kinder lieber im Kaufe bei dem eige⸗ 


136 


Deutſche Gewerb ezeitung. 


[April 


nen Gewerbe nützlich zu beſchäftigen, wozu faſt alle Fabrikge⸗ 
werbe Gelegenheit geben. 

Der Volksſchulunterricht würde nur einige Tagesſtunden aus⸗ 
fuͤllen, während ver übrigen Zeit bliebe vie Jugend gerade in 
einem Alter, wo ſte am meiſten der Leitung bedarf, ganz ohne 
Aufficht; denn die Obhut von Freunden, Stubennachbarn und 
dergleichen, deren Beihülfe von den Eltern im Fall der Noth be⸗ 
anſprucht wird, kann hier kaum in Berückſtchtigung kommen. 

Die Straße wird daher der Tummelplatz der ungezügelten 
Kinderwelt, Müßiggang und Armuth nährt in ihnen frühzeitig 
den Hang zum Betteln und führt ſte einer Menge Gefahren für 
ihr fiſiſches und moraliſches Wohl entgegen, vor denen ſie weder 
gewarnt noch bewahrt werden. 

Dieſer Betrachtung gegenüber wird nun von mancher Seite 
auf das fiſtſche Elend und die moraliſche Verwilderung hinge⸗ 
wieſen, welchem die Kinder durch ihre Beſchäftigung in den Fa⸗ 
briken anheimfallen ſollen, und es iſt zu gehöriger Beleuchtung 
dieſer Einwendungen, und um dieſelben auf das Maaß des wirk⸗ 
lich Thatſächlichen zurückzuführen, näher auf die Einzelheiten der 
Verhältniſſe einzugehen. 

Auf den fiſiſchen Zuſtand der Fabrikkinder kann theils 
das Maaß der Arbeit, theils die Natur derſelben, theils über- 
haupt der Aufenthalt im Fabriklokale Einfluß äußern. 

Bei der Druckerei wird nun aber das Geſchäft des Farbe⸗ 
ſtreichens, welches eine beſondere Kraftanſtrengung nicht in An⸗ 

ſpruch nimmt, durch eine Menge kleiner Beſorgungen unterbrochen, 
und dadurch die in der Einförmigkeit der Arbeit liegende An⸗ 
ſtrengung gemindert, auch fehlt es nicht an Pauſen zur Früh⸗ 
ſtücks⸗ und Vesperzeit, wenn dieſelben auch nicht ausdrücklich be⸗ 
ſtimmt find. 

Bei der Spinnerei bringt das Geſchäft des Andrehens alle 
‚vie Bewegungen abwechſelnd mit ſich, welche man ſonſt zur Aus- 
bildung des Körpers erforderlich hält, und die von dem Kinde 
auch außerhalb der Fabrik vorgenommen werden, nämlich Gehen, 
Stehen, Sitzen, Liegen, Kriechen. 

Es fragt ſich nun, ob die Dauer aller Arbeiten und der 
Aufenthalt der Kinder in den Drucker- und Spinnſälen einen 
nachtheiligen Einfluß auf die körperliche Entwickelung äußert oder 
nicht? Eine Frage, zu deren Beantwortung offenbar erfahrene 
in Fabrikgegenden lebende Aerzte am meiſten kompetent ſind. 

Es hat ſich gerade über dieſe Frage die erzgebirgiſch⸗ 
chemnitzer mediziniſche Geſellſchaft am 26. Oktober 484 
berathen, und in folgender Art darüber ausgeſprochen. 

Wenn man bedenke, daß die in Fabriken arbeitenden Kinder 
häufig von 6 bis 12 Uhr, dann von 4 bis 6 Uhr mit Arbeit 
beſchäftigt find, hierauf noch 2 bis 3 Stunden in der Schule 
zubringen, daß ſie auf dem Wege in die Fabriken dem Wechſel 
der Witterung und in den Arbeitsſälen dem Wollſtaube oder einer 
mit andern Beſtandtheilen verunreinigten Luft ausgeſetzt find; daß 
ſte ihr Mittagseſſen gewöhnlich in großer Eile und das Abend⸗ 
eſſen kurz vor Schlafengehen zu ſich nehmen müſſen, ſo werde 
man faſt Bedenken tragen, dies Alles für unſchädlich zu erklären; 
demohngeachtet lehrten ſeit mehrern Jahren angeſtellte Beobach⸗ 
tungen, daß der Geſundheitszuſtand der in den Fabriken arbeiten⸗ 
den Kinder in dieſem Zeitraume etwa vom ſtebenten bis Ende 
des vierzehnten Lebensjahres Etwas von den zu befürchtenden 
üblen Folgen nicht wahrnehmen laſſe. Man beobachte weder 
Lungenſuchten noch Verkrüppelungen, noch ſinde man, daß die 
Fabrikkinder Häufig an Erkältungskrankheiten, Rheumatismen, 
innern Entzündungen u. ſ. w. leiden, auch ſtelle ſich das Mor⸗ 
talitätsverhältniß dieſer Klaſſe, in der Stadt Chemnitz namentlich, 
ſehr günſtig dar. Wenn nämlich von 1000 Gebornen an andern 
Orten in dem Zeitraume vom fünften bis funfzehnten Lebensjahre 
60 bis 70 ſtürben, fo träfe dies Loos in Chemnitz nur 34). 


i) Dieſe Beobachtungen ſtehen allerdings nicht im Einklange mit den 
in der 47. Lieferung der Mittheilungen des ſtatiſtiſchen Vereins für das 
Königreich Sachſen aufgeſtellten Sterblichkeitstabellen. Nach letzterm ſtar⸗ 
ben nämlich von 1000 Gebornen durchſchnittlich im ganzen Lande zwifchen 
dem 5. und 15. Lebensjahre 40, in Chemnitz 37, oder von 4000 gleich⸗ 
zeitig im 5. Lebensjahre befindlichen Kindern bis zum 45. Lebensjahre im 
ganzen Lande 77, in Chemnitz dagegen 94. Es il aber weſentlich hier⸗ 


Man müſſe daher, wenn auch dieſes günſtige Mortalitätsverhält⸗ 
niß. als eine Folge der größern Mortalität im erſten Lebensjahre 
zu betrachten ſei, welche man in Fabrikdiſtrikten und namentlich 
in der Stadt Chemnitz zu beklagen habe, indem nämlich in die⸗ 
ſem Zeitraume ſchon faſt die Hälfte der Gebornen wieder ſterbe, 
doch zu der Anſtcht kommen, daß die Beſchäftigung der Kinder 
in den Fabriken für ihre Geſundheit erſprießlicher ſei, als wenn 
fie zu Haufe in engen Stuben mit fttzender Arbeit beſchäftigt 
werden follten, 

Es ſolle jedoch hiermit nicht ausgeſprochen werden, als wur⸗ 
den Kinder bei einer andern Lebensweiſe, welche mehr Wechſel 
der Arbeit darbieret und den Genuß freier Luft mehr geſtattet, 
nicht beſſer gedeihen und körperlich zu ihrer künftigen Beſtimmung 
beſſer vorbereitet werden können; die Mädchen zu ihrem Berufe, 
der künftigen Generazion nicht nur Leben, ſondern auch Dauer 
zu geben, die Knaben, welche gewöhnlich zu den Gewerben, vor⸗ 
zugsweiſe aber zur Weberei übergehen, zum Widerſtande gegen 
die ſchädlichen Einflüſſe, denen ſie entgegengehen. Vorzüglich glaubt 
man bemerkt zu haben, daß aus dem Beiſammenleben der Ges 
ſchlechter ein zu frühzeitiges Erwachen des Geſchlechtstriebes ab⸗ 
zuleiten ſei, welcher die Folge habe, daß allzu zahlreiche und 
zu frühe Ehen geſchloſſen würden, woraus wieder eine zu große 
Fruchtbarkeit derſelben und ein raſches Abſterben der neuen Ge⸗ 
nerazion hervorgehe. 

Infofern nun gerade in den Jahren, in welchen die Kinder 
die Fabriken beſuchen, die Körper zur Ertragung der Beſchwerden 
des ſpätern Gewerbebetriebes abgehärtet werden ſolle, und von 
dem weiblichen Theile namentlich eine künftige dauernde Genera⸗ 
zion vorzüglich zu erwarten ſei, ſo müſſe man wünſchen, alle 
Hinderniſſe, welche der Entwickelung entgegenſtehen könnten, weg⸗ 
geräumt zu ſehen. 

Man finde ſich daher doch, obgleich man über den Geſund⸗ 
heitszuſtand der Kinder, ſo lange ſie als ſolche in der Fabrik 
arbeiten, nur ein günſtiges Urtheil abgeben könnte, bewogen, in 
Bezug auf die Beſchäftigung der Kinder in den Fabriken als 
Wünſche auszuſprechen: 

4) Wenn es thunlich, eine Verminderung der Arbeitsſtunden 
eintreten zu laſſen, inſofern man nicht im Irrthum ſei, wenn man 
dieſe, einſchließlich der Schulſtunden, zu vierzehnſtündig annehme; 

2) Berückſichtigung der den Kindern zum Mittagseſſen ge⸗ 
gönnten Zeit; 

3) Trennung der Geſchlechter, ſoweit ſolche ausführbar fein 
möchte. 

So weit das ärztliche Gutachten. 

Wenn man auf die moraliſche Verwilderung der Fa⸗ 
brikkinder mehrſeitig hindeutet, ſo kann man ſie nur aus dem 
Einfluſſe ableiten, den das Zuſammenleben einer größern Anzahl 
Kinder beiderlei Geſchlechts in einem Fabriklokale und das böſe 
Beiſpiel, welches durch Worte und Geberden der Erwachſenen 
den Kindern gegeben wird, äußert. Es iſt nun zwar unzweifel⸗ 
haft, daß das angeführte Zuſammenleben Gelegenheit zu Aus⸗ 
ſchweifungen gibt, und daß derartige Beiſpiele der Jugend gefähr⸗ 
lich werden, allein es iſt damit noch nicht ausgeſprochen, daß 
derartige Ungebührniſſe vorkommen müſſen, vielmehr gibt die 
Erfahrung an die Hand, daß in einem wohlgeordneten Fabrik⸗ 
etabliſſement Zucht und Sitte ebenſo durch ſtrenge Aufficht er⸗ 
halten werven, wie es möglich wird, die Arbeit einer großen 
Menge zu kontroliren. 

Man findet die Bemerkung des Rentamtmann Preusker ſehr 
treffend, daß Fabrikbeſitzer ein großes Unrecht begehen, wenn ſte 
dem geſchickten und brauchbaren Arbeiter lieber Unſittlichketten 
nachſehen, und die moraliſche Anſteckung des böſen Beiſpiels un⸗ 
beachtet laſſen, als denſelben aus der Fabrik entfernen; es iſt 
bedauerlich, wenn noch nicht alle Fabrikanten zu der Ueberzeu⸗ 
gung gekommen find, daß ein an Sitte und Ordnung gewöhnter 
Arbeiterſtamm für das eigene Intereſſe des Fabrikbeſttzers mehr 


bei zu beachten, daß die für Chemnitz aufgeſtellten Zahlen ſich nicht auf 

die in Fabriken ausſchließlich arbeitenden Kinder allein, ſondern auf die 
ange Stadt beziehen, alſo auch die bei der Hauslnduſtrie beſchäftigten 
inder mit in fr begreifen. 


1854. 


Deutfhe Gewerbezeitung. 


137 


werth iſt, als der Gewinn, den ein einzelner guter Arbeiter 
ihm bringt. 5 

Fragt man nun aber, ob die Gelegenheit zur Verführung, 
welche bei der Fabrikarbeit der Kinder gegeben iſt, einen Grund 
abgeben könne, letztere zu verbieten, ſo iſt offenbar zu beachten, 
vaß dieſer Gelegenheit ſich Schranken ſetzen laſſen, auf der andern 
Seite aber iſt die Frage aufzuwerfen, welchem Schickſal die nicht 
in Fabriken arbeitenden Kinder unterworfen ſind. Es wird ſchwer⸗ 
lich darauf geantwortet werden können, daß ſich dieſelben unter 
günſtigern Verhältniſſen für Aufrechthaltung der Sittlichkeit be⸗ 
finden, und daß ſte ebenſo leicht kontrolirt werden können, als 
die Fabrikkinder. 

Von Seiten des Rentamtmann Preusker wird hierbei noch 
darauf aufmerkſam gemacht, daß dem Gemüthe des Kindes bei 
der Fabrikarbeit am wenigſten Rechnung getragen werde, denn 
daſſelbe erlange nur Arbeitsgeſchicklichkeit und einige Verſtandes⸗ 
bildung, die fi oft nur bis zur gemeinen Pfiffigkeit erhebe, aber 
vurch die regelmäßige, von keinem ſorgloſen Spiel unterbrochene Arbeit 
werde die Entwickelung des höhern Frohſinnes, der das Leben 
beglückt, zurückgehalten; der erwachſene Arbeiter ſei daher auch 
nur geeignet, ſich in freien Stunden einer gemeinen Luſtigkeit, 
erregt durch berauſchende Getränke, hinzugeben. (Zu dieſen Be⸗ 
merkungen kann Referent nicht umhin hinzuzufügen, daß ſich das⸗ 
ſelbe auch in Bezug auf die im Elternhaus arbeitenden Kinder 
aus ſprechen läßt, daher iſt hier offenbar kein der Arbeit im ge⸗ 
ſchloſſenen Etabliſſement ausſchließlich zukommender Nachtheil zu 
erblicken. Der Einwirkung auf das Gemüth iſt übrigens auch 
bei der Fabrikarbeit, ſoweit ſie überhaupt ſtattfinden kann, die 
Bahn geöffnet, wenn das Kind neben dem Vater arbeitet, und 
es gibt manche Veranlaſſung, wo der Fabrikherr einen auf das 
Gemüth wirkenden Einfluß auszuüben vermag, z. B. gemeinſchaft⸗ 
liche Feſte der Fabrikarbeiter und Kinder, Prämien, Weihnachts⸗ 
beſcheerungen, Gemeinſchaft der Kinder des Fabrikanten mit den 
in der Fabrik arbeitenden Kindern beim Unterricht u. ſ. w., Ein⸗ 
richtungen, die Referent in mancher unſerer Fabriken eingeführt 
gefunden hat.) 

Was die intellektuelle Ausbildung der Fabriffinder 
anbelangt, fo iſt die Entwickelung derſelben, je nach den verſchie⸗ 
denen Umſtänden, im Vergleiche mit der Ausbildung gleich alter 
Kinder, welche nicht in Fabriken arbeiten, ziemlich verſchieden. 
Auf der einen Seite theilen Dorfſchullehrer die Bemerkung mit, 


daß die Fabrikkinder leichter begreifen, als die Bauerkinder, und 


daher in weniger Schulſtunden ſchneller vorwärts zu bringen ſind, 
als letztere; auf der andern Seite klagt man über dürftige Schul⸗ 
bilrung namentlich der Fabrikkinder, welche auf den Beſuch der 
Abendſchulen beſchränkt find, weil bei ihnen durch die körper: 
liche Ermüdung nach der Tagesarbeit auch die Geiſtesthätigkeit 
erlahme. 

Dieſen Erörterungen des Induſtrievereins möge nun die Aus⸗ 
ſprache eines mit den vorliegenden Verhältniſſen durch langjährige 
Erfahrung vollſtändig vertrauten Mannes, des Herrn Schuldirek⸗ 
tors Pomſel in Chemnitz, angeſchloſſen werden, welcher die Ver⸗ 
hältniſſe der Kinderarbeit und der Fabrikſchulen in 
Chemnitz ausführlich ſchildert. 

Die Arbeiten armer Kinder hieflgen Ortes beſtehen haupt⸗ 
ſächlich im Streichen für die Drucker in Kattundruckereien, und 
im Andrehen in den Spinnfabriken, außerdem ſind noch einzelne 
bei dem Maſchinenbaue, beim Blumenmachen und bei den Seilern 
beſchäftigt. Dieſe Kinder haben ihren Unterricht theils in der 
gewöhnlichen Schule, theils in Fabrik- und Abendſchulen. Von 
dieſen letztern beſtehen hier folgende: die Abendſchule der Bürger⸗ 
ſchule, die Fabrikſchule von Pflugbeil und Komp., die Fabrik⸗ 
ſchule von Becker und Schraps, die Fabrikſchule von Dietrich und 
Schmidt und eine Abendſchule zu St. Nikolai. Die geſetzliche 
Regel iſt, daß nur ſolche Kinder, welche leſen können (wenn auch 
noch nicht mit flotter Geläufigkeit), ihren Unterricht Abends er⸗ 
halten dürfen, und daß dieſer Unterricht auch nur für ſolche Kin⸗ 
der erlaubt iſt, welche in Kattundruckereien ſtreichen, und welche 
bei den Seilern das Drehen des Spinnrades beſorgen, weil ohne 
ihre Beihülfe dieſe Arbeiten nicht fortgehen könnten. Alle Kinder, 
welche mit andern Arbeiten beſchäftigt find, müſſen die gewöhn⸗ 


1 


liche Tagesſchule beſuchen, ſo auch namentlich die Andreher in 
den Spinnfabriken. Von den eben benannten Fabrikſchulen nimmt 
jede nur die Kinder auf, welche in der Fabrik arbeiten, zu wel⸗ 
cher die Schule gehört, und iſt dabei noch zu bemerken, daß die 
Becker'ſche Fabrikſchule nur diejenigen Kinder unterrichtet, welche 
in der Spinnerei arbeiten; die Streichkinder dieſer Fabrik gehen 
in die Nikolai⸗Abendſchule. Die Becker'ſche Fabrikſchule und die 
Dietrich'ſche ertheilen ihren Unterricht nicht Abends, ſondern in 
den Mittagsſtunden, und daher gilt für dieſe Schulen die oben 
bemerkte Beſchränkung in der Aufnahme der Kinder nicht ſo, wie 
bei den Abendſchulen. Die Kinder, welche in andern Druckfabri⸗ 
ken arbeiten, insbeſondere in den kleinen Anſtalten dieſer Art, 
deren es eine ziemliche Zahl gibt, beſuchen theils die Abendſchule 
der Bürgerſchule, theils die Nikolai-Abendſchule. Jetzt ſteht in⸗ 
deß die Abänderung bevor, daß die Pflugbeil'ſche Fabrik unter 
Aufhebung ihrer eignen Schule ihre Kinder in die Nikolai⸗Abend⸗ 
ſchule ſchicken will 1). Dieſe letztere hatte bisher eine Zeit lang 
aufgehört, ſoll aber jetzt wieder eröffnet werden, und zwar als 
Privatunternehmung des Lehrers an der Nikolaiſchule, indem man 
hier als maaßgebenden Grundſatz geltend macht, daß die Kommu— 
nen nicht verpflichtet ſeien, zum Vortheile einzelner Gewerbe und 
deren Unternehmer beſondere koſtſpielige Abendſchulen zu unter⸗ 
halten, ſondern daß es den Fabrikanten, welche für ihre Arbeiter 
Kinder in der Art bedürfen, daß ſie die gewöhnliche Schule nicht 
beſuchen können, obliege, felbſt Veranſtaltungen für den nöthigen 
Unterricht dieſer Kinder zu treffen Man gedenkt von manchen 
Seiten, dieſe Anſichten auch in Betreff der mit der Bürgerſchule 
verbundenen Abendſchule zur Anwendung zu bringen, und dadurch 
theils manchen Leſchwerlichkeiten und Mißhelligkeiten zu entgehen, 
theils auch wol dadurch die allmälige Entfernung der Abendſchule 
ſelbſt anzubahnen. Eine ſolche Einrichtung wird freilich auf 
Widerſtand ſtoßen, und ob es wirklich vortheilhaft ſei, wenn die 
Veranſtaltungen für den Unterricht der Fabrikkinder, welche die 
gewöhnliche Schule nicht beſuchen können, als Privatſache, obwol 
unter Aufſicht der betreffenden Schulbehörden, in die Hände der 
Fabrikanten gelegt werden, beſonders wenn ſich zu dieſem Zwecke 
mehrere vereinen müſſen, möchte ſein Bedenken haben. Der Vor⸗ 
theil, daß die Kommunen an Schulaufwand dabei eine Erſparung 
machen, iſt wol richtig, aber ob die Regelmäßigkeit des Schul⸗ 
beſuches und die Gedeihlichkeit des Unterrichts dabei gewinnen 
möchte, und ob die Anordnungen über die Zulaſſung zu den 
Abendſchulen dabei der wirklichen Nothwendigkeit und der Bil⸗ 
ligkeit mehr angemeſſen geſtellt und gehandhabt werden möchten, 
als bisher, wo allerdings in der letztern Hinſicht die beſondern 
Verhältniſſe einzelner Fälle hier und da zu bisweiligen Ausnah⸗ 
men drängten, möchte zu bezweifeln ſein. 

Was die Anzahl der Kinder betrifft, welche in dieſen Schu⸗ 
len ihren Unterricht empfangen, ſo enthält: 


Kinder: Knaben, Mädchen. 


die Abendſchule der Bürgerſchule 276 168 108 
die Pflugbeil'ſche Fabrikſchule 99 4¹ 55 
die Becker'ſche Sabrifihule. . 2. 60 
die Dietrich'ſche Fabrikſchule 15 
Fabrikkinder in der Tagſchule der Bür⸗ 

ſchule eta 15 


Summa 465 Kinder. 
Dieſe find von folgendem Lebensalter: 


44 Jahr alt 20 Kinder. 
13 „ „ 105 „ 
12 „ „ 109 „ 
141 „ „ 90 „ 
10 „ „ 69 „ 

N 

8 7 ” 17 * 

7 


7 „ 7 „ 10 7 
Dieſe Altersangabe gründet ſich auf das Verhältniß der 
Kinder in der Abendſchule der Bürgerſchule und in der Pflug⸗ 
beil'ſchen Fabrikſchule, indem das Alter dieſer Kinder beſtimmt 


) Mas in der Zwiſchenzeit in der That erfolgt if. 
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bekannt iſt, und -das der übrigen 400, deren Lebensalter einzeln 
nicht alsbald ermittelt werden konnte, mit den obigen 365 an der 
Zahl in gleichem Verhältniſſe angenommen werden kann. 

Außer dieſen eigentlichen Fabrikarbeiten find noch wenigſtens 
ebenſo viel Kinder, beſonders jüngere unter zwölf Jahren, mit 
Spulen für die Weberei (wenige für die Strumpfwirkerei), und 
von den ältern, beſonders Knaben, auch wol 200 bereits mit 
Arbeit auf dem Webſtuhl beſchäftigt. Ihre Zahl läßt ſich ohne 
große Weitläufigkeit ebenſowenig als ihr Alter angeben, da fle 
ohne Unterſchied gegen andere Kinder die gewöhnliche Schule be⸗ 
ſuchen. Was das Schulgeld für die Fabrikkinder betrifft, jo wird 
ihnen dies mit 12 Pf. für die Woche am Lohn gekürzt, und 
wenn die Fabrik keine eigne Schule hat, dies Schulgeld an die 
Kaſſe der Schule abgegeben, welche ſie beſuchen. Es iſt leicht 
erfichtlich, daß dieſes Schulgeld die Koſten der Schule, namentlich 
für Beſoldung des Lehrers, für Heizung und Beleuchtung, weder 
bei den beſondern Fabrikſchulen noch bei der Abendſchule der 
Bürgerſchule zu decken vermag (bei der Nikolai: Abendſchule 
möchte es ſich anders verhalten), überdies hat auch die Beitrei⸗ 
bung dieſes Schulgeldes Seiten der Bürgerſchulklaſſe beſonders 
wegen der Menge der verſchiedenen Kontribuenten mancherlei Be⸗ 
ſchwerde und leidet manchen Ausfall. 

Schon aus dieſem Grunde hat man längſt die Aufhebung 
der Abendſchule gewünſcht; aber noch ſtärkere Gründe dafür lie⸗ 
gen in den Unvollkommenheiten, welche einem Unterrichte bei Ker⸗ 
zenlichte, am Ende eines arbeits vollen Tages, mit ermüdeten 
Kindern und bei manchen andern Inkonvenienzen nothwendig an⸗ 
hängen müſſen. Es iſt demnach ſchon ſeit Jahren von den hö⸗ 
hern Schulbehörden verlangt worden, daß die Abendſchulen in 
Wegfall kommen ſollen, aber dies hat noch immer nicht zur Aus⸗ 
führung gelangen können. Es iſt hieſigen Ortes noch nicht ger 
lungen, eine andere Einrichtung für den Unterricht der Fabrik— 
kinder ausfindig zu machen, welche theils dem ungeſtörten Fort⸗ 
gange der Fabrikarbeiten, theils dem Intereſſe der arbeitenden 
Kinder und ihrer Eltern zufagte; und es möchten ſich leicht gegen 
vie Abſtellung der Abendſchulen aus dem letztern noch ſtärkerer 
Widerſpruch als aus dem erſtern erheben, da allerdings viele 
Eltern hieſigen Ortes daran gewöhnt find, daß ihre Kinder die 
Koſten ihres Unterhaltes ſelbſt verdienen, ja auch wol noch Etwas 
mehr, und da ſie demnach eine Verringerung des Verdienſtes 
ihrer Kinder, welche bei dem Beſuche einer Tagſchule ſchwerlich 
könnte vermieden werden, ſehr übel empfinden würden. 

Soll über Kinderarbeiten überhaupt ein Urtheil abgegeben 
werden, ſo iſt es ohne Zweifel angemeſſen und erſprießlich, wenn 
Kinder, deren Beruf im künftigen Leben Handarbeit iſt, bei Zeiten 
an eine nützliche, geordnete und kraftübende Thätigkeit gewöhnt 
werden, unter der Bedingung, daß die Arbeit ihnen nicht zu früh 
zugemuthet werde, daß dieſelbe nicht zu angeſtrengt ſei, daß das 
durch weder ihre körperliche, noch geiſtige und moraliſche Wohl: 
fahrt gefährdet und daß insbeſondere die rechte Benutzung eines 
angemeſſenen Schulunterrichtes nicht verkürzt und behindert, und 
überhaupt ihr Jugendleben nicht verkümmert werde. Angemeſſe⸗ 
ner als eigentliche Fabrikarbeit werden in dieſer Rückſicht von 
mehrern und den wichtigſten Seiten für Kinder ſolche Beſchäfti⸗ 
gungen ſein, welche ihnen die Eltern ſelbſt geben können, Beihülfe 
in ihrem Gewerbe und ihren Gefihäften, in der Wirthſchaft, 
überhaupt ſolche, die im Kreiſe der Familie verrichtet werden 
können. Aber in Fabrikſtädten, wie Chemnitz, wo auf der einen 
Seite bei mancher Fabrikazion Kinderhülfe unentbehrlich it, und 
auf der andern augenfälliger pefuniärer Gewinn lockt, werden 
die Kinder aus den Fabriken nicht zu entfernen ſein. In der 
That haben auch dieſe Arbeiten weder in dem Grade noch in der 
Ausdehnung die Größe des Nachtheiles, als oft geſchildert wird, 
wenigſtens bei uns nicht, ja man kann ſogar eigenthümliche Vor⸗ 
theile auffinden, welche ſie in mancher Beziehung gewähren. Es 
ließe ſich daher wol eine Einrichtung machen, daß die Fabrikar⸗ 
beiten mit dem Wohle der Kinder in einen befriedigenden Ein⸗ 
klang gebracht würden, beſonders dadurch, daß dieſe Arbeiten auf 
eine angemeſſene Stundenzahl für den Tag beſchränkt, und nur 
nach Erreichung eines beſtimmten Lebensalters geſtattet würden. 
Aber ſolchen Anordnungen würde nur durch ein Machtgebot von 


oben und durch eine ſcharfe Handhabung Erfolg gegeben werden 
können. 

So weit unſere Quelle. 

Die Einrichtungen der Abendſchulen in andern ſächſiſchen Fa⸗ 
brikſtädten anlangend, iſt anzuführen, daß dieſelben vor unlanger 
Zeit in folgender Art beſtanden: 

Penig: 

März und Oktober Abends 6 bis 8 Uhr. 
„November und Dezember Abends 6 bis 8 Uhr. 
Januar und Februar Abends 5 bis 7 Uhr. 

April und September früh 6 bis 8 Uhr. 

Mai, Juni, Juli, Auguft früh 5 bis 7 Uhr. 

Frankenberg 

März und Oktober Abends 6 bis 7 Uhr. 

en, Dezember, Januar, Februar Abends 5 bis 

Uhr. 

April und September früh 6 bis 8 Uhr. 

Mai, Juni, Juli, Auguſt früh 5 bis 7 Uhr. 

Zſchopau: 

April bis mit September Mittag 12 bis 2 Uhr. 

Oktober bis mit März Abend 5 bis 7 Uhr. 

Großenhain: 

Sonntags Vormittags, Montags früh (weil erſt um 

10 Uhr angefangen wird); 

im tiefen Winter von 5 bis 8 Uhr Abends. 

bei zunehmendem Tage von 6 bis 8 ½ Uhr Abends; 

an den längſten Tagen von 6 bis 8 Uhr Abends. 

Das Kind muß zehn Jahr geweſen ſein, und 
muß vom ſechſten Jahre an die IV. und III. Klaſſe 
der Hauptſchule beſucht haben. 

Um endlich die Mängel und Nachtheile der Abend⸗ 
ſchulen in ein deutliches Licht zu ſetzen, dazu dient die Aus⸗ 
ſprache eines Fabrikſchullehrers, des Herrn F. Ehrlich, welche 
aus einem im Januar 4845 vor der techniſchen Deputazion des 
Chemnitzer Handwerkervereines gehaltenen Vortrage entnommen 
iſt. Derſelbe ſpricht ſich in folgender Art aus: 

Das Nachtheilige der Ab'ndſchule zeigt ſich: 

1) in der unpaſſend gewählten Zeit; 

Y in der beſchränkten Stundenzahl; 

3) in der zu verſchiedenen Bildungsſtufe der Kinder in ei⸗ 

ner Klaſſe; 

4) in dem zu häufigen Wechſel der Klaſſen, die ein Schü- 

ler beſucht; 

5) in der Ueberfüllung der Klaſſen, und 

6) iſt auch der fiſiſche Nachtheil nicht ganz aus dem Auge 

zu laſſen. 198 5 

Schon die für den Unterricht gewählte Tageszeit iſt unzweck⸗ 
mäßig. Der Abend iſt mehr zu einer Beſchäftigung geeignet, 
wobei die Geiſteskraft weniger angeſtrengt if. Wenn manche 
Erwachſene in Folge ihres Berufes und nach jahrelanger Gewöh⸗ 
nung auch die Abendzeit zu angeſtrengten geiſtigen Arbeiten be⸗ 
nutzen, ſo dürfen wir daſſelbe nicht auch dem Kinde zumuthen. 
Das Kind tummelt ſich des Tages über gern herum, es arbeitet 
und lernt, aber zur Abendzeit will es leicht unterhalten ſein und 
ſehnt ſich nach Ruhe. Wenn das Kind in Fabriken im Sommer 
von früh 6 bis Abends um 6 Uhr von fortwährender, mechani⸗ 
ſcher Arbeit, die zwar wenig Nachdenken, aber doch Achtſamkeit 
verlangt, ermüdet iſt, fo eilt es zur Schule. Hier ſoll der Geiſt 
thätig fein, mit dem nöthigen Intereſſe den Unterricht auffaflen, 
durchdenken und behalten. Das zu erzielen, iſt eine ſchwere Auf⸗ 
gabe des Lehrers, die er ſelten in befriedigender Weiſe zu löſen 
im Stande iſt; oft hat er zu wehren, daß der Schlaf die Müden 
nicht überfalle und oft muß er mit Unterdrückung aller milden, 
freundlichen Geſinnung die eiſerne Strenge handhaben. Im Win- 
ter kommt ein großer Theil wegen einer faſt eine halbe Stunde 
weiten Entfernung oft zu ſpät; auch laſſen viele kleine Fabriken 
die Kinder oft bei Licht ſtreichen, over das Kind muß für ſeinen 
Orucker noch einen Weg machen. Jede Verabſäumung der Un⸗ 
terrichtsſtunden iſt aber bei den Fabrikkindern um fo nachtheiliger, 
da die Stundenzahl ſo beſchränkt iſt. Im Lekzionsplan ſtehen 
zehn Stunden wöchentlich, aber jeden Tag ſollen zwanzig Minu⸗ 
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ten darüber gehalten werden, fo daß zwölf Stunden herauskom⸗ 
men. Der Sonnabend iſt ſchulfrei, um der Geſchäfte willen, die 
dem Streichkinde an dieſem Tage in der Fabrik zu thun obliegen. 
Das Sammeln der Kinder nimmt in der Regel eine Viertelſtunde 
in Anſpruch. Bei einer ſo geringen Stundenzahl muß der Un⸗ 
terricht ſelbſt nur auf das Allernothwendigſte eingeſchränkt werden. 
Drei Religionsſtunden, zwei Leſeſtunden, zwei Schreibeſtunden, eine 
Rechnenſtunde, eine Stunde zu orthograſiſchen Uebungen und eine 
Stunde zum Memoriren — das iſt der Lekzionsplan. Andere Volks⸗ 
kenntniſſe können nur nach dem Inhalt der Leſeſtücke als nebenbei 
berückſichtigt werden; und die fähigern Schüler können nur in der 
Stunde für Orthograſie angehalten werden, den leichteſten An⸗ 
fang mit Aufſchreiben eines ſelbſtgedachten Sätzchens zu machen. 

Doch über die beſchränkte Stundenzahl wollte ich noch ſchwei⸗ 
gen, da auch die Tagesklaſſen in der niedern Bürgerſchule in 
Chemnitz ein gleiches Schickſal theilen und dennoch ein befriedi⸗ 
gendes Klaſſenziel erreichen. Aber dieſen Tagesklaſſen kommt, 
außer dem Wegfalle der obgenannten Störungen, auch noch der 
Vorzug hinzu, daß die Schüler nach ihren Fähigkeiten und Lei⸗ 
ſtungen gleichmäßiger vertheilt ſind, was durchaus in den drei 
Abtheilungen der Abendklaſſen nicht der Fall iſt. Wie verſchie⸗ 
den die Schüler einer Abendklaſſe find, kann ich damit beweiſen, 
daß ich aus der erſten Klaſſe Schüler in die erſte, zweite, dritte 
und vierte Tagesklaſſe verſetzt habe. Dieſe Verſchiedenheit macht 
den gemeinſchaftlichen Unterricht ſehr ſchwierig und hindert den 
gedeihlichen Erfolg deſſelben. 

Zu dieſer Verſchiedenheit kommt nun noch der häufige Wech⸗ 
ſel der Schüler. Hat ein Drucker keine Arbeit, ſo ſucht das 
Streichkind einen Drucker auf einer andern Fabrik, und beſucht 
die dortige Fabrikſchule. 
zurück in feine vorherige Klaſſe; oder es geht in die Tagesklaſſe, 
durchwandert von da aus wieder einige andere Abendſchulen ze. 
Genug, die Abendſchulklaſſen find in beſtändiger Ab- und Zus 
nahme. Im Ganzen iſt aber die Schülerzahl größer, wenigſtens 
in den Knabenklaſſen, als zu einem erfolgreichen Unterricht wün⸗ 
ſchenswerth iſt. Leider iſt eine größere Frequenz ſeit einigen 
Jahren eher befördert, als eingeſchränkt worden. Urſprünglich iſt 
die Abendſchule nur für Kinder, die auf den Fabriken des Tages 
über beſchäftigt ſind, aber ſeit einigen Jahren iſt auch Seiler⸗ 
knaben, Hirtenknaben u. ſ. w. die Aufnahme geſtattet. 

Zu einer Verringerung der Schüler würde ſchon viel bei⸗ 
tragen: das Feſthalten an dem urſprünglichen Geſetze, daß nur 
die Kinder in die Abendſchule aufgenommen werden ſollen, bei 
denen die mechaniſche Fertigkeit im Leſen begründet worden iſt; 
auch würde dann die Kraft des Kindes nicht gleich in dem zar⸗ 
ten Alter geknickt werden. 

Außer dieſer geiſtigen Vernachläfſtgung leiden viele Kinder 
auch fiflich. Zwar mag ſich dies in andern Gegenden und Ländern 
noch weit ſchlimmer als bei uns herausſtellen, aber dennoch iſt 
der fiſiſche Nachtheil ihrer tagelangen Beſchäftigung und des Un⸗ 
terrichtes zur Abendzeit nicht ganz wegzuleugnen. Der Geruch 
der Beize macht viele Abendſchüler ſchon von Weitem kenntlich, 
und ich könnte mehrere Beiſpiele anführen, daß Eltern ſich ge⸗ 
nöthigt ſahen, die Kinder aus Rückſicht auf ihre Geſundheit zu 
einer andern Beſchäftigung anzuhalten. Auch ſind mir mehrere 
Fälle bekannt, daß Mädchen, nachdem ſie beim Streichen des 
Tages über die Augen angeſtrengt und des Abends bei Licht 
leſen oder ſchreiben ſollten, darüber klagten, daß ihnen die Augen 
übergingen. Bet ihrer Verſetzung in die Tagesklaſſen habe ich 
nie wieder eine ähnliche Klage von denſelben vernommen. Ueber⸗ 
triebene fifiſche Anſtrengung ſchadet gewiß am meiſten in den 
Jahren des Wachsthums. Es muß alſo nachtheilig ſein, wenn 
z. B. Kinder aus Altendorf und Rottluff jeden Morgen den Weg 
bis nach Beckers Fabrik machen, des Tages über bei geringer 
Koſt arbeiten, dann zwei Stunden Abends die Schule beſuchen 
und zuletzt noch den ſtundenweiten Weg, oft bei dem ungünſtig⸗ 
ſten Wind und Wetter nach Hauſe machen. ! 

Wenn nach allem Vorherigen jeder Menſchenfreund den 
Wunſch für Aufhebung der Abendſchulen theilen muß, ſo fragt 
es ſich, auf welche Weiſe dies geſchehen könne? Nach meiner An⸗ 
ſicht einzig und allein dadurch, daß die Kinder zu halben Tagen 


In einigen Wochen kehrt es wieder 


auf den Fabriken arbeiteten. Hier würde dem Intereſſe der Fa⸗ 
brikherren nicht zu nahe getreten. Der Mangel an Streichkindern 
würde ſich nicht herausſtellen, denn manche Eltern würden dann 
ihre Kinder, die zur Zeit andere Beſchäftigungen ſuchen, auf die 
Fabrik ſchicken. Aber das Intereſſe derjenigen Eltern, die nicht 
zeitig genug von ißren Kindern Verdienſt bekommen, würde am 
meiſten zu ſchaffen machen. Hier fehlt es an einer obrigkeitlichen 
Beſtimmung, um den Kresbſchaden in der Erziehung eines großen 
Theiles der arbeitenden Klaſſen zu heilen. 


II. 


Zuſammenſtellung der hauptſächlichſten Beſtimmungen über die 
Kinderarbeit in den Geſetzgebungen folgender Staaten: 


Preußen (9. März 1839.) 

Baiern (15. Januar 1840.) 

Baden (4. März 1840.) 

Bremen (4. April 1842.) 

Oeſtreich (20. November 1786, 16. Juli 1839, 44. 
Juni 1842.) 

Kanton Zürich (45. Juli 1837.) 

England (29. Auguſt 1833, 40. Auguſt 1842.) 

Frankreich (22. März 1844.) 

Maſſachuſſets (46. April 1836, 13. April 1838.) 


4. Umfang des Wirkungskreiſes, für welchen das 
Geſetz erlaſſen iſt. 


Preußen. Für regelmäßige Beſchäftigung in einer Fabrik oder 
bei Berg-, Hütten⸗ und Pochwerken von Kindern bis 
zum zurückgelegten 16. Lebensjahre. 

Für Beſchäftigung in Fabriken oder beim Hütten⸗ und 
Bergbau von Kindern bis zum vollendeten 12. Lebens⸗ 
jahre und reſp. im ſchulpflichtigen Alter. 

Baden. Für Beſchäftigung ſchulpflichtiger Kinder. 

Bremen. Für die Beſchäftigung ſchulpflichtiger Kinder bei der 
Zigarrenarbeit. 

Oeſtreich. Für die in den Fabriken arbeitenden Kinder bis 
zum 16. Alters jahre. 

Zürich. Für Kinder bis zum zurückgelegten 46. Altersjahre in 
Spinnereien oder andern Fabriken. 

England. Für Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter in Baum« 
wollen⸗, Leinen⸗ und Wollenmanufakturen bis zum 18. 
Altersjahre (1833). Für Beſchäftigung von Knaben 
unter 15 Jahren beim Bergbau, die Beſchäftigung von 
Mädchen iſt gänzlich unterfagt (1842). 

Frankreich. Für Beſchäftigung von Kindern bis zum 16. Le⸗ 
bensjahre in Manufakturen, Hütten, Werkſtätten mit 
mechaniſchem Betriebe oder mit Feuerarbeit und in jeder 
geſchloſſenen Fabrik, welche mehr als 20 Arbeiter be⸗ 
ſchäftigt. 

Maſſachuſetts. Für Kinder unter 45 Jahren, welche in Fa⸗ 
briken beſchäftigt werden. 


2. Zulaß⸗ Bedingungen. 


in Preußen. Das 9. Lebensjahr muß mindeſtens zurückgelegt 
fein, auch muß das Kind entweder dreijährigen regelmä⸗ 
ßigen Schulunterricht genoſſen haben, oder durch Zeug⸗ 
niß des Schulvorſtandes nachweiſen, daß es ſeine Mut⸗ 
terſprache geläufig leſen kann. Ausnahmen davon find 
nur da geſtattet, wo die Fabrikherren durch Errichtung 
und Unterhaltung von Fabrikſchulen den Unterricht der 
jungen Arbeiter ſichern. 

in Baiern. Das aufzunehmende Kind muß mindeſtens das 9. 
Lebensjahr zurückgelegt haben, vurch ein ärztliches Zeug⸗ 
niß ſich über genügende Körperbeſchaffenheit und durch 
ein Zeugniß der Lokalſchulinſpekzion ſich darüber aus⸗ 
weiſen, daß es die Schule fleißig beſucht habe und für 
fein Alter genügend vorgebildet fei. 

in Baden. Von dem Beſuche der öffentlichen Schule findet 
nur dann Dispenſazion ſtatt, wenn der Beſuch einer 
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Baiern. 


April 


Freiſtunde und zwar jedesmal auch Bewegung in freier 


Für Kinder von 9 bis 12 Jahren ein Maximum 
von 10 Stunden (einſchließlich zweier Unterrichtsſtunden) 
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Fabrikſchule dafür eintritt; dies darf vor dem 11. Al⸗ 
tersjahre nicht erfolgen und dann muß ſich das Kind Luft zu gewähren. 
darüber ausweiſen, daß es in den erſten Elementen des in Baiern. 
Unterrichtes die erforderlichen Kenntniſſe befitzt. 

in Bremen. Das zuzulaſſende Kind muß mindeſtens das 10. 


Altersjahr vollendet und von der Inſpekzion ein Arbeits ⸗ 
buch ausgefertigt erhalten haben. Vor Zurücklegung 
des 18. Altersjahres iſt entweder die erfolgte Konfir= 
mazion oder durch Zeugniß des Lehrers oder der Lehre⸗ 
rin nachzuweiſen, daß der Elementarunterricht mit hin⸗ 
reichendem Erfolge benutzt worden iſt. 

in Oeſtreich. Als Regel iſt das zurückgelegte 12. Alters- 
jahr feſtgeſetzt; Ausnahmen find nur unter den Bedin⸗ 
gungen geſtattet: 4) daß das aufzunehmende Kind das 
9. Jahr zurückgelegt habe; 2) daß es vor ſeiner Auf⸗ 
nahme drei Jahre lang den Schulunterricht genoſſen 
habe; 3) daß die Bewilligung der Ortsobrigkeit einge⸗ 
halten werde, welche nur nach Beſtätigung der Erfül⸗ 
lung der beiden erſten Bedingungen ertheilt werden 
kann; 4) daß für angemeſſene Fortſetzung des Religi⸗ 
ons⸗ und Schulunterrichtes ſolcher Kinder während der 
Dauer des ſchulpflichtigen Alters geſorgt werde. 

in Zürich. In der Regel ſoll das aufzunehmende Kind durch 
ein Zeugniß der Gemeindeſchulpflege darthun, daß es 
aus der Alltagsſchule entlaſſen ſei. Eine Ausnahme 
findet nur da ſtatt, wo ein Alltagsſchüler an die Stelle 
eines Repetirſchülers während der Stunden der Repetir- 
ſchule tritt. Kinder, welche zwar aus der Alltagsſchule, 
nicht aber aus der Repetir⸗ oder Unterweiſungsſchule 
entlaſſen ſind, können nur dann aufgenommen werden, 
wenn der Fabrikbeſitzer ſich verpflichtet, dieſelben, fo 
lange ſie ſchulpflichtig ſind, regelmäßig an dem Unter⸗ 
richte der Repetir⸗ und Unterweiſungsſchule Theil neh⸗ 
men zu laſſen. 

in England. Das 9. Lebensjahr muß bei Zulaſſung zur Fa⸗ 
brikarbeit; das 4 0., und für einzelne gefährliche Arbeiten 
das 16., bei Zulaſſung von Knaben zur Bergarbeit 
mindeſtens zurückgelegt ſein. Seidenmanufakturen ſind 
aber an dieſe Beſtimmungen nicht gebunden. Gefordert 
wird ein Zeugniß über das Alter und ein ärztliches 
Zeugniß über die erforderliche körperliche Beſchaffenheit. 


Mittags iſt eine Stunde zum Eſſen und ſowol Vor⸗ 
mittags als Nachmittags eine halbe Stunde zur Erho⸗ 
lung in freier Luft zu gewähren. 

in Baden. Arbeitszeit und Unterrichtszeit dürfen für ſchulpflich⸗ 
tige Kinder zuſammen täglich nicht mehr als 42 Stun⸗ 
den betragen. (Die Unterrichtszeit iſt auf durchſchnitt⸗ 
lich 2 Stunden beſtimmt.) Bei Arbeiten in freier Luft 
darf mit ärztlicher Bewilligung dieſe Zeit überſchritten 
werden. Außerordentliche Verlängerung der Arbeits zeit 
und Pauſe innerhalb der Arbeitszeit wie in Preußen. 

n Oeſtreich. Das Maximum der Arbeitszeit beträgt 10 
Stunden für neun⸗ bis zwölfjährige und 42 Stunden 
für zwölf⸗ bis ſechzehnjährige Kinder; dieſe Arbeitszeit 
iſt immer durch eine Ruhe von wenigſtens einer Stunde 
zu unterbrechen. 

in Zürich. Die Arbeitszeit darf höchſtens 14 Stunden betragen 
und iſt wenigſtens durch eine Ruhezeit von einer Stunde 
zu Mittag zu unterbrechen. 

in England. (1833) Ein Kind unter 14 Jahren ſoll in Fa⸗ 
briken nicht länger als 48 Stunden wöchentlich oder 
9 Stunden täglich arbeiten; dieſes Alter wird vom JJ. 
März 1835 auf 21 Jahre und vom J. März 1836 
auf 13 Jahre feſtgeſetzt. Jedes ſolche Kind ſoll aber 
täglich die Schule beſuchen. Keine Perſon unter 18 
Jahren ſoll mehr als 12 Stunden täglich oder 72 Stun⸗ 
den wöchentlich arbeiten. Allen jugendlichen Arbeitern 
ſollen täglich volle 1½ Stunde zuſammen zu den vers 
ſchiedenen Mahlzeiten geſtattet werden. 

Bei einer Störung des Betriebes durch zu große 
oder zu kleine Waſſerkraft kann die verſäumte Zeit durch 
Zuſetzung von drei wöchentlichen Arbeitsſtunden nachge⸗ 
bracht werden. Bei außerordentlichen Störungen durch 
die Dampfmaſchine ꝛc. kann in den 12 nächſtfolgenden 
Arbeitstagen die tägliche Arbeitszeit um eine Stunde 
verlängert werden; bei Waſſermangel kann dieſe Arbeits⸗ 
verlängerung bis zum Erſatze des Schadens ausgedehnt 
werden. 


in Frankreich. Das zuzulaſſende Kind muß mindeſtens 8 Jahr in Frankreich. Das Maximum der Arbeitszeit beträgt von 8 


alt ſein und dies durch ein amtliches koſtenfrei auszu⸗ 
fertigendes Zeugniß nachweiſen. Iſt es noch nicht 12 
Jahr alt, ſo muß außerdem von den Eltern oder dem 
Vormunde beglaubigt nachgewieſen werden, daß es eine 
öffentliche oder Privatſchule beſuche. Die öffentlichen 
Verwaltungsbehörden können das Minimum des Alters 
erhöhen, oder die Statthaftigkeit der Kinderarbeit gänz⸗ 
lich unterſagen, wenn in einzelnen Fällen die Kräfte 
der Kinver zu ſehr in Anſpruch genommen werden oder 
mit der Beſchäftigung Gefahr verbunden iſt. 

in Maſſachuſetts. Das aufzunehmende Kind muß mindeſtens 
während des Jahres vor dem Eintritte eine öffentliche 
oder Privatſchule drei Monate lang beſucht haben und 
den Schulbeſuch während der Fabrikarbeit fortſetzen. 
Die Aufnahmebedingung muß durch ein von dem Frie⸗ 
dens richter des Ortes beglaubigtes Zeugniß nachgewieſen 
werden. 


3. Dauer der Arbeitszeit. 


in Preußen. Nicht über 40 Stunden täglich. Die Ortspoli⸗ 
zeibehörde kann eine vorübergehende Verlängerung ge⸗ 
ſtatten, wenn durch Naturereigniſſe oder Unglücksfälle 
der regelmäßige Geſchäfts betrieb unterbrochen und ein 
vermehrtes Arbeitsbedürfniß dadurch herbeigeführt wor⸗ 
den iſt. Die Verlängerung darf aber täglich nur einige 
Stunden betragen und höchſtens für die Dauer von vier 
Wochen geſtattet werden. Zwiſchen den beſtimmten 
Arbeitsſtunden iſt den Kindern Vor- und Nachmittags 
eine Muße von einer Viertelſtunde und Mittags eine ganze 


bis 12 Jahren 8 Stunden, von 12 bis 46 Jahren 12 
Stunden; es muß eine Unterbrechung durch eine Ruhe⸗ 
zeit ſtattfinden. Eine Verminderung der Arbeitszeit kann 
durch die öffentlichen Verwaltungsbehörden dann aus⸗ 
geſprochen werden, wenn einzelne Beſchäftigungen die 
Kinder zu ſehr in Anſpruch nehmen oder ihre Geſund⸗ 
heit gefährden. Nachtarbeit, d. h. zwiſchen 9 Uhr 
Abends und 5 Uhr Morgens, kann bei Waſſermangel 
oder dringenden Reparaturen Kindern über 43 Jahren 
ausnahmsweiſe geſtattet werden; es werden ihnen aber 
dann 2 Arbeitsſtunden für 3 gerechnet. Auch iſt die 
Verwendung von Kindern über 43 Jahren zur Nacht⸗ 
arbeit bei ſolchen Etabliſſements geſtattet, welche wegen 
ununterbrochener Feuerbenutzung ihren Betrieb innerhalb 
24 Stunden nicht ausſetzen können. 


4. Ganz verboten iſt Kinderarbeit: 


in Preußen. Vor 5 Uhr Morgens und nach 9 Uhr Abends, 
ſowie an Sonn- und Feiertagen. 

in Baiern. Vor 6 Uhr Morgens und nach 8 Uhr Abends. 

in Baden. Wie in Preußen. x 

in Oeſtreich. Zur Nachtzeit, d. rn 9 Uhr Abends bis 3 
Uhr Morgens. 

in Zürich. Zur Nachtzeit, d. h. von 9 Uhr Abends bis früh 
5 Uhr, oder von 10 Uhr Abends bis früh 6 Uhr, für 

Alle, welche das 15. Lebensjahr noch nicht angetreten 

haben. Ausnahmen finden nur unter Bewilligung des 
Statthalteramts und unter Anzeige an die betreffende 
Bezirksſchulpflege bei außerordentlichen Hemmungen, wie 
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Waſſermangel und dergl. ſtatt, eine ſolche Erlaubniß 
ſoll jedoch wieder zurückgenommen werden, ſobald die 
fraßliche Hemmung gehoben iſt. 
An Sonn⸗ und Feſttagen iſt alles Arbeiten in den 
Fabriken und Spinnereien, dringliche Reparaturen vor⸗ 
behalten, unterſagt. 
in England. Zur Nachtzeit, d. h. nach halb 8 Uhr Abends 
und vor halb 5 Uhr Morgens, das Arbeiten von Mäd⸗ 


chen beim Bergbau bis auf die oben bemerkten Aus⸗ 


nahmen. 
in Frankreich. Zur Nachtzeit, d. h. zwiſchen 9 Uhr Abends 
und 5 Uhr Morgens für Kinder unter 13 Jahren, für 
Kinder unter 43 Jahren nur bis auf die oben bemerk⸗ 
ten Ausnahmen. . 
Kinder über 16 Jahren dürfen an Sonntagen und 
an geſetzlichen Feiertagen nicht zur Arbeit verwendet 
werden. 


5. Beſtimmungen wegen des Schulunterrichtes, der 
Konfirmazion und kirchlichen Handlungen ausſchließ⸗ 
lich der bei den Aufnahmebedingungen 
angegebenen. 


in Preußen. Die Beurtheilung, ob eine Fabrikſchule genüge, 
gebührt den Regierungen, welche in dieſem Falle auch 
das Verhältniß zwiſchen Lern⸗ und Arbeitszeit zu be⸗ 
ſtimmen haben. 

Chriſtliche Arbeiter, welche noch nicht zur heiligen 
Kommunion angenommen find, dürfen in denjenigen 
Stunden, welche ihr ordentlicher Seelſorger für ihrern 
Katechumenen⸗ und Konfirmandenunterricht beſtimmt hat, 
nicht beſchäftigt werden. 

Die geſetzlichen Beſtimmungen über die Verpflichtung 
zum Schulbeſuche werden nicht geändert; jedoch werden 
die Regierungen da, wo die Verhältniſſe die Beſchäfti⸗ 
gung ſchulpflichtiger Kinder in den Fabriken nöthig 
machen, ſolche Einrichtungen treffen, daß die Wahl der 
Unterrichtsſtunden den Betrieb derſelben ſo wenig als 
möglich ſtören. 

in Baiern. Schulpflichtige Kinder haben täglich während 2 
Stunden, welche von der Arbeitszeit abgerechnet werden, 
entweder die öffentliche oder eine Fabrikſchule zu beſu⸗ 
chen, aber auch in letzterem Falle an der jährlichen 
Prüfung der öffentlichen Schule Theil zu nehmen. 

Die Erlaubniß zur Errichtung einer beſondern oder 
Fabrikſchule iſt an die Bedingung geknüpft, daß der 
Lehrer die vorgeſchriebene Befähigung beſitze, daß er nur 
höchſtens 50 Kinder gleichzeitig unterrichte, daß der 
Unterricht nicht vor 6 Uhr Morgens und nach 6. Uhr 
Abends und überhaupt nur zu Stunden ertheilt werde, 
welche die Aufſichtsbehörde genehmigt hat, daß endlich 
der Unterricht in allen Stücken mit der öffentlichen 
Schule parallel gehe und der Aufſicht der kompetenten 
Schulbehörde untergeordnet ſei. 

Die Fabrikſchüler müſſen, wenn ſie nicht deshalb 
beſondern Unterricht durch den Geiſtlichen erhalten, dem 
öffentlichen Vorbereitungs unterrichte zur Konfirmazion 
beiwohnen. 

in Baden. Fabrikſchulen können nur mit Bewilligung der Auf⸗ 
ſichtsbehörde über das Schulweſen angelegt werden und 
müſſen nach den Vorſchriften des Schulgeſetzes einge⸗ 
richtet fein. Der: Unterricht in den Fabrikſchulen geht 
mit dem in den obern Klaſſen der allgemeinen Schulen 
parallel; ein Lehrer darf nicht mehr als 70 Kinder 
gleichzeitig unterrichten, muß an einer öffentlichen Schule 
angeſtellt ſein, und die vorſchriftsmäßige Befähigung 
beſitzen. 

Jedes Kind muß wöchentlich 12 Unterrichtsſtunden 


genießen, welche auf die verſchiedenen Tage entſprechend 


vertheilt werden können. Die Unterrichtsſtunden müſſen 
Vor⸗ und Nachmittags möglichſt der Arbeitszeit voran⸗ 


gehen, außerdem muß zwiſchen Arbeits- und Unterrichts 
zeit eine Ruheſtunde liegen. 2 
Die mit Errichtung einer Fabrikſchule verbundenen 

Koſten hat der Fabrikant zu tragen. Jede Bewilligung 
zur Errichtung einer Fahrikſchule iſt widerruflich. 

in Bremen. Jedes in der Fabrik arbeitende Kind iſt bis zum 
Zeitpunkte ſeiner Konfirmazion ſchulpflichtig; es muß 
daher pünktlich und unausgeſetzt bis nach vollen⸗ 
detem 12. Jahre mindeſtens in den Nachmittagsſtunden 
von 1 bis 4 Uhr am Mittwoch und Sonnabend, nach 
Erreichung dieſes Alters aber mindeſtens in den Abend⸗ 
ſtunden von 7 bis 9 Uhr am Montage, Dienſtage, Don⸗ 
nerſtage und Freitage eine der beſtehenden Schulen be⸗ 
ſuchen, oder doch zu einer nach dieſem Maßſtabe we⸗ 
nigſtens ausreichenden ſonſtigen Tageszeit an dem Un⸗ 
terrichte in einer ſolchen Schule Theil nehmen. 

in Oeſtreich. Die Art und Weiſe, wie die Fortſetzung des 
Religions⸗ und Schulunterrichts der Kinder während 
der Dauer des ſchulpflichtigen Alters zu geſchehen hat, 
iſt in jedem einzelnen Falle von der politiſchen Obrig⸗ 
keit im Einvernehmen mit dem Seelſorger und der Schul⸗ 
aufficht mit der doppelten Rückſicht zu beſtimmen, daß 
einerſeits die Bildung der Kinder möglichſt geſichert, 
andrerſeits ihre Verwendung in der Fabrik nicht un⸗ 
nöthigerweiſe geſtört oder gehindert werde. Außerdem 
iſt dem Seelſorger und dem Schullehrer zur Pflicht ge⸗ 
macht, daß ſie der Jugend, welche der Schule ſchon ent⸗ 
wachſen iſt, und zwar vom Anfange des 13. bis zur 
Beendigung des 45. Lebensjahres an Sonn- und Feier⸗ 
tagen Nachmittags unentgeltlich Wiederholungsunterricht 
ertheilen. 

Die Fabrilbeſitzer haben darüber zu wachen, daß die 

bei ihnen beſchäftigten Kinder jährlich viermal zum hei⸗ 
ligen Abendmahle gehen. . 

in Zürich. Es iſt bei den Aufnahmebedingungen Alles erwähnt 
worden. 

in England. Jedes während 48 wöchentlicher Arbeitsſtunden 
beſchäftigte Kind ſoll täglich die Schule beſuchen. Die 
Fabrikinſpektoren ſollen vorzüglich darauf ſehen, daß die 
Kinder an den Wochentagen die Schule täglich wenig⸗ 
ſtens zwei Stunden lang beſuchen, daß ihnen nicht mehr 
als ½a ihres Verdienſtes für Schulgeld abgezogen und 
daß Montags kein Kind ohne Zeugniß über den Schul⸗ 
beſuch der vergangenen Woche zur Fabrikarbeit zuge⸗ 
laſſen werde. . 

in Frankreich. Jedes Kind muß bis zum 12. Jahre neben der 
Fabrikarbeit eine Schule beſuchen; nach dem 12. Jahre 
ſind diejenigen Kinder nicht mehr zum Schulbeſuche 


verpflichtet, welchen von dem Maire ein Zeugniß dar⸗ 
über ausgeſtellt worden iſt, daß fle den Unterricht einer 
Elementar⸗Primärklaſſe genoffen haben. Die offentlichen 
Verwaltungsbehörden haben die erforderlichen Einrich⸗ 
tungen zu treffen, daß den Kindern Elementar- und Re⸗ 
ligions unterricht ertheilt werde. 

in Maſſachuſetts. Die Aufnahmebedingungen enthalten alle 
hierher gehörigen Beſtimmungen. 


6. Allgemeinere Beſtimmungen zur Sicherung des 
fiſiſchen und moraliſchen Wohles der Kinder. 


in Preußen. Dem betreffenden Miniſterium bleibt vorbehalten, 
diejenigen beſondern Sanitäts⸗, Bau: und ſittenpolizelli⸗ 
chen Anordnungen zu erlaſſen, welche ſie zur Erhaltung 
der Geſundheit und Moralität der Fabrikarbeiter für 
erforderlich halten. 

in Baiern. Die Fabrikbeſitzer ſind in Vereinigung mit den 
Ortsgeiſtlichen verpflichtet, die Sittlichkeit jugendlicher 
Arbeiter beiderlei Geſchlechts zu überwachen, und fle 
vor ſchädlicher Berührung mit ältern Arbeiten zu be⸗ 
wahren. 

in Bremen. Der Fabrikant hat auf ein ordnungsmäßiges Be⸗ 
tragen ſeiner Arbeiter zu halten. 
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in Oeſtreich. Die Fabrikinhaber haben für die Bewahrung | in Bremen. Die Inſpekzion hat über Befolgung der getroffe⸗ 


guter Sitten in ihren Werkſtätten und Anſtalten, insbe⸗ 
ſondere für Verminderung von Verführung und Aerger⸗ 
niß von Seiten der erwachſenen Fabrikarbeiter Sorge 
zu tragen. 

In Bezug auf die fiſiſche Pflege in den mit einigen 
Fabriken verbundenen Verpflegungsanſtalten beſchäftig⸗ 
ter Kinder iſt angeordnet, daß Mädchen und Knaben 
in den Schlafſälen gänzlich abgeſondert werden, daß in 
jedem Bett nur ein Kind liege, daß die Kinder wöchent⸗ 
lich wenigſtens einmal durch Waſchen und Kämmen 
gereinigt und geſäubert werden und neu gewaſchene 
Wäſche erhalten, und daß die Bettſtätten monatlich ge⸗ 
reinigt und mit neu gewaſchenen Tüchern verſehen wer⸗ 
den. Zweimal des Jahres hat der Kreisfiſikus die 
Kinder zu unterſuchen. 

in England. Die Arbeitsſtätten ſollen jährlich wenigſtens ein⸗ 
mal geweißt werden. 

in Frankreich. Die öffentlichen Verwaltungsbehörden haben 
ſich zu verſtchern, daß die Sittlichkeit in den Fabriken 
aufrecht erhalten, daß man den Kindern eine gute Be⸗ 
handlung angedeihen läßt und ſte nicht mißbraucht, ſo⸗ 
wie daß für die Geſundheit und das Leben der vom 
Geſichtspunkte der Geſundheits⸗ und Sicherheits polizei 
das Erforderliche geſchehe. 


7. Einrichtungen zur Ermöglichung einer Kontrole. 


in Preußen. Die Eigenthümer der bezeichneten Anſtalten, 
welche junge Leute in denſelben beſchäftigen, ſind ver⸗ 
pflichtet, eine genaue und vollſtändige Liſte, deren Namen, 
Alter, Wohnort, Eltern, Eintritt in die Fabrik enthal⸗ 
tend, zu führen, dieſelbe in dem Arbeits lokale aufzube⸗ 
wahren, und den Polizei- und Schulbehörden auf Ver⸗ 
langen vorzulegen. 

in Baiern. Wie vorher. 

in Baden. Wie vorher. 

in Bremen. Der Fabrikant hat ein genaues Verzeichniß aller 
Arbeiter zu führen. Jeder, welcher in einer Fabrik ar⸗ 
beiten will, hat ſich bei der Inſpekzion zu melden, von 
welcher er alsdann, wenn ſeinem Vorhaben kein geſetzlicher 
Grund entgegenſteht, ein Arbeitsbuch erhält, in dieſes 
iſt Name und Geburtszeit, ſowie die wegen der Kon⸗ 
firmazion erforderliche Bemerkung einzutragen. Der 
Fabrikant erhält es beim Eintritt des Arbeiters, hat es 
bis zum Austritt deſſelben forgfältig aufzubewahren und 
Ein⸗ und Austrittszeit zu beſcheinigen. 

in Oeſtreich. Es find Verzeichniſſe wie in Preußen zu füh⸗ 
ren und der Ortsobrigkeit und dem Seelſorger auf Ver⸗ 
langen vorzulegen. 

in England. Fabrikanten, welche den Kindern über die geſetz⸗ 
liche Arbeitszeit hinaus den Aufenthalt in der Fabrik 
geſtatten, werden denen gleich geachtet, welche den ge⸗ 
troffenen Beſtimmungen zuwiderhandeln. 

in Frankreich. Der Maire hat den Eltern oder dem Vormunde 
eines in Fabriken beſchäftigten Kindes ein Arbeitsbuch 
einzuhändigen, in welchem Alter, Name, Vorname, Ge⸗ 
burtsort und Wohnort des Kindes, ſowie die Zeit, 
während welcher daſſelbe dem Primärunterrichte beige⸗ 
wohnt hat, bemerkt ſind. Der Chef des Etabliſſements 
hat in dieſes Buch den Tag des Eintritts und des Ab⸗ 
ganges einzutragen und ein Spezialregiſter über alle in 
dieſen Büchern eingetragenen Beſtimmungen zu führen. 


8. Maßregeln zur beſondern Beaufſichtigung. 


in Preußen. 
Beſtimmungen iſt den Ortspolizei⸗ und Schulbehörden, 
ſowie den Regierungen übertragen. 

in Baiern. Den Polizei- und Schulbehörden iſt beſondere 
Sorgfalt bei Ueberwachung der getroffenen Beſtimmun⸗ 
gen zur Pflicht gemacht. 

in Baden. Aehnlich wie in Preußen. 


Die Ueberwachung der Befolgung der getroffenen | in Oeſt reich. Uebertretungen werd 


nen Beſtimmungen zu wachen und ihr ſteht bei Ueber⸗ 
tretungsfällen die Entſcheidung zu. 

in Oeſtreich. Kreisamt, Ortsobrigkeit, Schuldiſtriktsaufſeher 
und Seelſorger haben für Aufrechthaltung der gegebe⸗ 
nen Vorſchriften zu ſorgen; es ſind vierteljährige Be⸗ 
richte zu erſtatten, wozu tabellariſche Schemata entworfen 
worden find. 

in Zürich.“ Die Aufſicht führt das Statthalteramt und die ber 
treffende Bezirksſchulpflege. 

in England. Der König ernennt vier Fabrikinſpektoren mit 
der Vollmacht von Magiſtratsperſonen, welche die Fa⸗ 
briken zu beaufſichtigen und die zur Vollziehung der 
geſetzlichen Beſtimmungen erforderlichen Maßregeln an⸗ 
zuordnen haben; auch kann eine beſondere Oberaufſicht 
zu dem nämlichen Zwecke angeordnet werden. Die In⸗ 
ſpektoren haben jährlich zwei Berichte an den Staats⸗ 
ſekretär zu erſtatten und ſich miteinander über gleich⸗ 
mäßige Durchführung ihrer Obliegenheiten zu vernehmen. 

in Frankreich. Die öffentlichen Verwaltungsbehörden find mit 
der nächſten Aufſicht über Befolgung der getroffenen 
Beſtimmungen beauftragt worden; ihre Anordnungen 
find zugleich mit dem Geſetze über Kinderarbeit in jedem 
Etabliſſement anzuſchlagen. Die Regierung ernennt 
außerdem zur Aufrechterhaltung der getroffenen Beſtim⸗ 
mungen Inſpektoren, welche Reviflonen veranſtalten, ſich 
die Regiſter und Arbeits bücher vorlegen laſſen und 
Aerzte, welche durch die Behörde dazu bevollmächtigt 
find, zuziehen können. 


9. Strafbeſtimmungen. 


in Preußen. Ein bis fünf Thaler für jedes vorſchriftswidrig 
beſchäftigte Kind, dem Fabrikherrn oder deſſen mit Voll⸗ 
macht verſehenen Vertreter aufzulegen. 1 bis 5 Thaler 
bei unterlaſſener Anfertigung oder Fortführung der un⸗ 
ter Nr. 7 bezeichneten Lifte; 5 bis 50 Thaler im Wi⸗ 
derholungsfalle. Auch iſt die Ortspolizeibehörde befugt, 
die Liſte zu jeder Zeit auf Koſten des Kontravenienten 
anfertigen oder vervollſtändigen zu laſſen; dieſe Koſten 
können zwangsweiſe im adminiſtrativen Wege beigetrie⸗ 
ben werden. 

in Baiern. Zuwiderhandlungen werden im Allgemeinen mit 
5 bis 15 Gulden beſtraft; Nachläſſigkeit bei Ueberwa⸗ 
chung der Sittlichkeit und Bewahrung vor ſchäblicher 
Berührung mit ältern Arbeitern wird mit dem Verbote, 
Kinder zu beſchäftigen, beſtraft. 

in Baden. Zuwiderhandlungen werden mit 1 bis 5 Gulden 
für jedes betroffene Kind, und was die Verzeichniſſe an⸗ 
belangt, mit 5 bis 25 Gulden beſtraft. 

in Bremen. Eine Geldbuße bis zu 40 Thaler trifft den Fa⸗ 
brikanten, welcher einen Arbeiter zuläßt, ohne daß ihm 
derſelbe ſein Arbeitsbuch eingehändigt hat, oder wenn 
das Buch wegen der Konflrmazion oder wegen der Ent⸗ 
laſſung aus der frühern Fabrik nicht die erforderlichen 
Nachweiſungen enthält. 

Nicht genügend begründete Schulverſäumniß zieht eine 

Geldbuße nach ſich, welche 7 oder 12 Grote für die 
Schulſtunde eines Tages beträgt, je nachdem das Kind 
noch nicht 12 Jahre oder älter ift. Für vieſe Geld⸗ 
bußen find die Eltern des Schuldigen gleich dieſem ſelbſt 
verantwortlich, auch iſt ſolche auf Verlangen der In⸗ 
ſpekzion von dem Fabrikanten auszulegen, vorbehältlich 
der Befugniß, die Auslage bei der Lohnzahlung in Rech⸗ 
nung zu bringen. 

mit Geldbußen von 2 
bis 100 Gulden geahndet, bei“ wiederholten Uebertretungs⸗ 
fällen iſt den Fabrikinhabern die Erlaubniß zur Be⸗ 
ſchäftigung von Kindern unter 42 Jahren gänzlich zu 
entziehen. 

in England. Eltern, welche ihre Kinder über die geſetzlich be⸗ 
ſtimmte Zeit arbeiten laſſen, haben 20 Schilling Strafe 
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zu zahlen. Uebertretungen von Fabrikanten oder Auf⸗ 
ſehern werden mit 4 bis 20 Pfd. Sterling beſtraft. 

in Frankreich. Uebertretungsfälle werden mit Strafen bis zu 
15 Franks, bei Vergehen gehen Alter oder Arbeitszeit 
je nach der Zahl der betroffenen Kinder bis zu 200 
Franks, in Wiederholungsfällen bezüglich mit Strafen 
von 16 bis 100 Franks und bis 500 Franks geahndet. 

in Maſſachuſetts. Uebertretungen werden mit einer Strafe 
von 50 Dollars zu Gunſten des Lokalſchulfonds geahndet. 


10. Vorübergehende Beſtimmungen. 


in Bremen. Die Kinder, welche noch nicht das 10. Jahr voll⸗ 
endet haben, doch erweislich ſchon, bevor die Verord⸗ 
nung in Kraft tritt, einer Fabrik als Arbeiter ange⸗ 
hörten, können von der Inſpekzion auch ferner zur Ar⸗ 
beit zugelaffen werden. 


A. Vorbehalte. 
in Preußen. Zu Nr. 6 if bereits ein Vorbehalt angegeben. 
in Baden. Der Miniſter des Innern kann für einzelne Fabri⸗ 


ken, die ſich unter außerordentlichen Verhältniſſen befin⸗ 
den, einzelne der angegebenen Beſtimmungen nach Er⸗ 
fordern modifiziren. 

in Frankreich. Der Fürſorge der öffentlichen Verwaltungs- 
behörden iſt es vorbehalten, die Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes auch auf andere als die zu Anfang genannten 
Anſtalten auszudehnen, für den Fall, daß einzelne Be⸗ 
ſchäftigungen der Kinder ihre Kräfte zu ſehr in Anz 
ſpruch nehmen, oder ihre Geſundheit gefährden, das 
Minimum des Alters zu erhöhen oder die Arbeitszeit 
zu vermindern; endlich diejenigen Fabriken oder in be⸗ 
ſtimmten Fabriken diejenigen Arbeiten zu bezeichnen, in 
welchen Kinderarbeit wegen Gefahr oder Ungeſundheit 
unſtatthaft iſt. 


ueber Fabrikzeichen. 


[Babrifzeichen oder Marken find gewiſſe Zeichen in Worten 
oder Figuren, welche ein Fabrikant auf ſeiner Waare anbringt, 
um ſie dadurch von andern ähnlichen Waaren, die nicht von ſeiner 
Erzeugung ſind, zu unterſcheiden. Das Recht dieſes zu thun 
wird Niemanden abgeſprochen, aber die Nachahmung dieſer Zei⸗ 
chen von Seiten Dritter iſt in Deutſchland durch beſtimmte Ge⸗ 
ſetze nicht ausdrücklich verboten, und es entſtehen durch dieſen 
Mangel fo viele Unzuträglichkeiten, daß es dringend zu wünſchen 
wäre, die Gewerbgeſetzgebung beſchäftigte ſich ernſthaft mit dieſem 
Gegenſtand. „ 

In Frankreich beſtehen ſchon ſeit längerer Zeit den Schutz 
des Eigeathums an Fabrikmarken ſchützende Geſetze, aber fie lei» 
den auch noch an einigen Mängeln, daher es für alle ſich für 
Redlichkeit und Rechtlichkeit in der Fabrikazion Intereſſirende 
von Werth ſein wird, die neueſten Verhandlungen von Frankreich 
über dieſen Gegenſtand kennen zu lernen, wie fie in der Ueber⸗ 
ſetzung in der jetzt eingegangenen Zeitung für die Gewerberäthe 
in dem preußiſchen Staate uns vorliegen. Mit ihm veröffentlichen 
wir zugleich einen Artikel aus derſelben Zeitung über Fabrikzei⸗ 
chen vom deutſchen Standpunkte und verweiſen außerdem auf den 
Entwurf für ein deutſches Geſetz: „die Marken der Gewerb— 
und Handeltreibende betreffend“ welches von Dr. Hein⸗ 
rich Auguſt Meißner in ſeinen: 4 Geſetze für das deutſche Gewer⸗ 
beweſen (Leipzig, Bernhard Tauchnitz 1848) ausgearbeitet und 
mit gründlichen Motiven begleitet worden iſt und welches die 
ernſteſte Erwägung verdient. 

Möchte dieſe unſere Veröffentlichung dazu beitragen, die Auf- 
merkſamkeit der deutſchen Geſetzgeber auf ein Gebiet zu lenken, deffen 
Bebauung zum großen Schaden für den Auſſchwung deutſcher 
Gewerbe ſchon zu lange verſäumt worden iſt. D. Red.] 

Jedermann kennt die hohe Wichtigkeit dieſer Angelegenheit; 
Jedermann weiß, daß in faſt allen Ländern die Geſetzgebung über 
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dieſen Gegenſtand noch eine ſehr unzulängliche if. Von der Lö⸗ 
ſung dieſer Frage hängt zum Theil die Lebenskraft vieler Fabri⸗ 
ken ab; ja das eine Land iſt ganz außerordentlich und faktiſch bei 
der Löſung dieſer Frage in einem andern Lande intereſſtrt; daß 
die Sittlichkeit und das öffentliche Recht dabei weſentlich bethei⸗ 
ligt iſt, fieht mam leicht ein. Auch in unſerm Staate wird dieſe 
Frage zur Verhandlung kommen müſſen. Um fo mehr ſehen wir 
uns veranlaßt, hier eine Ueberſetzung mehrerer neuerer franzö⸗ 
ſiſcher Aktenſtücke, welche uns durch freundliche Verwendung 
zugekommen find, zu geben, zuerſt einer Miniſterialſchrift, dann 
eines Kommiſſionsberichts und endlich der Beſchlüſſe des franzöſi⸗ 
ſchen Generalrathes. Red. d. Z. f. G.⸗R. 


14 Notiz über die, die Fabrikzeichen betreffende Ges 
ſetzgebung, an den Generalrath für Ackerbau, Manu⸗ 
faktur und Handel gerichtet. 

Aus dem Miniſterium für Ackerbau und Handel. 


Das Recht, welches jeder Fabrikant hat, ſeinen Namen, ſein 
Zeichen auf die Erzeugniſſe feiner Arbeit zu ſetzen, fließt aus der 
Natur der Sache ſelbſt. Darum, während das Geſetz vom 17. 
März 1791 das Meiſterrecht und die Zunft und die darauf be⸗ 
züglichen Reglements abſchaffte, während es den Grundſatz der 
Freiheit der Induſtrie proklamirte, legte es dennoch keine Hand 
an ein Recht, welches, ſo zu ſagen, mit dem Recht zu arbeiten 
ſelbſt verſchmolzen iſt. Aber wenn dieſes Recht die Inſtituzionen, 
welche damals verſchwanden, überlebte, ſo ſah man doch bald 
ein, daß das Eigenthum des Zeichens von keiner Garantie um⸗ 
geben wäre, um es reſpektiren zu laſſen. Als die induſtrielle 
Bewegung des Landes anfing, ſich wieder zu beleben, fühlte man 
ſehr ſchnell, daß beim Mangel an geſetzlichen Beſtimmungen, 
welche die Anwendung regeln und beſchuͤtzen, das Recht, auf 
ſeinen Erzeugniſſen ein unterſcheidendes Merkmal anzubringen, 
ein faſt ganz illuſoriſches bliebe. 

Unſere Manufakturſtädte wurden von gewiſſen Unregelmäßig 
keiten, welche dem Rufe unſrer Fabriken zu ſchaden drohten, ſehr 
bewegt. Am 28. Meſſidor des Jahres VII. empfahl eine Bot⸗ 
ſchaft des Raths der Fünfhundert dem ausübenden Direktorium 
eine Petizion, durch welche eine große Anzahl Fabrikanten von 
Meſſerſchmied⸗ und Quincaillerie⸗Waaren ſofort die Garantie des 
Fabrikzeichens forderten. Auf dem Wege des Verſuchs vorgehend, 
autoriſirte ein Dekret vom 23. Nivoſe des Jahres IX. die Meſ⸗ 
ſerſchmied⸗ und Quincaillerie⸗Waaren⸗Fabrikanten, ihre Arbeiten 
mit einem beſonderen Zeichen zu verſehen, und ſicherte ihnen 
deſſen Eigenthum zu. Von einem allgemeinern Geſichtspunkte 
gefaßt, proklamirte das Geſetz vom 22. Germinal des Jahres XI. 
offen das Recht, das jedem Manufakturiſten und Künſtler zuſteht, 
ſeine Erzeugniſſe mit ſeinem beſondern Zeichen zu verſehen, und 
beſtrafte die Nachahmung mit den Strafen der Fälſchung von 
Privatſchriften. Das Dekret vom 11. Juni 4809, die Organis 
ſazion der Sachverſtändigen⸗Räthe (conseils des prud’hommes) 
betreffend, legte diefen Räthen die Pflicht, über die Ausübung der 
das Eigenthum der Fabrikzeichen erhaltenden Maßregeln zu wa⸗ 
chen, auf. 

Das Strafgeſetzbuch, den 22. Februar 1840 veröffentlicht, 
ſprach die Strafe der Einfperrung (reclusion) oder des Prangers 
gegen Jeden aus, welcher Fabrikzeichen nachgemacht (Art. 142 
und 143). Endlich ſetzte das Spezialgeſetz vom 28. Juli 1824, 
dieſe Anordnungen verändernd, an deren Stelle in gewiſſen Fällen 
die im Art. 423 ves Strafgeſetzbuches ausgeſprochenen Strafen 
feſt, ohne die Entſchädigung auszuſchließen. 

In dem Zwiſchenraum vom Jahre XI. bis 4824 waren 
einige Spezialbeſtimmungen ergangen. 

Am 25. Juli 1840 hatte ein Dekret der Fabrik von Lou⸗ 
viers die ausſchließliche Berechtigung verliehen, die ſie vor der 
Revoluzion genoſſen hatte, für ihre Tücher ein gelb und blaues 
Schrot zu haben, und ein zweites Dekret, die Maßregel verall- 
gemeinernd, ſchrieb die Förmlichkeiten vor, welche durch die Städte, 


die eine gleiche Vergünſtigung erhalten wollten, zu erfüllen wären. 


Ein anderes Dekret vom 1. April 1844, bald gefolgt von 
den Dekreten vom 18. September und 22. Dezember 1812, und 


Akk Deutſche Gewerbezeitung. a April 


an die Edikte vom 5. Oktober 1688, 19. Februar 1754 und 
20. Februar 1760 wieder erinnernd, ſchrieb den Seifen fabri⸗ 
kanten vor, ihr Zeichen auf den Erzeugniſſen ihrer Fabrik anzu⸗ 
bringen und ein Abbild deſſelben beim Handelstribunal und beim 
Sekretariat des Sachverſtändigenrathes niederzuliegen. 

Endlich das Geſetz vom 28. April 1846, indem es die Un⸗ 
terſuchung der verbotenen fremden Gewebe erleichtern wollte, 
befahl den franzöſiſchen Fabrikanten ähnlicher Gewebe, ihr Zeichen 
anzubringen. Die königliche Ordonnanz über die Ausführung die⸗ 
ſes Geſetzes, vom 8. Auguſt 1846, fügte zu dieſen Beſtimmun⸗ 
gen die Verpflichtung hinzu, mit dem Namen des Fabrikanten 
auch den der Stadt oder des Bezirks, wo die Fabrikazion ſtatt⸗ 
gehabt, anzuzeigen. . 

Dies find die Geſetze, welche über das Eigenthum der Fa⸗ 
brikzeichen gegenwärtig in Geltung find. Dieſe Geſetzgebung iſt, 
wie man ſieht, aus verſchiedenen unzuſammenhängenden Elementen 
zuſammengeſetzt, welche faſt Alles den Tribunälen zu thun über⸗ 
laſſen. 

Die Kritiken, denen fle ausgeſetzt war, beziehen ſich: 

A) auf die Ungewißheit des Karakters, der dem Zeichen 
beigelegt, und der für einige Erzeugniſſe verbindlich, für die 
andern beliebig iſt; 

2) auf die Verſchiedenheit der Beſtimmungen, betreffend 
die Niederlegung des Zeichens, die Beſchlagnahme der Waaren, 
an denen das Zeichen nachgemacht iſt, die Jurisdikzion, die Strafen; 

3) auf die Unzulänglichkeit der vorhandenen Beſtimmun⸗ 
gen, vom Geſichtspunkte des individuellen Eigenthums und der 
Sicherheit für den Konſumenten. Die aus dieſem Stande der 
Dinge reſultirende Ungewißheit verurſachte eine Gene für un⸗ 
ſere Induſtrie. Die Pflicht der Regierung iſt, zu unterſuchen, 
welche die Mittel wären, die Lücken auszufüllen und den 
Mängeln abzuhelfen, die die Erfahrung erwieſen hat, um an 
die Stelle notoriſch ungenügender Regeln neue Beſtimmungen 
zu ſetzen, welche den Geiſt des Betruges, über den der ehrliche 
Fabrikant mit Recht ſich beklagt, zu unterdrücken und zu ent⸗ 
muthigen fähig wären. Schon fanden Bemühungen in dieſem 
Sinne ſtatt; wenn ſte noch nicht zu einer Löſung führen konn⸗ 
ten, ſo können die bis jetzt geſammelten Dokumente mindeſtens 
ein neues Studium der Frage erleichtern. 

Die Generalräthe für Manufaktur und Handel, in ihrer 
Seſſion von 1841 —4842, wurden aufgefordert, ihre Anſichten 
über die Reformen, deren die, die Fabrikzeichen betreffende Ge⸗ 
ſetzgebung fähig wäre, abzugeben. Die Meinung, welche durch 
dieſe Räthe ausgeſprochen wurde, muß natürlich in dieſer Dar⸗ 
legung als eines der wichtigſten Elemente der geſchehenen Unters 
ſuchung angeſehen werden. 

Der Generalrath für Manufakturen reſumirte ſeine Wünſche 
in einer Anzahl von Beſchlüſſen, deren hauptſächlichſte folgende 
waren: 

1) Die Fabrikzeichen find unterſcheidend oder bezeichnend 
(distinotives ou significatives); das unterſcheidende Zeichen wird 
das Eigenthum des erſten Fabrikanten, der es anwendet und 
deponirt, vorausgeſetzt, daß es einem andern, ſchon in Ge⸗ 
brauch ſeienden Zeichen nicht ähnlich iſt; das bezeichnende 
Zeichen kann nur angewendet werden, ſobald die in beſtimmten 
Formen geſchehene Deponirung von einer Erklärung des Fabrikan⸗ 
ten begleitet iſt, welche beſtimmt iſt, die Bedeutung kennen zu leh⸗ 
ren, die er dem Zeichen zu geben beabſichtigt. Das bezeichnende 
Zeichen verpflichtet den Fabrikanten, genau Das zu liefern, was er 
durch die erläuternde Erklärung feines Zeichens verfpruchen hat. 

2) Ein Fabrikant kann auf feine Erzeugniſſe, jedoch nur 
im Gefolge ſeines Namens, den der Stadt oder des Ortes, 
wo ſeine Anſtalten liegen, ſchreiben, vorausgeſetzt, daß ein be⸗ 
trächtlicher Theil ſeiner Fabrikazion in dieſer Stadt oder dem 
induſtriellen Kreiſe, der zu ihr gehört, flattfindet, und daß er 
an demſelben Orte ein Komtoir (un domicile commerciel) hat. 
Die Grenzen des induſtriellen Kreiſes werden durch ein Regle⸗ 
ment der öffentlichen Verwaltung beſtimmt. 

3) Jedes jetzt eriſtirende und der Allgemeinheit angehö⸗ 
rige (qui se trouverait dans le domaine public) Zeichen kann 


von jedem franzöſiſchen Fabrikanten angewendet werden, mit 
der Verpflichtung es zu deponiren. 

4) Jedes ausländiſche Zeichen, von welcher Natur und 
Form es ſei, iſt, durch dieſen Umſtand allein, der Allgemein⸗ 
heit angehörig (dans le domaine public). Das Recht, ſich 
ausländiſcher Fabrikzeichen zu bedienen, hört in Betreff der 
Nazionen auf, welche die Reziprozität der durch die franzöſi⸗ 
ſchen Geſetze den Ausländern in dieſer Sache bewilligten Rechte 
annehmen 

5) Die ausländiſchen Waaren, welche ein franzöfifches 
Fabrikzeichen tragen, können überall mit Beſchlag belegt und 
mit der Verpflichtung der Wiederausfuhr verkauft werden. 
Die Fabrikanten, welche Fabrikanſtalten derſelben Art in Frank 
reich und im Auslande beſitzen, können ihre ausländiſchen Er⸗ 
zeugniſſe unter demſelben Zeichen wie die franzöſtiſchen, mit 
Ausnahme des Namens, nicht einführen, und ihr ausländi⸗ 
ſches Zeichen gehört, wie jedes andere, der Allgemeinheit an. 

6) Jeder franzöſiſche Fabrikant iſt gehalten, mit ſeinem 
Namen und mit dem Namen des Ortes, wo er ſeine Fabri⸗ 
kazion ausübt, alle die Erzeugniſſe zu bezeichnen, welche für 
den auswärtigen Handel beſtimmt find. Für die Erzeugniſſe, 
die zu einem Rechtserſatz Veranlaſſung geben können, wenn 
ein ausländiſches Zeichen darauf angebracht iſt, kann der fran⸗ 
zöſiſche Fabrikant ſich begnügen, dem ausländiſchen Zeichen ein 
unterſcheidendes und mit jenem deponirtes Zeichen zuzufügen. 

Der Generalrath für Handel war der Meinung: 

A) daß das Prinzip des Eigenthums der Zeichen im 
Geſetze in einer allgemeinen und abſoluten Weiſe ausgedrückt 
werden müſſe; daß dieſes Eigenthum dem beweglichen Eigen- 
thum gleichgeſtellt werden müſſe; 

2) daß, da das Zeichen ein Eigenthum iſt, Keiner das 
Zeichen des Andern anwenden dürfe, ſelbſt ein ausländiſches 
nicht, um es auf die franzöſiſchen Märkte zu bringen; 

3) daß das Zeichen den Ort der Hauptfabrikanſtalt an⸗ 
zeigen müſſe; 

4) daß es für gewiſſe Induſtrien, z. B. die Seifenfa⸗ 
briken, denen das Zeichen gefetzlich auferlegt iſt, angemeſſen 
wäre, es beliebig zu machen, da der Name des Fabrikanten 
eine genügende Garantie biete; 

5) daß in dem Fall, wo zwei deponirte Zeichen eine große 
Aehnlichkeit zeigen, der Vorzug dem gebühre, welches zuerſt 
deponirt worden; 

6) daß es endlich von höchſter Wichtigkeit ſei, aus der 
Nachahmung ein beſonderes Vergehen zu machen, das ſeinen 
genau definirten Karakter habe, mit den ſeiner Natur ange- 
meſſenen Strafen zu belegen und von einer einzigen Jurisdik⸗ 
zion zu beurtheilen ſei. 

Nachdem die Regierung ſo die Meinung der hervorragendſten 
Vertreter der in dieſer Frage betheiligten Intereſſen geſammelt 
hatte, beſchäftigte fie ſich damit, einen Geſetzentwurf über die 
Fabrikzeichen vorzubereiten. Der Entwurf wurde den 8. April 
1845 der Pairskammer vorgelegt. Die Diskuſſton, die ſich in 
Folge eines Berichtes des Herrn Karl Dupin eröffnete, betraf in⸗ 
ſonders die Frage, ob die Beiſetzung eines Fabrikzeichens verbind⸗ 
lich oder beliebig ſein müſſe? Die Kammer ſchien lebhaft von 
den Gefahren betroffen, welche die unrechtmäßige Aneignung der 
Zeichen und die Strafloſtgkeit der kommerziellen Betrügereien mit 
ſich bringen. Dennoch, nach einer gründlichen Berathung, be⸗ 
merkte der Berichterſtatter, daß die Annahme des Prinzips der 
Verbindlichkeit ein neues Geſetz, das eine Reihe ganz anderer 
Maßregeln, als vorgelegt worden, enthalten würde, nothwendig 
machte. Und da die Kammer in einer ſo ſpeziellen Materie die 
Initiative nicht für angemeſſen hielt, wurde der Entwurf faſt ganz 
ſo angenommen, wie die Regierung ihn vorgelegt. Die haupt⸗ 
ſächlichſten Beſtimmungen deſſelben waren: 

Der erſte Artikel erkannte jedem Manufakturiſten oder Hans 
deltreibenden das Recht zu, beſondere Zeichen auf die Erzeugniſſe 
ſeiner Fabrikazion oder die Gegenſtände ſeines Handels anzubrin⸗ 
gen, und gab an, was unter „Zeichen“ (marque) zu verſtehen. 
Dieſem Rechte entſpricht das in Art. 5 enthaltene Verbot, ein 
unterſcheidendes, ſchon von einem andern Fabrikanten oder Han- 
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»deltreibenden angewendetes Zeichen zu gebrauchen. Die Artikel 
6—8 beziehen ſich auf das gemeinſchaftliche (collective) Zeichen. 
Oer Erzeuger, der von einem ſolchen Gebrauch macht, muß ſtets 
ſeinen Namen oder ſeine Firma anzeigen, damit die Verantwort⸗ 
lichkeit ſeiner Fabrikazion nicht auf die Induſtrie eines Ortes 
fallen könne. Wer ſich das Eigenthum eines Zeichens ſichern 
wolle, müffe es deponiren. Das Datum der Deponirung ſtellt 
den Zeitpunkt feſt, von welchem ab das Recht des Deponirenden 
beginnt. Die Art. 2, 3 und 4 beſtimmen den Ort der Deponi⸗ 
rung und die Förmlichkeiten für dieſe. Titel II. handelt von den 
Strafen und der Jurisdikzion; er beſtraft mit 400 bis 2000 
Franks (26 bis 533 ½ͤ Thlr.) und mit Gefängniß von einem 
Monat bis zu einem Jahre, oder mit einer dieſer beiden Strafen 
allein, ohne die Beſchlagnahme und Entſchävigung auszuſchließen, 
1) Die, welche ein Zeichen unrechtmäßig ſich angeeignet, verändert 
oder nachgemacht haben, 2) Die, welche neben der Anzeige des 
Ortes der Fabrikazion auf ihren Erzeugniſſen ihre beſondern 
Zeichen nicht angegeben haben, 3) Die, welche einen andern Ort, 
als den der Fabrikazion bezeichnet haben, 4) die Mitſchuldigen 
dieſer Vergehen, 5) Die, welche durch betrügeriſche Anwendung 
induſtrieller oder kommerzieller Zeichen den Käufer über Natur, 
Urſprung oder Eigenſchaft der Waaren getäuſcht haben. Dieſe 
Strafen werden erhöht, oder gemildert im Wiederholungsfalle, 
oder bei mildernden Umſtänden. Die Handelstribunäle erkennen 
über die rein zivilen Thatſachen in Betreff der Fabrik- oder Han⸗ 
delszeichen, unbeſchadet des vorausgehenden Vergleichsverſuchs 
vor dem Sachverſtändigen⸗Rathe. Was die Straffache betrifft, 
ſo wird ſte vor das korrekzionelle Gericht gebracht. Die Art. 
16, 17 und 18 regeln die Förmlichkeiten der Beſchlagnahme, 
welche nur durch Ordonnanz des Präſidenten des Tribunals erſter 
Inſtanz ausgeſprochen werden kann. Die Ausländer genießen 
die Wohlthat des Geſetzes für ihre in Frankreich gelegenen An⸗ 
ſtalten; mit Bezug auf die Erzeugniſſe ihrer Fabriken außerhalb 
der Grenzen, fo können fte die Beſtimmungen, welche das Eigen- 
thum des Zeichens ſichern, nur in dem Maaße anrufen, in wel⸗ 
chem den Franzoſen durch ihre heimiſchen Geſetze die Reziprozität 
zugeſtanden iſt. Alle früheren Geſetze, welche die Fabrikzeichen 
betreffen, find aufgehoben. Nichts iſt geändert in Dem, was die 
beſonderen Zeichen der Douanen, der Gold- und Silberſachen, 
der Feuerwaffen u. ſ. w. betrifft. 

5 Derſelbe Geſetzentwurf wurde der Deputirtenkammer im Laufe 
ihrer Sitzung von 1847 vorgelegt. Der Prüfung durch eine 
Kommiſſton überwieſen, verblieb er im Stande des Berichts, als 
die Seſſion zu Ende war. Die Arbeit des Berichterſtatters, 
Herrn Drougn de Lhuys, geſtattet jedoch, die Betrachtungen zu 
erkennen, welche in der Kommiſſion vorherrſchend waren. Sie 
neigte ſich dahin, anzuerkennen, daß in der Anwendung des ver⸗ 
bindlichen und bezeichnenden Zeichens ein Mittel läge, den Miß⸗ 
bräuchen vorzubeugen, welche ſchon ſeit ſo langer Zeit bemerklich 
gemacht und von der Beſchaffenheit ſind, den Nazionalhandel zu 
kompromittiren; aber ſte ſprach ſich dahin aus, daß in vielen 
Fällen dieſe Maßregel auf die ernſteſten Schwierigkeiten in der 
Ausführung treffen würde. Die Kommiſſton ſchlug vor, der Re⸗ 
gierung das Recht zu geben, gewiſſe Erzeugniſſe zu beſtimmen, 
welche müßten, ſei es mit einer Urſprungsbezeichnung, ſei es 
ſelbſt mit einem bezeichnenden (significative) Zeichen verſehen wer⸗ 
den; übrigens nahm ſte die weſentlichſten Beſtimmungen des vor⸗ 
gelegten Geſetzentwurfes an, indem ſie nur Faſſungsänderungen 
oder Detailzuſätze vorſchlug. 

Seit dieſer Zeit haben die Begebenheiten die Verhandlung 
über dieſen Entwurf unterbrochen; es ſcheint jedoch die Zeit ge⸗ 
kommen, um ihn wieder aufzunehmen und ſo die zahlreichen In⸗ 
tereſſen zu befriedigen, die er betrifft. Auf allen Stufen der 
langen Unterſuchung über die Geſetzgebung, die Fabrikzeichen be⸗ 
treffend, hat man anerkannt, daß es von unermeßlichem Intereſſe 
iſt, daß der ehrliche, ingenibſe Manufakturiſt, wenn er ſich unter 
feinen Konkurrenten durch die Güte der Stoffe und die Geſchick⸗ 
lichkeit der Behandlung auszeichnet, ein ausſchließliches Zeichen 
anwenden könne, das dem gerechten Vertrauen des Publikums 
entſpreche, und für den Konſumenten ein Pfand der Sicherheit 
werde. 


Auf dem Standpunkte, den die Frage einnimmt, in Gegen⸗ 
wart der Unzulänglichkeit der geltenden Geſetze und der Verhand⸗ 
lungen, die ſtattgehabt, find es folgende Punkte, über welche es 
nützlich ſcheint, die neue Berathung des Generalrathes für Acker⸗ 
bau, Manufakturen und Handel hervorzurufen: 

1) Soll. pie Beiſetzung eines Fabrikzeichens beliebig oder 
verbindlich ſein? 22 

2) Soll das Zeichen die Kompoſizion oder die Eigenſchaft 
der Erzeugniſſe angeben, d. h., ſoll es bezeichnend (significa- 
tive) ſein? 

3) Wenn man anerkennen ſollte, daß die Beiſetzung eines 
Fabrikzeichens beliebig ſei, Toll das Geſetz der Regierung das 
Recht beilegen, zu fordern, daß gewiſſe Waaren von einer be⸗ 
ſondern Natur, die durch Verordnungen der öffentlichen Ver⸗ 
waltung beſtimmt werden ſollen, mit Zeichen des Urſprungs, 
oder ſelbſt der Natur der Erzeugniſſe verſehen werden? 

4) Um die Anwendung des beliebigen Zeichens zu fördern, 
genügt es, den Fabrikanten die Mittel zu geben, Nachahmun⸗ 
gen zu verfolgen? Könnte das Geſetz nicht unmittelbar die 
Unterdrückung der Fabrikzeichen durch den Kaufmann beſtrafen 
wollen? 

5) Jeder Fabrikant, der auf ſeinen Erzeugniſſen den Na⸗ 
men des Fabrikazionsortes bezeichnet, ſoll er nicht außerdem 
ſeine Handelsfirma oder die beſondere Benennung ſeiner Anſtalt 
angeben? Was iſt unter dem Worte „Fabrikazionsort“ zu 
verſtehen? 

6) Können die Fäſſer, die Flaſchen, die Gefäße und Hül⸗ 
len, welche Weine, Branntweine, Mehl und andere Produkte 
des Ackerbaus enthalten, wenn ſie eine Veränderung erlitten, 
nicht die Namen anderer Gewächſe oder anderer Orte, als wo 
ſte produzirt find, tragen? 

7) Soll das Faß, das Flüſſtgkeiten enthält, die Anzeige 
ſeines Inhalts haben müſſen? 

8) Welche ſoll die Jurisdikzion ſein, die über Vergehen 
gegen das Geſetz über die Zeichen, zu erkennen habe? 

9) Was ſoll dabei die Pflicht der Sachverſtändigen⸗ 
Räthe fein? 

10) Welche Inſtanz ſoll beauftragt fein, die Beſchlag⸗ 
nahme der Gegenſtände, welche in Verletzung der geſetzlichen 
Vorſchriften bezeichnet find, zu befehlen? 

14) Soll es geradezu den franzöſiſchen Fabrikanten ver⸗ 
boten fein, ſich ausländiſcher Zeichen zu bedienen, ſelbſt wenn 
es fich um ein Land handelt, wo es erlaubt iſt, die franzöſi⸗ 
ſchen Zeichen anzuwenden? oder auch: 

Sollen die Ausländer das Recht, die Wohlthat des Ge⸗ 
ſetzes, für ihre außerhalb Frankreichs gelegenen Anftalten an⸗ 
zurufen, nur allein dann haben, wenn die Reziprozität den 
Franzoſen durch einen diplomatiſchen Vertrag geftchert iſt? 

12) Welche ſollen die Strafen ſein, die auf die Verletzung 
der verſchiedenen Vorſchriften des Geſetzes geſetzt werden? 


2. Bericht der Kommiſſion an den Generalrath. 


Nach einem kurzen Rückblick fährt der Berichterſtatter fort: 

Bei jeder Prüfung, welche der Geſetzentwurf über die Fa⸗ 
brikzeichen durchgemacht, hat ſich die Frage über die Fabrikzeichen 
ausgedehnt und immer größere Wichtigkeit erlangt, oder viel⸗ 
mehr, ihre wirkliche Wichtigkeit offenbarte ſich immer mehr. Man 
hörte auf, darin eine Frage innerer Anordnungen für einige 
Induſtrien zu ſehen, man erkannte in ihr das Ganze der Ver⸗ 
hältniſſe zwiſchen Industrie, Handel und Konſumzion, die Zukunſt 
der Induſtrie, deren Anſtrengungen ununterbrochen find, und die 
daher nöthig hat, daß dieſe Anſtrengungen anerkannt und geſt⸗ 
chert werden; die Stabilität des Zwiſchenhandels, der nöthig hat, 
daß ſeine Operazionen nicht verdächtig werden; das Intereſſe des 
Konſumenten endlich, der Vertrauen nöthig hat, wenn er ſich an 
den Handel wendet, daß dieſer ihm auch die industriellen Erzeug ⸗ 
niſſe verſchaffe. Aus dieſem dreifachen Geſichtsvunkte, aus dem 
Geſichtspunkte nicht der perſönlichen Intereſſen, ſo achtungswerth 
dieſe auch ſeien, ſondern der allgemeinſten Intereſſen, will ficher 
der Generalrath, der fle alle vertritt, dieſer Frage feine ganze 
Sorgfalt widmen. 

49 


146 Deutſche Gewerbezeitung. April 


Wir erinnern-kurz an einige geſchichtliche Thatſachen. Vor 
der Revoluzion vor 1789 war die Induſtrie in Frankreich einer 
Menge innerer Anordnungen unterworfen, die ihre Entwickelung 
genirten, die aber, man muß es bekennen, den Operazionen des 
Handels Sicherheit gaben. Die franzöſiſchen Erzeugniſſe, die auf 
den fremden Markt mit einer Kontrole ihrer Qualität kamen, 
wurden mit vollem Vertrauen aufgenommen, und die Regelmä⸗ 
ßigkeit des Handels war vollſtändig. Es war die Zeit, wo die 
franzöſiſchen Tücher faſt ausſchließlich den Markt der Levante be⸗ 
ſaßen, einen wichtigen Abſatz, den ſie ſeitdem, und durch ihre 
Schuld verloren; denn es iſt zu bemerken, daß ſie hier nicht 
etwa durch die engliſchen Tücher erſetzt wurden, wie man nach 
ſo langem Seekriege, der die Verbindungen unterbrochen hatte, 
erwarten ſollte: ſie waren durch die belgiſchen Tücher erſetzt wor⸗ 
den, obgleich die belgiſchen Fabriken während der ganzen Kriegs⸗ 
zeit in venfelben Verhältniſſen waren, wie die unfrigen, 

Es war, weil das Geſetz vom 17. März 1794, das die 
hemmenden Feſſeln für die Induſtrie abſchaffte, vergeſſen hatte, 
Etwas an deren Stelle zu ſetzen. Auf ein Regime übertriebener 
Beſchränkung hatte es ein Regime der Zügelloſtgkeit folgen laſſen, 
während gute Verwaltung, Vernunft, Wahrheit ſich zwiſchen 
dieſen beiden Gegenſätzen befanden ). Die üblen Wirkungen die 
fer unbegrenzten Freiheit zögerten nicht, fich fühlbar zu machen, 


Karakter des Eigenthums verlieh. Das Kaiſerreich allein ſcheint 
die Wiederherſtellung einer gewiſſen Kontrole in's Auge gefaßt 
zu haben, im gemeinſamen Intereſſe des Erzeugers und Kon⸗ 
ſumenten. Die Geſetzgebung ſeit 1816 ſcheint mehr die Mittel 
geſucht zu haben, um die Beſchlagnahme der verbotenen Waaren 
zu erleichtern. Es iſt wahr, daß ſie auch ſo und indirekt die 
franzöſiſche Induſtrie beſchützte; aber die Anſichten der kalſerli⸗ 
chen Geſetzgebung ſcheinen unzweifelhaft die weiteſten geweſen 
zu ſein. 

Ihre Kommiſſton, meine Herren, hat geglaubt, daß dieſe 
Anfichten noch die wären, an welche wir uns halten müßten, 
um eine Frage, deren Folgen ſo ausgedehnt ſind, in ihrem Gan⸗ 
zen zu beurtheilen. 

Und vor Allem ſchien ihr der weſentlichſte Punkt, und von 
dem alle anderen Beſtimmungen des Geſetzes abhängen müſſen, 
zu ſein: der Punkt zu wiſſen, ob das Fabrikzeichen verbindlich 
oder einfach beliebig (facultativ) fein müſſe? Beeilen wir und 
zu ſagen, daß Niemand auf eine unbedingte Weiſe das eine oder 
das andere dieſer beiden Prinzipien unterſtützt hat; von der einen 
wie von der andern Seite hat man erkannt, daß ſie nothwendig 
Ausnahmen unterworfen fein mußten. 

Wenn man das Prinzip der Verbindlichkeit für Beiſetzung 
des Fabrikzeichens zuläßt, muß man anerkennen, daß mehrere In⸗ 


ünd beſchränkten ſich nicht etwa auf den Verlüſt des Marktes duſtrien die Ausnahme für ſich verlangen werden. 


der Levante für die franzöſtſchen Tücher. Sehr bittere Klagen 
erhoben ſich gegen Betrügereien, welche dem Rufe des franzöſi⸗ 
ſchen Handels im Auslande tiefe Wunden ſchlugen. Die Korre⸗ 
ſpondenzen unſrer Konſuln geben Zeugniß davon, und das Han— 
delsminiſterium hat vor einigen Jahren eine Notiz veröffentlicht, 
in welcher die hauptſächlichſten Klagen verzeichnet ſind. Der 
Generalrath wird es ohne Zweifel für überflüſſig erachten, in 
das Detail der verſchiedenen Thatſachen einzugehen, wie Verfäl⸗ 
ſchung unſerer Weine, Expedirung ſchlechter Waaren unter einem 
trügeriſchen Muſter u. ſ. w. Die allgemeine Thatſache wird von 
Niemandem geleugnet, daß zu zahlreiche und zu gerechte Klagen 
erhoben worden, und daß die Betrügereien einiger unloyalen 
Handeltreibenden dem loyalen Handel großen Schaden zugefügt 
haben. 

Man wendet ein, es iſt wahr, daß der franzöſiſche Handel 
und die Ausfuhr der franzöſiſchen Waaren dennoch einen ſehr 
ſchnell ſteigenden Fortſchritt gewonnen, daß die Betrügereien im 
Handel nicht lange unbeſtraft bleiben und ihre Züchtigung ſelbſt 
mit fich bringen. Wodurch dies erwieſen wird, iſt, daß der loyale 
Handel größer war, als der unloyale, und wir brauchen dieſen 
Beweis gar nicht, um zu wiſſen, daß die Unloyalität bei uns 
nur eine ſeltene Ausnahme iſt. (2) Aber es iſt doch nicht min⸗ 
der wahr und nicht weniger begreiflich, daß, ſo ſelten ſie auch 
iſt, dieſe Ausnahme dem unendlich öfter loyalen Handel beträcht⸗ 
lichen Schaden zufügen mußte, daß ſie auf dieſen drücken mußte, 
indem ſie ihn verdächtig machte; daß alſo die Strafe des Betru— 
ges nicht auf Die, welche ihn begangen, fiel, ſondern daß die 
Unſchuldigen für die Schuldigen davon betroffen wurden; endlich 
daß, wenn der franzöſiſche Handel dahin gelangt iſt, ſich ohnge— 
achtet dieſer Schwierigkeiten zu entwickeln, um wie viel mehr er 
dies gekonnt hätte, wenn er nicht gegen fle zu kämpfen gehabt. 
Die Nothwendigkeit, der induſtriellen und kommerziellen Zügel⸗ 
loſigkeit ein Ziel zu ſetzen, die das Geſetz von 4794 proklamirt 
hatte, zögerte nicht, ſich fühlbar zu machen. 

Der Bericht gibt nun einen Umriß der betreffenden Geſetz— 
gebung, wie wir ſie ausgedehnter in voriger Nummer gegeben. 
Er fährt dann fort: i 

Indeß in der ganzen Reihe dieſer untereinander unzuſam⸗ 
men hängenden und oft ſich widerſprechenden Beſtimmungen, die 
ſeit 1800 bis heute erlaſſen worden, iſt es nicht unintereſſant, 
die Verſchiedenheit der Geſichtspunkte zu bemerken, aus welchen 
ſie gefaßt wurden. 

So hatte die Republik inſonders die Garantie des perſönli⸗ 
chen Eigenthums berückſichtigt, indem fie dem Fabrikzeichen den 


I) Dieſe Stimme aus Frankreich, dem Lande der unbedingten Ge⸗ 
werbefreiheit, iſt wahrlich nicht zu überhören! D. Red. 


Es gibt deren, für welche das Zeichen zu gleicher Zeit ein 
Schwierigkeit und Nutzloſigkeit ſein würde, eine Schwierigkeit 
weil es das Erzeugniß angreifen würde, unnütz, well eine leicht 
Prüfung ein Urtheil verſchaffen kann: wir führen als Beiſpie 
die Kryſtallwaaren an. Es wird auch vorkommen, daß dat 
Erzeugniß, bevor es vollendet ſein wird, durch die Hände meh 
rerer Fabrikanten gehen muß, und es wird faſt unmöglich ſein 
durch das Zeichen Denjenigen unter ihnen unterſcheiden zu laſſen 
von dem die Garantie getragen wird, welche das Zeichen vor— 
ſtellt. Es gibt auch Handelsgebräuche, für welche die Verbind⸗ 
lichkeit des Zeichens eine zu große Gene wäre; fo: viele Er- 
zeugniſſe, die aus Theilen beſtehen und zertheilt verkauft werden 
fo: gewiſſe zur Ausfuhr beſtimmte Erzeugniſſe, für welche das 
Handelsbedürfniß verlangt, daß kein Zeichen daran ſei. 

Hält man ſich andrerſeits an das beliebige Zeichen, ſo muß 
man erkennen, daß dieſe Freiwilligkeit in vielen Fällen in Ver: 
bindlichkeit gewandelt werden müßte im Intereſſe der Sicherheit 
des Handels und des Zutrauens des Konſumenten. So die Er— 
zeugniffe, bei denen der Betrug leicht iſt, und wo zugleich dae 
geübteſte Auge, das feinſte Gefühl ſchwer dahin gelangen, ihn 
zu entdecken. Wir führen nur die Miſchung der Baumwolle ir 
die wollenen Gewebe an. Bei anderen kann die größte Erfah— 
rung durchaus nicht dahin gelangen, wie bei den Erzeugniſſen der 
Metallurgie. Dahin gehören auch die Erzeugniſſe, die ausgeführt 
werden, und für die es vom höchſten Intereſſe iſt, wie wir ſchon 
geſagt haben, daß der Betrug unterdrückt werde, wenigſtens ſo 
weit es möglich iſt, und man kann da zu einem großen Grade 
von Einſchränkung deſſelben gelangen. 

So werden in den Vereinigten Staaten von Nordamerika 
in einigen Staaten die Nazionalprodukte durch öffentliche Veam— 
ten beaufſichtigt, und dieſe Beaufſichtigung iſt bald beliebig, bald 
verbindlich. Im Staate New-Pork iſt fie verbindlich nur für 
das Salz, für eine Menge von Erzeugniſſen iſt fie beliebig,) 
ein Geſetz beſtimmt die Formen. In Boſton iſt eine noch größere 
Anzahl der Ausfuhrkontrole unterworfen. In Luiſiana, in Penn⸗ 
ſylvanien und Virginien iſt die Kontrole verbindlich für den Ta: 
back, geſalzenes Fleiſch und Mehl. Sie war dies für dieſelben 
Artikel bis 1840 in den beiden Karolinen, ſowie für Baum— 
wolle, Reis und Harze, und iſt ſeitdem beliebig geworden. In 
Europa ſehen wir die Niederlande einen Kontrole die Bereitung 
des Härings und des Krapps unterworfen; Rußland läßt eine 
Beaufſichtigung für Hanf, Leinen, Oele, Harze, Pottaſche, Weine 
und andere Produkte eintreten. 

Was in anderen Ländern und in Staaten von ſo großer 


2) Im Texte ſteht auch hier obligatoire, aber offenbar als Druck- 
fehler. D. Red. 
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Freiheit wie Amerika geſchieht, kann nicht als unausführbar in 
Frankreich angeſehen werden. 

Von der einen, wie von der andern Seite war man fo ge— 
nöthigt anzuerkennen, daß, welches Prinzip auch angenommen 
würde, zahlreiche Ausnahmen unvermeidlich wären. Aber in die⸗ 
ſer Debatte, zwiſchen dem Prinzipe des verbindlichen Zeichens, 
mit Ausnahmen, die es in gewiſſen Fällen beliebig machen, und 
dem Prinzipe des beliebigen Zeichens, mit Ausnahmen, die es 
in gewiſſen Fällen verbindlich machen, drängten ſich vor Allem 
zwei Bemerkungen auf: 

1) Das Geſetz kann nicht alle Fälle vorausſehen, noch in 
alle Details der Induſtrie und des Handels eingehen. Es kann 
nicht aufzählen. Es kann nur die Prinzipien ſtellen, und was 
die Ausnahmen betrifft, ſie der ausführenden Gewalt überlaſſen, 
die, bevor ſie die Ausnahmen beſtimmt, ſich volle Einſicht und 
die nothwendigen Garantien verſchaffen muß. 

N 2) Man muß zwiſchen zwei untereinander ſehr verſchiedenen 
Zeichen unterſcheiden: zwiſchen dem Namenszeichen, welches den. 
Namen des Produzentn, mit oder ohne feinen Wohnort, bezeich⸗ 
net, aber das in allen Fällen dieſen Namen erkennbar machen 
muß, und dem bezeichnenden Zeichen (marque significative), 
welches die Qualität des Erzeugniſſes bezeichnet. 

Niemand hat behauptet, daß das bezeichnende Zeichen ver⸗ 
bindlich gemacht werden könne, anders als ausnahmsweiſe. Man 
würde ſich, um Unterſcheidungen feſtzuſtellen, in eine unendliche 
Verſchiedenheit verlieren, in faſt unfaßbare Nüancen, welche die 
verſchiedenen Qualitäten, nicht blos eines und deſſelben Induſtrie⸗ 
zweiges, ſondern einer und derſelben Fabrik, trennen. In den 
Geweben, die aus verſchiedenen Stoffen gemiſcht werden, können 
die Proporzionen jo varliren, daß es unmöglich iſt, fie durch eine 
gleiche Zahl von Zeichen zu unterſcheiden; Alles, was man thun 
kann, iſt, durch ein allgemeines Zeichen anzuzeigen, daß das Ge⸗ 
webe gemiſcht iſt; dies kann man und dies muß man thun, weil 
man den Konſumenten davon unterrichten muß, der vielleicht ein 
Gewebe aus reinem Stoff zu kaufen glauben würde. Die Fa⸗ 
brikazion ſelbſt verändert ſich bei jedem Schritte; nicht allein wird 
fie durch die Fortſchritte der Induſtrie unaufhörlich umgeſtaltet, 
ſondern in derſelben Zeit wenden zwei Manufakturen nicht die⸗ 
ſelbe Methode an, um daſſelbe Produkt zu erhalten. Wollte man 
durch Zeichen die Qualitäten, die aus dieſen beiden Manufaktu⸗ 
ren hervorgehen, untereinander vergleichen, wenn die eine mehr 
davon produzirt, als die andere, wenn die erſte Qualität der 
einen die dritte der andern fein kann: fo gäbe dies eine unlös⸗ 
bare Verwirrung. Deshalb muß das bezeichnende Zeichen (mar- 
que significative) beliebig bleiben, mit einigen Ausnahmen, und 
vas Namenszeichen allein kann zu der Streitfrage zwiſchen dem 
Prinzip, das es verbindlich machen, und dem Prinzipe, das es 
einfach beliebig laſſen würde, Gelegenheit geben. 

Von der einen Seite hat man geſagt, daß das verbindliche 
Zeichen die einzige ausgedehnte Bürgſchaft iſt, die zu gleicher Zeit 
dem Produzenten und dem Konſumenten gegeben werden kann. 
Es iſt wahr, daß, damit die Bürgſchaft vollſtändiger ſei, man 
die Verbindlichkeit bis zum bezeichnenden Zeichen ausdehnen 
müßte; aber wenn dieſe Ausdehnung auf Unmöglichkeiten ſtößt, 
fo bleibt das Namenszeichen eine moraliſche Bürgſchaft, die einen 
großen Werth hat. 

Der Käufer wird ſich noch zwiſchen der einen Qualität und 
der andern täuſchen können, wenn die Differenz zwiſchen ihnen 
wenig bedeutend ſein wird, aber ſein Irrthum wird zwiſchen enge 
Grenzen eingeſchloſſen; er wird nicht mehr, oder viel weniger 
dem Betruge ausgeſetzt ſein, weil der Fabrikant ſeinen Namen 
auf ein betrügeriſches Produkt nicht ſetzen wird. Der Fabrikant 
muß die Verantwortlichkeit für fein Fabrikat tragen. Aber da- 
mit dieſe Verantwortlichkeit das allgemeine Geſetz werde, muß 
auch die Beiſetzung des Zeichens allgemein, folglich verbindlich 
ſein, ſo daß überall, wo Betrug ſtattfindet, es leicht ſei, die Quelle 
deſſelben zu erkennen. Das Zeichen einfach beliebig fein laſſen 
heißt: das Prinzip der beliebigen Aufrichtigkeit proklamiren. 
Der Zwiſchenhändler, der direkt von der Fabrik kauft, kann des 
Zeichens entbehren, weil er weiß, an Wen er ſich wendet; aber 
wenn er wieder verkauft, ſei es an andere Zwiſchenhändler,ſei es 


an den Konſumenten, iſt die Spur des Urſprungs verloren, ſo⸗ 
bald kein Zeichen daran iſt, und oft liegt es ſelbſt im Intereſſe 
des Zwiſchenhandels, daß kein Zeichen vorhanden ſei, weil er 
dann die Freiheit hat, Produkte für andere gelten zu laſſen, und 
weil er den Konſumenten, indem er ihm den Namen des Fabri⸗ 
kanten verbirgt, verhindert, ſich: direkt an den Fabrikanten zu 
wenden. Aber das Intereſſe des Konſumenten iſt entſchieden das 
entgegengeſetzte. Er hat die Kenntniſſe nicht, die der Kaufmann 
beſitzt; er hat am öfterſten, um in feiner Wahl geleitet zu wer⸗ 
den, nur das Zeichen, weil die Erfahrung ihn gelehrt hat, das. 
Zeichen, welches Vertrauen verdient, von dem zu unterſcheiden, 
das es nicht verdient; iſt ihm dieſe Leitung genommen, ſo iſt er 
allen Irrthümern, allen Betrügereien überlaſſen. 

Iſt alſo das Zeichen im Intereſſe des Konſumenten, fo liegt 
es nicht minder im Intereſſe des Fabrikanten. Der loyale Fa- 
brikant, der, welcher Fortſchritte in ſeiner Induſtrie macht, hat 
kein anderes Mittel, um ein Urtheil über ſich zu ſchaffen und 
ſich bekannt zu machen, als das Zeichen. Das Zeichen iſt ſein 
Ruf, ſein Vermögen, es iſt die Arbeit aller der Arbeiter, die er 
anwendet. Aber ſo gut die Achtung und Gunſt dem Fabrikanten 
wird, der ſich durch die Güte ſeiner Erzeugniſſe bemerklich macht, 
muß auch die öffentliche Ungunſt die gerechte Züchtigung für 
Den ſein, welcher ſeine Fabrikazion vernachläſſigt, oder der über 
die Qualität ſeiner Erzeugniſſe täuſcht. 

Man wendet ein, daß es in jeder Fabrikazion unmöglich 
iſt, bei aller Vorſicht nicht Produkte von verſchiedener Güte, 
erſten, zweiten, dritten Ranges, hervorzubringen. Aber dieſe 
Nothwendigkeit iſt keine Hinderung des Zeichens; der Fabrikant 
ermangelt nicht der Mittel, um ſeine Waaren zweiten Ranges 
von denen des erſten zu unterſcheiden; nicht allein ſoll er ſte 
unterſcheiden, er unterfcheivet ſie ja in der That beim Verkauf, 
weil er ſich an einen Kaufmann wendet, der ſte zu unterſcheiden 
verſteht. Warum ſoll dieſe Unterſcheidung dem Produkte nicht 
bis zum Konſumenten folgen, der die Waare zweiten Ranges 
wegen des herabgeſetzten Preiſes kauft, der ſie aber nicht kaufen 
wird, wenn er die Urſache kennt? 5 

Man wirft ferner ein, daß das verbindliche Fabrikzeichen 
eine Art Monopol zu Gunſten der Fabrikanten ſchaffe, deren 
Name ſchon bekannt iſt, und daß es ein Hinderniß ſein würde 
für Die, welche ſtreben emporzukommen. Es iſt möglich, in der 
That, daß es eine Schwierigkeit mehr ſchafft, aber die Folge da⸗ 
von wird ſein, daß, wenn der Ruf ſich langſamer erwirbt und 
erſt nach größeren Anſtrengungen, ſo wird die ausdauernde Ar⸗ 
beit deſto mehr belohnt werden, und das ſoll der moraliſche 
Zweck des Fabrikzeichens ſein. Wir haben hierfür bereits zahl⸗ 
reiche Beiſpiele, wir haben mehrere, und zwar die ſchönſten In⸗ 
duſtrien, für die das Zeichen verbindlich iſt. Hat dies in der 
Fabrikazion der Tücher verhindert, daß neue Firmen zu Ruf ge⸗ 
langten? Hat es dies in der Fabrikazion der Seifen verhindert? 
Das Zeichen war bei dieſen von ſeinem Urſprung an verbindlich, 
und man kann ſelbſt fragen, ob dieſe Verbindlichkeit nicht eine 
Urſache der merkwürdigen Entwickelung war, welche dieſe In⸗ 
duſtrie gewonnen hat. 

Indeß wurde doch das Prinzip des beliebigen Zeichens durch 
mächtige Gründe unterſtützt. Die Industrie, hat man geſagt, 
hat Nichts dabei zu gewinnen, daß das Zeichen für Alle ver⸗ 
bindlich ſei. Wenn alle Welt ein Zeichen hat, fo iſt es, als 
wenn Niemand es hätte, und es geht nur Verwirrung für den 
Konſumenten ſelbſt daraus hervor. Wenn die guten Fabrikanten ein 
Zeichen annehmen, und die ſchlechten wagen es nicht, eines an⸗ 
zunehmen, ſo hat der Konſument einen ſicheren Führer in ſeiner 
Wahl. Noch mehr. Der beſte Fabrikant macht täglich Ver⸗ 
ſuche. Viele dieſer Verſuche gelingen nicht. Wollt Ihr ihn 
verurtheilen, ſie zu bezeichnen? Von zwei Dingen eins; ent⸗ 
weder, er wird wiſſentlich der Konſumzion ein mangelhaftes Er⸗ 
zeugniß überliefern und ſeinen Ruf gefährden, indem er zugleich 
durch fein Zeichen den Konſumenden täuſcht, der auf das Zeichen 
hin das Produkt kauft; oder, er wird jenes unterdrücken. Wer 
wird die Koſten tragen? Sie müffen auf die übrigen Produkte 
der Fabrik geſchlagen werden, das iſt abermals der Konſument. 
Es iſt noch viel wahrſcheinlicher, ja gewiß, daß der Fabrikant 
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gar keine Verſuche mehr machen werde. Dann aber iſt alle 
Verbaſſerung der Induſtrie aufgehalten, denn dieſe ſchreitet nur 
auf dem Wege des Verſuches vorwärts; der Verſuch, der nicht 
geräth, dient dazu, daß der folgende gelingt. 

Die Anwendung des verbindlichen Zeichens iſt, wie wir es 
ſchon geſagt haben, in einer Menge Fälle unmöglich. Außer 
denen, wo das Fabrikat durch mehrere Hände geht, findet es bei 
all ven leichten Produkten der Mode oder der Fantaſie ſtatt, 
deren Hauptwerth in der Neuheit beſteht. Soll man das Deſſiv 
bezeichnen wenn das Deffin den Werth des Gewebes ausmacht? 
ſoll man die Malerei eines Porzellangefäßes bezeichnen? ſoll man 
ein Halstuch, Tüll, bezeichnen? Bei den Waaren, die getheilt 
werden, wie Ellenzeug, kann das Zeichen nicht an allen Stücken, 
die abgeſchnitten werden, vorhanden ſein; wenn es jedoch verbind⸗ 
lich iſt, welchen Schwierigkeiten wird die Konſtatirung der Iden- 
tität begegnen, welchen Schikanen, welchen Quälereien wird nicht 
der loyalſte Handel ausgeſetzt fein? Soll man die Ueberwachung 
über Alles ausdehnen, was aus der Fabrik kommt, um zu kon⸗ 
ſtatiren, daß das Zeichen überall angebracht iſt? Soll man eine 
Aufſicht über die Werkſtätten und Magazine einſetzen? 

Eine letzte Betrachtung bringt die Sicherheit des Zwiſchen⸗ 
handels hervor, der ebenſo unentbehrlich dem Produzenten wie 
dem Konſumenten iſt; denn mit wenigen Ausnahmen kann der 
Konſument ſich nicht unmittelbar an den Produzenten wenden. 
Wenn man ihn nöthigt, ſtets und jeder Art von Oeffentlichkeit 
ſeine Verbindung mit den Manufakturen zu überliefern, ſo wird 
man feine Operazionen, die, ſelbſt die loyalſten, der Diskrezion 
bedürfen, feſſeln; man wird ihm eine ſehr große Gene auflegen, 
die auf alle ſeine Schritte drücken wird. Es iſt dies ein wich⸗ 
tiges Intereſſe: der Zwiſchenhandel hat nicht minder ein Anrecht 
auf den allgemeinen Schutz, als die Induſtrie; es bedurfte ebenſo 
vieler Arbeit und Anſtrengung, um den Ruf eines Handlungs⸗ 
hauſes zu gründen, als den Ruf einer Fabrik. 

(Schluß folgt.) 


Die Waldwolle in forſtlicher und tech⸗ 
niſcher Beziehung. 


Mit dem Namen Waldwolle (Lana pinus silvestris — 
Laine végétale) wird die aus den Nadeln von Kiefern oder Föh⸗ 
ren (pinus silvestris) gewonnene Faſer bezeichnet. Die Nadeln 
müffen grün vom Zweige genommen und können dann auf jede 
Weiſe getrieben und lange magazinirt werden. Die bereits ab⸗ 
gefallenen Nadeln ſind untauglich, und in einen Zuſtand gera⸗ 
then, welchen der Landmann beim Flachſe verrottet nennt. 

Um dieſe Nadeln zur Zerfaſerung vorzubereiten, werden die 
Beſtandtheile derſelben zuerſt chemiſch erweicht, wobei gleichzeitig 
die Faſer rein gewaſchen wird. Nach der Verſchiedenheit der 
Behandlung und Beſtimmung gewinnt dieſes Material eine ver⸗ 
änderte Beſchaffenheit. 

So anſpruchslos auch dieſer Fremdling in die Welt getre⸗ 
ten war und ſo wenig beachtungswerth dieſes Material bei ober⸗ 
flächlicher Betrachtung auch erſcheinen mag, ſo ſtellt es ſich bei 
näherer Würdigung als eine Induſtrie dar, welche ſehr ernſt und 
tief in die Intereſſen der Landverhältniſſe eingreift und ſich zu⸗ 
verläſſig als eine einflußreiche Erſcheinung geltend machen wird. 

Wie jedem Neuen, ſo fehlte es auch dieſer Erſcheinung nicht 
an mancherlei Anfeindungen. Eine der weſentlichſten welche ſich 
geltend zu machen bemüht war, war die Behauptung, daß dieſe 
neue Induſtrie niemals einen Aufſchwung gewinnen könne, wegen 
Gefährdung der forſtlichen Intereſſen, welche niemals die Entfer. 
nung der Nadeln aus dem Walde geſtatten, die er zu ſeiner 
Düngung ſo nöthig bedarf. Allein dieſe irrige Anſicht war bei 
näherer Betrachtung leicht gelöſt. 

In jedem Walde wird jährlich eine beſtimmte Quantität 
Bau⸗ und Brennholz geſchlagen, deren belaubte Gipfel in kurzer 
Zeit aus dem Walde geſchafft werden müſſen, um den Schlag 


zur neuen Kultur vorzubereiten. Dieſe Nadeln würden alfo une 
ter allen Umſtänden aus dem Walde gekommen ſein, und auf 
dieſe iſt das Unternehmen weſentlich bafirt. 

Ferner ſtehen in mißlungenen weitſchichtigen Kulturen und 
an den Waldſäumen nicht ſelten junge Greiſe von Bäumen, nur 
mehrere Fuß hoch in einem Alter von 10 — 15 Jahren, welche 
nicht aufſchießen können, weil fie von oben bis unten zu dicht 
belaubt ſind. 

In folgen Fällen empfängt der Forſtmann den Nadelfamm⸗ 
ler mit offenen Armen und geſtattet gern das Abſtreifen der Ra⸗ 
deln von der unteren Hälfte, um die Lebenskraft nach oben zu 
treiben, was er um ſo ſorgloſer geſtatten kann, da dabei nicht 
die leiſeſte Verwundung ſtattfindet. Sehr wichtig iſt dabei der 
Nachwuchs der Nadeln, welche bekanntlich im dritten Jahre ab⸗ 
zufallen beginnen. Von einem im Garten ſtehenden Föhrenſtämm⸗ 
chen von 3 Zoll Stammdurchmeſſer wurden von den unterſten 
Aeſten vom 2. Jahre an, 40 Pfd. Nadeln abgeſtreift. Im vo⸗ 
rigen Mai gab der zweijährige Nachwuchs an Nadeln blos von 
den 4 unterſten ſchwachen Aeſten abermals 3 ¼ Pfd. grüner 
Nadeln und zwar unbeſchadet der heurigen Triebe an dieſen 4 
entlaubten Aeſten, welche mit Ueppigkeit fortwachſen und in zwei 
Jahren eine abermalige Nadelernte in Ausſicht ſtellen. Dadurch 
iſt einer Waldwollfabrik die Gelegenheit gegeben, ſich in wenigen 
Jahren durch den Ankauf und Bepflanzung eines ausgemittelten 
Flächenmaaßes mit Kiefern und Eintheilung derſelben in einen 
dreijährigen Turnus mit ihrem Bedarf an Material ganz unab⸗ 
hängig zu machen, wodurch Anſtalten dieſer Art ungemein viel 
an Befeſtigung bekommen. 

Eine nicht geringe Ausbeute an Nadeln liefern ferner die 
nothwendigen Durchforſtungen bei dichten Kulturen. Daß das 
Sammeln der Nadeln eine neue Gelegenheit zum Forſtfrevel ſei, 
iſt wol nicht in Abrede zu ſtellen; es wird jedoch mit dem ent⸗ 
ſchiedenſten Erfolge dadurch entgegengewirkt, daß nicht A Pfd. Nas 
deln ohne Zertifikat von jener Autorität angenommen wird, 
welche das Sammeln zu erlauben ermächtigt iſt, in welchem Zeug⸗ 
niß zugleich die zu ſammeln beſtimmte Quantität angegeben ſein 
muß. Nach abgelieferter Summe wird das Zertifikat abgenom⸗ 
men und der Sammler zur Erwirkung eines neuen angewieſen, 
wodurch er einer abermaligen Kontrole unterworfen iſt. Bei ge⸗ 
thanen Fehlgriffen wird er entweder zur Ordnung hingewieſen, 
oder ein neuer Schein ihm verweigert. Und bringt fle der Land⸗ 
mann aus ſeinem eigenen Walde, ſo muß dies durch das Zeug⸗ 
niß des Ortsrichters dargethan werden. Da jedem derartigen 
Unternehmen an der Verhütung jedes Nachtheils im Walde zu 
dem ungehinderten Fortgange ſeines Geſchäfts viel gelegen ſein 
muß, fo ift wol eine Vernachläſſigung dieſer wirkſamen Vorſicht 
niemals zu erwarten. Nach dieſem Verhalten unterliegt es wol 
gar keinem Zweifel, daß die forſtlichen Intereſſen durch dieſe neue 
Induſtrie eher befördert als gefährdet werden. 

Eine Sammlung von 30 Pfd. Nadeln iſt für Anfänger ein 
Tagewerk, es gibt jedoch auch Meiſter, welche unter den günſtig⸗ 
ſten Umſtänden nahe an 200 Pfd. an einem Tage geſammelt 

aben. 

i Um nun dieſen Fremdling auf eine gleich brauchbare und 
prüfungsfähige Weiſe in die launige Welt einzuführen, wurde 
die Fabrikazion von geſteppten Bettdecken, in welchen dieſe Faſer 
ſtatt Baumwolle eingelegt wird, Matratzen u. ſ. w. ergriffen und 
dieſe mehreren öffentlichen Anſtalten zur Prüfung übergeben. 

Das Wiener k. k. allgemeine Krankenhaus benutzt ſeit 8 
Jahren 500 ſolcher Decken. Dieſe großartige Prüfung fiel nach 
der Erklärung der ꝛc. Direkzion und der Herren Primärärzte ganz 
zum Vortheile für dieſelben aus, was insbeſondere durch eine 
neue Beſtellung in fpäterer Zeit beſtätigt ward.) „Das hohe 
preußiſche königl. Kriegsminiſterium, alz Verſuch fürs Kaſerne⸗ 
ment, die königl. Charits in Berlin und das königliche Hebam⸗ 
men⸗Inſtitut in Breslau prüfen dieſe Gegenſtände gleichfalls ſeit 
mehreren Jahren. Von der königl. Charite find zum fortgeſetz⸗ 
ten Verſuch gleichfalls 50 Matratzen und 50 Decken vor Kurzem 
nachbeſtellt worden. Die Zeugniſſe über den Befund ſprechen, 


3) Vergl. Heft 44. 4850. 
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nach vieljähriger Prüfungszeit, einſtimmig die Zweckmäßigkeit die⸗ 
fer Gegenſtände für öffentliche Anſtalten aus, welche wol. noch 
am thätlichſten durch die erhaltenen Aufträge zu wiederholten. Lie⸗ 
ferungen beſtätigt wird. . 5 

Dieſe Faſer hat ſich als ein zweckmäßiges Haarſurrogat zur 
Möbelpolſterung mit Sprungfedern bewährt, wobei der ſicherſte 
Schutz gegen den zerſtörenden Mottenfraß gewährt wird. 

Bei der Betrachtung, daß das Roßhaar ſeinen hohen Preis 
immer behalten müſſe, da daſſelbe an ausgedehnterer techniſcher 
Verwendung gewinnt — das beſſere längere Haar wird zu Ge⸗ 
flechten doch forgfältig ausgeſchieden, das nächſt beſſere ſucht fich 
der Bürſtenbinder ꝛc., fo, daß für die Polſterung nur mehr 
Mähnen und Kuhſchwänze für den theuren Preis übrig blei⸗ 
ben, welche leider nur zu oft noch mit den übelriechenden, 
Motten erzeugenden Schweinshaaren gemengt werden; 
— da deshalb ferner zu allerlei Surrogaten die Zuflucht genom⸗ 
men wird, ſogar zu dem geringſten Hanfwerg als erſte Lage 
auf die Sprungfedern, wodurch die Motten gleich anfangs einge⸗ 
impft werden, fo wird ſich dieſer Stoff zuverläſſtg feine Geltung 
verſchaffen, da er nicht nur das Roßhaar ſubſtituirt, ſondern ins⸗ 
beſondere einen ficheren Schutz gegen das leidige Ungeziefer ge⸗ 
währt, welches oft in kurzer Zeit die empfindlichſten Verwüſtun⸗ 
gen bei Möbeln anrichtet. Eine mehrjährige Erfahrung hat be⸗ 
wieſen, daß die Waldwolle das Gemiſch mit Roßhaaren ſehr gut 
verträgt. Matratzen, in welche oben und unten eine Schicht 
Waldwolle, in der Mitte Roßhaare eingelegt wurden, ſind nach 
vierjährigem ununterbrochenen Gebrauche noch in einer ſolchen 
Verfaſſung, daß an ein Umarbeiten noch gar nicht gedacht wer⸗ 
den darf. Die Springbarkeit oder Elaftizität dieſer Faſer iſt 
gleichfalls dargethan; die feine Waldwolle gibt einen dem Hanf⸗ 
garn ganz ähnlichen, gleich feſten Faden; das Geſpinnſt der ſtär⸗ 
keren Wolle wurde zu Teppichen verwendet. Die Vervollkomm⸗ 
nung dieſes Verwendungszweiges mußte jedoch wegen zu über⸗ 
häuften Geſchäften einſtweilen in Hintergrund geſtellt werden. Die 
Beurtheilung über die Salubrität oder heilkräftige Wirkung der 
Waldwolle gehört wol vor das Forum der Medizin, allein bei 
der Ueberzeugung, wie wohlthätig die Aus dünſtung im Walde auf 
Kranke und wie erquickend dieſe ſelbſt auf Geſunde einwirke, 
welche mit dem entwickelten Dunſtkreiſe der Waldwolle identiſch 
iſt und die nach der neueſten mediziniſchen Literatur durch Harz⸗ 
Inhalationen künſtlich erſetzt werden will, fo iſt es nicht zweifel 
haft, daß die bereits gemachten günſtigen Erfahrungen fich allge 
mein beſtätigen und die Waldwolle aus Sanitäts⸗Rückfichten fi 
auch die verdiente Anerkennung verſchaffen wird. Die Anſicht, 
daß die balſamiſche Ausdünſtung der Waldwolle auch ein Gegen⸗ 
gift gegen Kontagien ſei, hat wol glücklicherweiſe durch die Er- 
fahrung nicht beſtätigt werden können, wird aber von der Theo⸗ 
rie niemals widerſprochen. Theils durch dieſe ungewöhnliche 
wohlthätige Wirkung, theils auch durch ihre geringe Wärmelei⸗ 
tungsfähigkeit iſt dieſer Faſer in den wärmeren Gegenden und bei 
der Marine um ſo mehr eine willkommene Aufnahme prognoſti⸗ 
zirt, als überall nur Baumwoll⸗ und Schafwollſtoffe zu Schlaf⸗ 
bekleidungen gebraucht werden, welche nicht nur hitzen und reizen, 
ſondern auch den eigentlichen Aufenthaltsherd der Kontagien 
bilden. 

Eine fernere Bereicherung findet die Technik bei dieſem Un⸗ 
ternehmen durch das gleichzeitig gewonnene ätheriſche Oel aus 
dieſen Nadeln. Dieſes iſt von Koryphäen der Chemie als ein 
ganz eigenthümliches von dem Terpentinöl ganz verſchiedenes Oel 
anerkannt worden. Es hat ſich in arzneilicher Beziehung beim 
innerlichen und äußerlichen Gebrauche, in ſehr vielen Fällen, be⸗ 
ſonders in rheumatiſchen und gichtiſchen Zuſtänden, ödematöſen 
Anſchwellungen, ſtatt Balſam in Wunden ꝛc. ungemein heilſam 
bewieſen, und wird in Offizinen eine willkommene Aufnahme fin⸗ 
den. Seine Wirkungen haben eine ungemeine Aehnlichkeit mit 
jenen des theuern Kajaput⸗Oels und es wird das fremde franzö⸗ 
ſiſche Terpentinöl verdrängen. In techniſcher Beziehung iſt vieſes 
eine geſchätzte Afquifizion zur Bereitung der feinſten Lacke als ein 


ganz trocknes farbloſes Oel und gibt zur Bereitung des flüſſigen. 


Gaſes, zur Speiſung der vortrefflichen Tiſchgaslampen ein ſehr 
brauchbares Material. Kautſchuk wird in ſehr kurzer Zeit da⸗ 


durch vollkommen aufgelöſt. Eine ſehr wohlthätige Anwendung 
gibt ein anderes Nebenprodukt, nämlich die Brühe (Decoet) von 
den Nadeln, welche bei der erſten Einweichung derſelben von die⸗ 
fen gewonnen wird. Dieſe Flüſſigkeit wird bei wenig erhöhter 
Temperatur in ſehr kurzer Zeit ſauer und bildet vorzugsweise 
Ameiſenſäure und; etwas Milchſäure. Sie verändert davurch 
ganz ihren früheren eigenthümlichen Geruch. 

In dieſer Brühe wird die Medizin eine der wichtigeren und 
großartigſten Bereicherungen empfangen, denn Bäder aus dieſer 
Brühe haben ſich in Skrofeln, Bruſtkrankheiten, atoniſcher Gicht, 
ſelbſt Podagra, Dispoflzionen zur Waſſerſucht, als Umſchläge 
in veralteten bösartigen Wunden ze, als auffallend heilſam be⸗ 
wieſen. 5 

Beſonders wichtig find die Einwirkungen auf Unterkelbsor⸗ 
gane. Hypochondriſten werden munter und ausgelaſſen, können 
den vermehrten Appetit und den erquickenden Schlaf nicht genug 
loben und die eingeſtellten normalen Exkrezionen, welche früher 
immer erkünſtelt werden mußten. Dies find konſtante Erſchei⸗ 
nungen bei allen Badenden. Es iſt hier die Gelegenheit gege⸗ 
ben, Bäder zweierlei Natur und Wirkung zu bereiten. Die friſche 
Brühe wirkt balſamiſch, bei der ſauren macht die Ameiſenſäure 
ihre auffallend gute Wirkung geltend. Will der Arzt dieſe 
Wirkung verſtärken, ſo können dieſe durch einen Zuſatz von dem, 
mit dem Oele gleichzeitig gewonnenen deſtillirten aromatiſchen 
Waſſer, welches gleichfalls eine kleine Menge Ameiſenſäure ent⸗ 
hält, zu einer ungemeinen Intenfität potenzirt werden. Näheres 
über die vorzügliche Wirkſamkeit derſelben ift aus den, über die 
Bäder in Zuckmantl und Humboldtsau jüngſt erſchienenen Be⸗ 
richten zu entnehmen. 

Es unterliegt nicht dem leiſeſten Zweifel, daß ſich mit einer 
jeden ſolchen Fabrik auch eine befuchte Bade-Anſtalt von erhebli⸗ 
chem Rufe verbinden werde. Deshalb durfen bei der Wahl eines ſol⸗ 


chen Platzes zur Anlage einer Fabrik auch die Annehmlichkeiten 


der nächſten Umgebung niemals aus dem Auge verloren werden. 

Dieſe Brühe zur Extraktkonftſtenz eingedickt hat ſich als ein 
wirkſames Diaphoretikum bewährt und katarrhaliſche und gichti⸗ 
ſche Beſchwerden geheilt. Wird dieſes in Waſſer wieder aufge⸗ 
löſt, ſo hat es ganz die Beſchaffenheit und Wirkung der Brühe 
und kann mit dem deſtillirten aromatiſchen Waſſer auch jenen 
Leidenden als portatives Bad genießbar gemacht werden, welche 
die Anſtalt nicht perſönlich beſuchen können. 

Um nun den übrigen Körper von den Nadeln, nebſt der 
Faſer, welcher von dieſer mechaniſch weggewaſchen wird, auch 
zu benutzen, wird derſelbe aufgeſammelt und um getrocknet zu 
werden wie Torf, in Ziegel gebracht. Dadurch wird nicht nur 
ein ergiebiges und recht kräftiges Brennmaterial gewonnen, ſon⸗ 
dern die Menge Leuchtgas, welche durch den großen Harzgehalt 
aus demſelben entbunden wird, prognoſtizirt nicht nur die theil⸗ 
weiſe Erwärmung, ſondern auch Beleuchtung einer ſolchen Fabrik. 
Die Beachtungswürdigkeit dieſes Brennmaterials ſtellt ſich durch 
das Ergebniß dar, daß bei der Erzeugung von 4000 Ztr. Wald⸗ 
wolle ein Aequivalent von 30 Klaftern Holz gewonnen wird. 

Obſchon die Ausbeute ſo verſchiedenartiger, nützlicher Er⸗ 
zeugniſſe aus einem ſo unbeachteten und unerkannten Material, 
wie die Föhren⸗Nadeln eine ſehr reichliche und lohnende zu nennen 
iſt, fo iſt von der Theorie und mehreren wahrgenommenen Erz 
ſcheinungen noch manche ſchöne Aufgabe zur Erzeugung anderer 
ſchätzbarer Produkte aus den Nadeln geſtellt, welche bei deren 
Löſung dieſes Unternehmen noch beachtenswerther und gehaltrei⸗ 
cher machen werden. 

Iſt der gegenwärtige Standpunkt, auf den dieſer Erwerb 
mühſam und mit großen Anſtrengungen geleitet iſt, auch noch ſo 
eingeengt und er nur noch immer das Noviziat deſſelben genannt 
werden muß, ſo ſtellt er ſich ſchon jetzt als einer jener ſeltenen 
Induſtriezweige dar, wobei kein einziger der verſchiedenen Abfälle 
unbeachtet und unverwerthet verworfen wird. Finden auf dieſe 
Weiſe techniſche, diätetiſche und kommerzielle Intereffen ihre er⸗ 
ſprießliche Bereicherung durch dieſe Unternehmung, ſo gewähren 
die ſtaatswirthſchaftlichen Anforderungen dabei nicht weniger ihre 
vollkommenſte Befriedigung. 
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Zuerſt wird rein Stoff, von welchem Millionen Zentner ganz 
unbeachtet und unerkannt jährlich verfaulen, zum Vortheil der 
Nazionalökonomie ſo gewinnreich verwerthet. 

Weiter finden bei dem Nadelnſammeln eine große Menge 
arbeitsloſer Hände Beſchäftigung, welches um ſo ſegensreicher 
einwirken muß, als dabei Hände jedes Alters und jeder Geſchick⸗ 
lichkeit, welche ſonſt Nichts verdienen können, Brod und Nahrung 
finden. 

Endlich wird die fremde Baumwolle zu Watten, Bettdecken 

ꝛc., die Roßhaare zu Polſterungen, von der Waldwolle vollkom⸗ 
men erſetzt. 
Sei die Summe auch vorläufig noch ſo gering, welche im 
Lande zurückbleibt, ſo iſt um dieſe wenigſtens das Vaterland von 
der Zinspflichtigkeit gegen das Ausland befreit. (Dr. Hamm's 
agronomiſche Zeitung. Vergl. auch deutſche Gewerbezeitung 1819 
Nr. 5 u. 10). 


Schreibepult für Stenografen 
von A. Elzner in Leipzig. 


Nachſtehende Zeichnungen veranſchaulichen ein Schreibepult 
in Form einer Mappe, welches ſich für Stenografen zum Nach⸗ 
ſchreiben von Predigten und andern Vorträgen beſonders eignet, 
da es ſich in den meiſten Fällen, wo kein Tiſch vorhanden, leicht 
befeſtigen läßt. 


ZZ 


Figur A iſt die geometriſche Zeichnung aller Theile deſſelben: 
a Unterer Pappdeckel, auf welchen ein viereckiger Holzrahmen b 
ſo befeſtigt iſt, daß auf allen vier Seiten der Papprand ½ Zoll 
vorſteht. Die Schenkel des Rahmens find 4 Zoll breit, und / 
Zoll ſtark, c iſt der Rücken der Mappe und d der zweite Papp⸗ 
deckel, welcher herumgeſchlagen wird, und ſo die ganze innere 
Einrichtung der Mappe deckt. 

An den einen Schenkel des Rahmens b iſt innerhalb, mittels 
der Scharniere e ein anderer Stab k befeſtigt, an dem ſich die 


beweglichen Füße g und h befinden, und beim Ge⸗ 
brauch herausgeklappt werden. Um dieſe Füße, 
welche an ihren Enden mit Spitzen verſehen find, 
ſo lang als möglich zu laſſen, ſo haben ſie in der 
Mappe die ſchräge Lage, und find bei i ſchräg zu⸗ 
ſammengeſchnitten, und in den Rahmen b eingelaſ⸗ 
ſen. Werden nun dieſe Spitzenden herausgehoben, 
ſo laſſen ſich ſelbige im rechten Winkel wie h her⸗ 
auslegen, und ſodann zum Gebrauch mit dem Stab 
t in die beliebige ſchräge Richtung gegen den Rahmen 
legen. Bei k find wieder zwei Scharniere einge⸗ 
laſſen, von welchen ſich der eine Flügel im rechten 
Winkel gegen den Rahmen herausklappen läßt; an 
dieſen befinden ſich ſoweit oben als möglich ebenfalls 
Stahlſpitzen. „ 

Da oft Fälle vorkommen, daß die Füße g und 
h nicht lang genug ſind, ſo find außerdem in den 
Rahmen zwei Anſatzſtückſ t beigelegt, welche durch 
Häkchen in den Rahmen feſtgehalten werden. Die: 
ſes ſind wiederum viereckige Stäbchen, haben an 
ihren untern Enden Stahifpigen, und am obern 
Theile Meffinghülfen, womit fle in erforderlichem Fall 
an die ſpitzen Enden der Füße g und h angeſteckt 
werden. Siehe Fig. B. 
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Bei m beſinden ſich auf dem einen Pappdeckel 2 Stäbchen 
befeſtigt, zwiſchen welche man 3 bis 4 Bleiſtifte legen, und mit 
einem Häkchen verſchließen kann. 

Figur C iſt die perſpektiviſche Anſicht des Ganzen. 

Figur D iſt ein Stück des Rahmens b in Fig. A, welcher 
am beſten, um das Krummziehen deſſelben zu verhindern, aus 3 
ſchwachen Bretlagen aufeinander geleimt, hergeſtellt wird, nebft 
einem der Scharniere k aufgeklappt. nift die Stahlſpitze, welche 
bei dem Niederſchlagen in die Oeffnung o paßt, und p—p zwei 
Schrauben, welche den untern Flügel des Scharniers, welcher in 
den Rahmen eingelaſſen iſt, feſthalten. 

Zeichnung E iſt die geometriſche Seitenanſtcht des aufge⸗ 
ſtellten Schreibpultes mit dem Durchſchnitt der Lehne eines Kirchen⸗ 
ſtuhls, an welchem derſelbe befeſtigt iſt. 


1. 


q Durchſchnitt des Kirchenſtuhls. 
jetzt als Tiſchplatt dient. 
welcher oben bei n, vermittels der Scharniere fi feſthält. g iſt 


a der Pappdeckel, welcher 
b der darauf befeſtigte Holzrahmen, 


ver eine der beiden Füße, welche ſich durch die, an i = 
brachten Stacheln, in der Wand q fetale d it 1155 a 
Deckpappe welche ſenkrecht herunterhängt, aber auch mittels eines 
Bandes an den Fuß g herangezogen werden kann. 

Da es jedoch ſehr häufig iſt, daß der Schreibtiſch auf er⸗ 
wähnte Art angebracht, von dem Sitz des Schreibers zu entfernt 
iſt, um bequem zu schreiben, fo zeigt die perſpektiviſche Zeichnung 
F, daß der Tiſch nicht allein bei n, ſondern auch an der Leiſte 
19 1 5 werden kann; fomit iſt derſelbe dem Schreiber näher 

Da aber jetzt die Füße g und h zu kurz fein würden 
find die Anſatzſtücke s und t angeſtect, welche u a 
lichkeit des Schreibers höher oder tiefer gegen vie Wand q ge 
ſtemmt werden können. Bei u ift ein kleines Leiftchen von Holz 
oder Pappe angebracht, daß das Pergament oder Papier nicht 
herabgleiten kann. 

An der innern Seite der Pappſchale d bringt man noch eine 


Taſche von feftem Papier an, um das übri f 
bewahren. Paß 1 übrige Pergament aufzu 
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Selbfteinfpringender Federhalter für 
Tuchnadeln, Broſchen ꝛc. 


Wie viele Herren und Damen haben ſich nicht 
über; den Verluſt von Schmuck und Tüchern zu 
beklagen gehabt, blos aus Mangel ungenügender 
Befeſtigung von Nadeln und Broſchen an der Klei⸗ 
dung. Taylor's Feder hilft dieſem Uebelſtand ab. 
Unſere Skizze gibt eine Damen⸗Tuchnadel in na- 
türlicher Größe, an der ſich die neue Feder A B 
befindet, welche Nichts weiter iſt als ein rundes 
gebogenes federndes Stück Metall, welches an 
den Nadelkopf gelöthet iſt. Die Biegung D iſt 
inwendig flach gehämmert und hat eine Einkerbung, 
welche über den Schaft der Nadel paßt und worin 
dieſelbe, eingeſteckt, einſchnappt. Wenn man nun 
eine ſolche Nadel einſteckt, hat man nicht nöthig 
die Feder mit der Hand zu heben, denn wenn die 
Nadelſpitze eindringt, erhebt der Druck und die Be⸗ 
wegung des Zeugs in der Richtung des Pfeils die 
Feder von ſelbſt, die ſofort um ihren Schaft fich 
anlegt, wenn derſelbe wieder aus dem Zeug her⸗ 
austritt. Somit iſt gegen das Ausfallen Ser Na⸗ 
del vorgeſorgt. Die punktirte gekrümmte Linie 
deutet das Zeug an, in welches die Nadel geſteckt 
iſt. Unſere Quelle, ein engliſches Journal, ver⸗ 
ſichert, daß ſolche mit ſelbſteinſpringendem Feder⸗ 
halter verſehene Nadeln und Broſchen fich unge⸗ 
mein bequem handhaben ließen, das Einſtecken 
durchaus keine Schwierigkeit mache und die Sicher⸗ 
heit gegen das Ausfallen und Verlieren vollkommen ſei. Dieſe 
Feder trägt in vielen Fällen zu Verſchönerung des Schmuckes 
bei, weil man ſie nach Belieben verzieren kann. 


Eine neue Maſchine zum Zerkleinern des 
Holzes (Spänemachen). 


Je mehr die Steinkohlenfeuerung für Zimmeröfen ſich aus- 
breitet und diefe Verbreitung ungeheuer begünſtigt werden wird 
durch die Eiſenbahnen, wenn deren Verwaltungen ſich ihrer Auf⸗ 
gabe erſt ganz klar bewußt werden, die fle im wirthlichen Leben 
der Völker zu erfüllen haben; je mehr ferner in Folge der Ver⸗ 
wohlfeilerung der Frachten die unterirdiſchen Kohlenſchätze in 
Gegenden aufgeſchloſſen werden, wo ſie bis dahin werthlos in 
der Tiefe ruhten, weil noch genug Holz auf den Bergen wuchs 
und die Arbeit mit der Art beim Licht der Sonne luſtiger und 
leichter iſt als mit dem Schlägel und der Spitzhaue beim Gruben- 
lichte im Dunkel der Erde: deſto mehr wird die maſſenweiſe 
Verwüſtung des Holzes als Brennmaterial aufhören und man 
wird erkennen, daß es zu nützlichen Geräthen und baukünftleri⸗ 
ſchen Zwecken geeignetere Verwendung finden kann als im Ofen. 
Ganz und gar wird man aber nicht des Holzes entrathen kön⸗ 
nen, und ſich deſſelben zumal beim Anfeuern feiner Leichtentzünd⸗ 
lichkeit wegen nach wie vor bedienen muͤſſen. 

Dazu iſt aber erforderlich, daß es in möglichſt dünne und 
kleine Scheite verwandelt wird, welche man in vielen Gegenden 
Deutſchlands zu Unterſcheidung von den größeren und dicken 
Holzſcheiten „Späne“ nennt. Das Spänemachen iſt nun 
nicht die Arbeit des Holzhackers oder Holzmachers, ſondern, wenn 
es nicht wie in bevölkerten Gegenden von gewiſſen Spänema⸗ 
chern beſorgt wird, eine Beſchäftigung des dienenden Perſonals 
in den Häuſern und hier eine aufhältliche, Hände und Meſſer 
ſehr angreifende Arbeit. Eine Maſchine daher, welche dieſelbe 
gut und wohlfeil verrichtet und zugleich die Späne in Bünde 
packt, ift gewiß willkommen zu heißen und wird die Verſendung 
des ſo zu bereitenden Holzes aus holzreichen in holzarme Ge⸗ 
genden und in die großen Städte erleichtern, und ſich demnach 
zur Aufſtellung an den großen Holzabladeplätzen und in Holz⸗ 
höfen trefflich eignen. 
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einem ſtarken hanfenen Bande a beſteht, das, 
ohne Ende, um zwei Walzen geführt iſt 
und in Folge der Bewegung derſelben die 
in den Kanal gelegten mit der Hirnſeite 
nach oben gerichteten 6 Zoll langen Holz⸗ 
ſtücke gegen das Rad führt, wo ſie von ven 
Schneidern in halbzolldicke Späne zerſchnitten 
werden, welche auf ein unter dem Rade be⸗ 
findliches Führtuch und von da in Kaſten 
fallen, die, wenn ſie voll find, zur Bundma⸗ 
ſchine geſchafft werden. 

Die Uebertragung der Bewegungen in 
der Schneidemaſchine iſt ſehr einfach ange⸗ 
ordnet. Das Rad wird entweder durch 
Drehung mit der Hand oder vermittels ir— 
gend einer Triebkraft durch Riemen umge⸗ 
dreht. Dieſe Riemen, auf Scheiben an der 
Welle des Rades und an der Welle der 


einen Walze des unteren Führtuchs, ſetzen 
dieſes in Bewegung und ein zweiter Riemen⸗ 
lauf trägt dieſelbe auf die Zuführung der 


In England ift nun eine derartige Maſchine von Thomſon 
und Elms konſtruirt, von der wir unter Bezugnahme auf die beiſte⸗ 
henden Skizzen Fig. A u. 2 eine Beſchreibung geben wollen. Die oberſte 
Zeichnung ſtellt einen Längendurchſchnitt der Spanſchneidemaſchine 
vor; darunter iſt in größerem Maßſtabe eine Vorderanficht und 
ein Durchſchnitt der Schneider gezeichnet, die ſich am Umfang des 
großen Rades beſinden. Zu unterſt iſt die Vorrichtung zum 
Bundmachen veranſchaulicht. In den Umfang eines gußeiſernen 
Rades b, welches ſich in Lagern zwiſchen einem Geſtelle dreht, 
iſt eine Fuge eingegoſſen, auf deren Ränder die Schneider k, ge⸗ 
ſchärfte Stahlblätter, 8 an der Zahl ſo aufgeſchraubt werden, 
wie man es in den Einzelanſichten deutlich angegeben fleht. Vor 
dieſem Rade befindet ſich ein Kanal, deſſen unterer Boden aus 
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Holzſtücke im Kanal über. — Derſelbe hat 
eine Oeffnung von etwa 3 Zoll, die mit der 
Breite der Fuge und ſomit auch mit der 
Länge der Schneider übereinſtimmt, woraus 
wieder folgt, daß die 6 Zoll langen Holz⸗ 
ſtücke möglichſt in eine Breite von 3 Zoll 
geſpalten werden müſſen, zu welchem Ende 
man ſich einer einfachen Maſchine bedient, 
die ähnlich wie ein Fallwerk konſtruirt iſt 
und in deſſen Katze oder Bär man ſcharfe 
Keile einſetzt, welche gerade die erforderlichen 
dreizöllige Scheite herausſpalten; auf die 
Länge der Holzſtücke kommt es begreiflicher⸗ 
weiſe nicht an. Das Prinzip der Bund⸗ 
maſchine iſt ſo finnreich wie einfach. In 
einen Rumpf b von 6 Zoll O Oeffnung wer⸗ 
den die Späne mit der Hand eingelegt und 
fallen von da in einen Kanal a, deſſen Oeffnung 
unter dem Rumpfe dieſem gleich, beim Aus- 
gange links aber verjüngt zuläuft, ſo daß 
die Späne zuſammengepreßt werden müſſen, wenn ſie von dem Kur⸗ 
belarm und Kolben c vorgeſtoßen werden. Das erſte Bund wird 
von dem zweiten fortgeſchoben und wenn es in Folge dieſes Schu⸗ 
bes aus der Kanalöffnung heraustritt, ein Bindfadenring darüber 
gelegt, der die Späne im Bunde feft zuſammenhält. Das Zu⸗ 
ſammenfaſſen der Späne in Bunde geht auf dieſe Weiſe ſehr 
raſch vor ſich. Die Zuſammenſtellung und Bewegung dieſer im 
Prinzip geſchilderten Maſchinenglieder wie auch der Zweck des 
untenliegenden Führtuchs wird unſeren fachvertrauten Leſern zu 
ergänzen und ſich vorzuſtellen ungemein leicht fein, 


— — 


Färber⸗, Drucker⸗ und Weber ⸗ Zeitung. 


Maclardy's Vervollkommnungen bei 
Baumwollſpinnmaſchinen. 
Nebſt Abbildungen auf Tafel II. 


William Maclardy in Barton Bridge bei Mancheſter hat 
mehrere Neuerungen bei Baumwollſpinnmaſchinentheilen eingeführt, 
welche die Aufmerkſamkeit der Fachleute verdienen. Sie beziehen 
ſich beſonders auf 3 Punkte. 

4) Die Befeitigung der Erſchütterung und Zitterung, welche 
durch den ſeitlichen Zug der Spindelſchnüre entſteht und zwar 


zwiſchen zweien Lagen zu liegen 
ſich ſicher und flätig dreht, 
ürtel nicht mehr ſtattfin⸗ 


dadurch, daß die Spindelwürtel 
kommen, in deſſen Folge die Spindel 
da eine flatternde Bewegung der 


den kann. BE , 
2) Eine Verſchmelzung der ewöhnlichen Waterſpindel⸗ 


mit der Niagara⸗ oder Ringdroſſel⸗ („Jan. Heft 1851) Bewegung, 
wodurch, ohne die offenbaren Vorzüge letzterer aufzugeben, die 
regel⸗ und gleichmäßige Wirkung des gewöhnlichen Flügels ge⸗ 
wonnen wird. , . u 

3) Eine Anordnung, um eine größere Sicherheit in die 
Anhaltbewegung bei Strecken zu bringen durch Anwendung eines 
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Doppeltrichters, der dem durchgehenden Streckband eine vermehrte 
Reibungsfläche darbietet und dem Hebelarm des Trichters ge⸗ 
ſtattet in einem größeren Winkel zu wirken, ſo zwar, daß die 
Stellung des Trichters nicht mehr fo peinlich genau einzu⸗ 
paſſen iſt. 

Unſere Tafel veranſchaulicht in hübſch wahrnehmbaren Zeich⸗ 
nungen das Ganze jener finnreichen Vorrichtungen, wodurch die 
gedachten Zwecke erreicht werden. Figur A ift ein vollſtändiger 
Aufriß der Droſſel oder Waterſpindel mit Flügel, Spule und 
Würtel abgetrennt von der Maſchine. Figur 2 iſt ein ſenkrechter 
Durchſchnitt des Würtels und Figur 3 ein Grundriß deſſelben. 
Spindel A dreht ſich oben in einer Schiene B und ſteht unten 
im Näpfchen C; ihr Flügel D iſt wie gewöhnlich, doch wird fie 
durch einen Würtel E gedreht, der unabhängig von der Spindel 
in Lagern geht, und nicht auf ihr feſt ſitzt, wie letzteres in Fig. 
4 der Fall iſt. Der neue Würtel E hat zwei vorſpringende 
Anſätze oder Ringe, auf jeder Seite einen, die ſich fleißig und 
genau in Löchern der beiden Würtelſchienen 66 drehen. Beim 
Gießen der Würtel wird in der Mitte ein viereckiges Loch ge⸗ 
laſſen und ſpäter bis zur Hälfte von oben herein rund ausge⸗ 
bohrt, während die untere Hälfte viereckig gelaſſen wird, wie es 
bei II Figur 2 angedeutet iſt. Da hinein paßt nun ein vierecki⸗ 
ges Stück der Spindel dicht über dem Spindelnäpfchen C. Oben 
drüber wird die Spindel wieder rund (). Auf dieſe Weiſe leicht, 
aber genau in das Loch des Würtels eingepaßt dreht ſich die 
Spindel mit demſelben in gleichen Zeiten als wäre ſie ein Stück 
mit ihm, während ſie ohne Mühe aus dem Würtel gezogen wer⸗ 
den kann, wenn geputzt und abgezogen (die vollen Spulen entfernt) 
werden ſoll. 

Die Würtel werden wie üblich durch Schnüre getrieben, !) 
doch der ſeitliche Zug des Schnurenlaufs trägt ſich nicht auf die 
Spindeln, ſondern auf die Schienen über, in welche der Würtel 
umläuft, ſo daß die ſichere zentrale Umdrehung der Spindeln 
nicht im Geringſten beeinträchtigt wird, daher ſie ſich nicht ein⸗ 
ſeitig abſchleifen und unrund werden können. Der Spindelkopf oder 
das Lager in der oberen Spindelſchiene B, iſt röhrenförmig und 
der Flügel D iſt tief genug unterhalb der Schiene feſtgemacht, 
ſo daß die Spindel hoch genug gehoben werden kann, wenn der Spin⸗ 
delfuß aus dem Würtel herausgehoben werden ſoll. Während 
geſponnen wird geht der Faden durch das röhrenförmige Ober⸗ 
ende der Spindel, tritt aus einer ſeitlichen Oeffnung ] heraus, 
umwickelt dann den Flügelſchenkel und gelangt endlich auf die 
Spule K, wie es die Zeichnung angibt. Die Spule ſttzt los auf 
der Spindel und wird von der Aufwindeſtange L wie gewöhnlich 
getragen. Die Aufwindung geſchieht vermöge des Gewichts der 
Spule und der Einwirkung der Unterlegſcheibe M, indem fle in 
ihrem Umlauf gegen den der Spindel zurückbleibt. Soll „ab⸗ 
gezogen“ werden, hebt man die Spindel ſenkrecht in ihren 
oberen und unteren Lagern, bis ſie frei vom Würtel iſt. Als⸗ 
dann hebt man ſie nach vorn, fo daß ſte ſchräg ſteht und kann 
nun die Spule unten abziehen. Dies Schrägſtellen wird mög⸗ 
lich, weil, wenn die Spindel gehoben iſt, der dünnere untere 
Theil A der Spindel in das Lagerloch der Oberſpindelſchiene B 
tritt und dort Spielraum hat, während die Aufwindeſtangen⸗ 
Spindellager vorn aufgeſchnitten find, fo daß die Spindel durch⸗ 
geht und man auch abziehen kann, wenn die Aufwindeſtange 
nicht gerade unten iſt. 

Die Vervollkommnung an der „Ringdroſſel“-Bewegung 
iſt aus Fig. 4, 5 und 6 erſichtlich. 

Fig. 4 iſt ein Aufriß der ganzen Anordnung, zum Gange 
fertig, Fig. 5 ein ſenkrechter Durchſchnitt des Ringes und der 
Aufwindſtange, Fig. 6 endlich ein entſprechender Grundriß. Die 


Spindel A iſt wie gewöhnlich, unten läuft fle in ihrem Näpfchen 


B, oben in ihrer Schiene C; aber der Spindeltheil, auf welchem die 
Spule D ſitzt, iſt nur halb fo lang wie ſonſt. Die Spindelſchiene 
C hängt feſt und die Spulen drehen ſich auf Reibſcheiben E. 
Der Flügel F ift wie gebräuchlich auf die Spindel feſtgeſchraubt, 


) Herrn Theodor Wiede in Chemnitz iſt jetzt ein ſinnreiches Verfah⸗ 
ren in Sachſen patentirt worden, die Spindeln ohne Schnüre zu treiben. 
D. Red. 
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hat aber gerade, glatte Schenkel ohne untere Windung. Die 
Aufwindſtange G trägt den Ring H mit dem Läufer oder der 
Fliege I. Der Ring iſt von weit größerem Durchmeſſer als bei 
der gewöhnlichen Ringdroſſel, ſo daß der Spindelflügel ſich im 
Innern des Ringes drehen kann ohne ihn zu berühren, wenn 
dieſer auf und nieder geht. Die „Fliege“ iſt ſo angebracht, daß 
fie am Rand des Ringes herumlaufen kann wie gewöhnlich, aber 
ſie ſteht nach Innen etwas vor (J) und zwar ſo weit, daß die 
Flügelſchenkel ſie treffen und mit der Geſchwindigkeit, die ſie ſelbſt 
haben, mit herumnehmen. 

Den Gang des Fadens von dem Zilindern herab bis auf die 
Spule erkennt man aus Fig. 4 und 6. Dieſe fitzt los auf der 
Spindel und windet wie gewöhnlich auf. Die Aufwindſtange G 
geht auf und nieder mit Ring und Fliege. Die Spule bleibt 
und hat keine Auf- und Niederbewegung wie in gewöhnlichen 
Watermaſchinen. Die dadurch ermöglichte Abkürzung der Spindel 
vermindert ihre Schwankungen und geſtattet eine weit größere 
Geſchwindigkeit. 

Wenn abgezogen werden ſoll, muß der Flügel oben von der 
Spindel abgeſchraubt werden. 

Die dritte Verbeſſerung bezieht ſich auf die Anhaltbewegung 
bei Strecken, welche in gut eingerichteten Spinnereien einzutreten 
hat, wenn eins von den Baumwollbändern bricht, die aus den 
Töpfen zur Dublirung und Streckung in die Hinterzilinder der 
Maſchine geführt werden. Jene Bewegung iſt am fogenannten 
Trichter angebracht, eine röhrenförmige Oeffnung, wohindurch die 
Bänder gehen. Maclardy's neuer Doppeltrichter iſt in der Fig. 
7 bis 12 gezeichnet. Fig. 7 Aufriß, Fig. 8 Grundriß, Fig. 9 
Aufriß einer etwas abgeänderten Einrichtung, Fig. 10 deren 
Grundriß, Fig. 11 Anbringung des Doppeltrichters an einem 
Schwunghebel, Fig. 12 Zuſammenſtellung deſſelben mit der Strecke. 
In Fig. 7 ruht die Aufhaltbewegung wie bei der gewöhnlichen 
Einrichtung auf der ſich nicht verrückenden Stange A, die fo lang 
iſt, wie die Maſchine ſelbſt und ſämmtliche Trichter derſelben trägt. 
Der Hebel B trägt oben in feiner Verlängerung den Trichter C; 
man könnte ihn ſehr paſſend das „Mau!“ nennen, weil durch 
die Oeffnung die Bänder in der Richtung der Pfeile in die Zi⸗ 
linder hineingeführt werden. Dieſe Anordnung iſt bereits bekannt, 
neu iſt aber die Hinzufügung des vorderen Trichters E. Die 
Führplatte F, wohinüber die Bänder in den Trichter laufen, iſt 
ausreichend hoch gemacht, ſo zwar, daß die Bänder ſich gegen die 
obere Wandung des unteren Trichters drängen müſſen; auf dieſe 
Art iſt eine doppelte Frikzionsbewegung auf die Bänder und die 
Wandungen der Trichter hergeſtellt, ſo daß dieſelben in einem 
größeren Winkel als mit einfachem Trichter außer Eingriff mit 
der Auslegbewegung der Maſchine gehalten werden, woraus wieder 
eine größere Sicherheit hervorgeht dafür, daß beim Brechen des 
Bandes das Auslegen auch wirklich ſtattfindet. Der Trichterhebel 
ſchwingt ſich in einem Schlitz der Schiene GH. Die punktirten 
Linien zeigen die Stellung an, die die Vorrichtung annimmt, 
wenn das Band zerreißt. In dieſem Falle hört die Spannung auf, der 
Hebel Bfällt und trifft auf eine Stange I, welche mit Einſchnitten ver⸗ 
ſehen, fortwährend in der Richtung der Länge der Maſchine hin 
und her geführt wird. Der Fall eines Hebels bewirkt aber, in⸗ 
dem er ſich in einen Einſchnitt einlegt, eine Sperrung der Stange, 
die durch ihren Stillſtand die Treibriemen von der Feſt⸗ auf die 
Losſcheibe bringt: eine Bewegung, die jedem Fachverſtändigen be⸗ 
kannt iſt. Die durch den Doppeltrichter bewirkte größere Reibung 
macht die ſonſt nöthige genaue Abbalanzirung des Hebels über⸗ 
flüſſig und das Stehenbleiben deshalb beim Reißen des Bandes 
iſt faſt nicht möglich. Fig. 9 iſt eine Abwandlung deſſelben 
Prinzips zu einer noch einfacheren und eleganteren Form, die ſich 
in der Zeichnung klar zu Tage legt. Fig. AN zeigt das Prinzip 
angewendet auf einen Schwunghebel, deſſen Drehpunkt in A liegt. 
Beim Brechen des Bandes finft hier das Gewicht B und legt die 
Naſe D in den ſich ſtets drehenden Zilinder E ein, der dadurch 
in ſeiner Bewegung aufgehalten — geſperrt — wird und ſo auf 
übliche Weiſe die Maſchine zum Stillſtand bringt. 
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ueber die Wirkung des Salmiaks bei 
der Oxydazion der Farbſtoffe mittels 
Kupferfalzen. 
Von C. Aschlin und E. M. Pleſſy. 


- Der Salmiak begünſtigt auffallend die Orxydazion der Farb⸗ 
ſtoffe durch die Sauerſtoffſalze des Kupfers, daher er auch neben 
dieſen Salzen in den meiſten Tafelfarben angewandt wird ). 

Die im Folgenden mitgetheilten Verſuche geſtatten uns die 
Theorie dieſer Reakzion aufzuſtellen. 

Wenn man ein Kupferblech bei Abſchluß der Luft in eine 
Löſung von eſſigſaurem Kupferoxyd taucht, ſo findet bekanntlich 
keine Einwirkung deſſelben ſtatt. Setzt man aber zu dieſer Lö⸗ 
ſung, ebenfalls bei Abſchluß der Luft, Salmiak (das doppelte 
Gewicht des Kupferſalzes), fo entfärbt ſich die Löſung bald. 
Dabei ſetzen ſich kleine weiße Kryſtalle ab, welche alle Eigen⸗ 
ſchaften des Kupferchlorürs haben. Entfernt man nun das Me⸗ 
tallblech aus der Löſung, und ſchüttelt dieſelbe bei Luftzutritt, ſo 
nimmt ſie ihre urſprüngliche Färbung wieder an, und es bildet 
ſich neuerdings Kupferoryd. 

Aus dieſem Verſuch ergibt ſich die Rolle des Salmiaks, 
wenn derſelbe mit einem Kupferoxydſalz und einem organiſchen 
Stoff, welcher ſich färben kann, angewandt wird; letzterer nimmt 
offenbar die Stelle des Metalls bei dem ſoeben beſchriebenen 
Verſuche ein und reduzirt das Kupferoryd. Auf den Zeugen 
bleibt aber die Reakzion unter günſtigen Umſtänden (in einer 
feuchten Luft) hierbei nicht ſtehen; nach der erſten Redukzion bleibt 
eine Verbindung zurück, welche durch ihre Eigenſchaft Sauerſtoff 
zu abſorbiren, der Oxydazion neue Nahrung gibt?). Man be⸗ 
greift nun, wie vortheilhaft die Anwendung des Salmiaks iſt, 
wenn man einer Subſtanz, welche eine große Menge orydirender 
Agenzien erfordert, nur wenig Kupferoxyd zuſetzen darf, um eine 
ungünſtige Färbung des auf dem Zeuge abgeſetzten Lackes zu 
vermeiden. Dies iſt der Fall bei dem mit St. Marthaholz er⸗ 
zeugten Roſa; zu dieſem Roſa ſetzt man nur eine kleine Menge 
Kupferoxydſalz, welche wegen der Gegenwart des Salmiaks hin— 
reichend iſt, wenn der Zeug lange genug an feuchter Luft auf- 
gehängt wird. 

Man kann wol annehmen, daß in dieſem Falle das Kup⸗ 
feroryd als ein Mittel wirkt, welches den Sauerſtoff der Luft 
fortwährend auf das färbende Prinzip des St. Marthaholzes 
überträgt. Was dieſe Hypotheſe zu beſtätigen ſcheint, iſt der 
Umſtand, daß ein Roth, welches man, ohne es auszuwaſchen, 
einige Wochen hängen ließ, ſobald es das Maximum ſeiner fat- 
teren Färbung erreicht hat, allmälig mehr und mehr verbrannte 
Farben durchgeht, und zuletzt blaßbraun wird 3). 

Ohngeachtet des Vortheils, welchen der Salmiak gewährt, 
mit geringeren Mengen Kupferoxydſalz oxydiren zu können, iſt 
die Anwendung dieſes Salzes doch nicht frei von Mängeln, weil 
der Salmiak bei gewiſſen Dampffarben eine zu ſtarke Oxydazion 
veranlaſſen kann, ſo wenig man auch von ihm zugeſetzt hat. 

Aus dem Vorhergehenden folgt, daß, da die durch Redukzion 
des Kupferoxydſalzes (bei Gegenwart von Salmiak und einem 
Kupferblech) erzeugte Kupferorydulverbindung Sauerſtoff aus der 


2) Schon in einer Vorſchrift für Katechubraun von Dr. J. G. Ding⸗ 
ler vom Jahr 1846 (deſſen Journal für die Baumwollendruckerei) kommt 
ein Gemenge von Grünſpan und Salmiak als Befeſtigungsmittel vor. 
Eine ausgedehnte Anwendung von den Katechu⸗Druckfarben wurde erft 
im Jahre 1829 gemacht, wo Herr Eßlinger, Chemiker der Kottundruk⸗ 
kerei in Jony, das Katechu bei einfachen Artikeln anwandte, welche da⸗ 
mals ſehr großen Abſatz fanden. 

2) Wenn dieſe Wiederherſtellung des Kupferoxyds behindert iſt, ge⸗ 
ſchieht ſte auf Koften des Kupferoryduls, welches ſich in Kupferoryd und 
Metall zerlegt. Dies erklärt die Metalltertur, welche bisweilen die kon⸗ 
zentrirten Dampffarben zeigen — ein Fehler, welcher durch das Waſchen 
der Stücke nicht beſeitigt werden kann; er läßt ſich nur durch ein vor⸗ 
läuſtges Lüften der Stücke ſicher vermeiden. 

2) Gewiſſe Dampf oder Tafelfarben mit Eiſenbaſis zeigen eine 
ähnliche Selbſtverbrennung; fo wird das mit Bluuholz erzeugte Tafel⸗ 
ſchwarz nach längerer Zeit oft blaßbraun, obgleich es gegen atmosfäriſche 
Einflüſſe geſchützt blieb. 


Luft abſorbiren kann, ſie ebenſo wie das Kupferoryd zur Oxyda⸗ 
zion eines Farbſtoffes anwendbar ſein muß. Dies iſt in der 
That auch von uns beobachtet worden. 

250 Gramme ſchwefelſaures Kupferoxyd und 375 Gramme 
Salmiak wurden in ſoviel Waſſer aufgelöſt, daß die Löſung A 
Liter betrug. Ein Theil derſelben wurde durch Kupferſpäne re⸗ 
duzirt; der übrige Theil hingegen als ſolcher aufbewahrt. An⸗ 
dererſeits bereitete man eine gehörig verdickte Katechufarbe (mit 
200 Grammen Katechu per Liter). In gleiche Volume Farbe 
(zwei halbe Liter) goß man ein Deziliter von jeder Kupferlöſung. 
Man druckte dieſe Farbe dann ſogleich auf Kattun, welchen man 
nach gehörigem Aufhängen an der Luft mit Dampf behandelte. 
Nach dem Dämpfen beobachteten wir den erwarteten Effekt; die 
Oxydazion war ſogar mittels der reduzirten Flüſſigkeit am wei⸗ 
teſten vorgeſchritten. Dies iſt auch leicht zu erklären; wenn auf⸗ 
gelöftes Kupfer Sauerſtoff an und für fich abzugeben hat, und 
durch die Luft⸗welcher es ſolchen entlehnt, jo muß die Orydazion 
des Farbſtoffes da ſchneller vorſchreiten, wo am meiſten Metall 
vorhanden tft, weil der Sauerſtoff im Kupferſalze am Ende der⸗ 
ſelbe bleibt. Am meiſten Metall enthält aber die Kupferlöſung, 
welche mit Kupferſpänen behandelt wurde, denn es löſte ſich bei 
Abſchluß der Luft Kupfer auf, ſo daß ſich beim Zutritt der Luft 
zweimal foviel Kupferoryd bilden muß als urſprünglich aufge⸗ 
löſt war. 

Nach dem Vorhergehenden beſteht der Hauptcharakter des 
Gemenges von einem Kupferſalz mit Salmiak darin, daß es ein 
ſich färbendes Prinzip leicht orydirt. Obgleich es nun nachge⸗ 
wieſen iſt, daß der Salmiak die oxydirende Kraft eines Kupfere 
ſalzes begünſtigt, ſo weiß man doch nicht, ob auch jedes andere 
Ammoniakſalz einen ähnlichen Effekt hervorbringt. Durch fol⸗ 
gende Verſuche haben wir dieſe Frage erledigt. 

Zu gleichen Quantitäten Aetzammoniak, welche mit verſchie⸗ 
denen Säuren geſättigt waren, wurde ſtets daſſelbe Volum einer 
Normallöſung von Katechu gefetzt, welche / vom Gewicht des 
Farbſtoffs an ſchwefelſaurem Kupferoxyd enthielt. 

Zur größeren Deutlichkeit bezeichnen wir die Säuren, welche 
wir angewandt haben, mit Nummern; dieſe Nummern geben im 
Nachſtehenden die zum Druck verwendeten Farben an: 

. Salzſäure 

. Salpeterfäure 

. Eſſigſäure 

. Schwefelſäure Jin einem gegebenen Volum Aetzammoniak. 
. Oxalſäure 

. Weinſteinſäure 

7. Zitronenſäure 


Diefe verſchiedenen Ammoniakfalze wurden zu der Normal⸗ 
Katechulöſung geſetzt. Ein Volum dieſer Normallöſung wurde 
gelaſſen wie es war, damit die Einwirkung der Kupferſalzes allein 
bei der Orydazion des Farbſtoffes wahrgenommen werden konnte. 
Da es ſich um vergleichende Verſuche handelte, ſo operirte man 
ſo, daß man in gleichen Volumen ſtets dieſelbe Menge Farbſtoff 
hatte. Das Kupferſalz iſt immer in gleichem Verhältniß, weil 
es ſich in der Normal- Katechulöſung befindet, von welcher man 
ein konſtantes Volum nahm. Die Farbe, welche kein Ammoniak⸗ 
ſalz, ſondern nur Kupferorydſalz enthielt, wurde mit O bezeichnet. 

Nach dem Druck ließ man die Zeuge einige Tage an der 
Luft hängen; man fand dann, daß die Farben 0, 4, 5, 6, 7 
dieſelbe Intenſttät hatten; Nr. 2 und 3 waren dunkler als die 
vorſtehenden; Nr. A zeigte die größte Intenſität. Daraus glau⸗ 
ben wir ſchließen zu dürfen, daß bei Nr. J Orydazion ſtattfand; 
daß bei Nr. 2 das Entweichen einer flüchtigen Säure mehr als 
die Oxydazion den Ton der Farbe erhöhte; daß bei allen übrigen 
Nummern 0, 4, 5 ꝛc. keine Veränderung ſtattgefunden hat. 

Dieſe der Luft ausgeſetzten Farben wurden nun gedämpft, 
worauf ſich dieſelben Unterſchiede zeigten; Nr. 1 nämlich die 
Farbe, welche das ſalzſaure Ammoniak enthielt, zeigte ſich eben⸗ 
falls bei Weitem dunkler. 

Der Salmiak iſt alſo von allen Ammoniakſalzen das einzige, 
welches kräftig bei der Oxydazion des Farbſtoffes mitwirkt. An⸗ 
vererfeitö haben wir ſchon bemerkt, daß der Salmiak die Reduk⸗ 
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zion eines Kupferorydſalzes bei Gegenwart von metalliſchem Kup⸗ 
fer erleichtert. Dies veranlaßte uns vergleichsweiſe den Einfluß 
des Salmiaks und denjenigen unſerer ammoniakaliſchen Löſungen 
2, 3, 4, 5 ꝛc. auf die Redukzion eines Kupferoxydſalzes durch 
metalliſches Kupfer zu unterſuchen; wir fanden, daß keine von 
allen dieſen Löſungen, die bei dem Salmiak beobachtete Reakzion 
hervorbringt. Der Salmiak zeigt darin eine Eigenthümlichkeit, 
welche deshalb für uns von Intereſſe iſt, weil ſie den Vergleich 
rechtfertigt, den wir zwiſchen einem reduzirenden Metall und einem 
ſich färbenden Prinzip angeſtellt haben. Wir haben hier nämlich 
zwei Reihen, die eine mit einem Metall, die andere mit einem 
fi färbenden Stoff; unter übrigens gleichen Umſtänden ſtimmen 
die Nefultate überein und zeigen, daß die Wirkung des Salmiaks 
eine ganz eigenthümliche iſt, daß ferner dieſe Wirkung bei Gegen⸗ 
wart eines reduzirenden Körpers, der entweder Metall oder Farb⸗ 
ſtoff fein kann, auf gleiche Weiſe ſtattfindet. 

Nach dem Vorſtehenden läßt ſich die Wirkung des Salmiaks 
auf ein Kupferoxydſalz leicht begreifen; das Ammoniak iſt bei 
derſelben offenbar nicht betheiligt; es fragte ſich nun, ob nicht 
ein anderes Chlormetall, z. B. Kochſalz, eine ähnliche Wirkung 
wie der Salmiak hervorbringen könne. 

Dieſe Frage wurde durch folgenden Verſuch bejahend gelöft. 
Zu der erwähnten Normal⸗Katechulöſung wurde einerſeits Koch⸗ 
ſalz, und andererſeits Salmiak geſetzt. Abgeſehen von dem Re⸗ 
fler der Färbung ſchienen die erhaltenen Reſultate gleich, und die 
Oxydazion war in beiden Fällen ſicher gleich weit vorgeſchritten. 

Dieſer Verſuch zeigt auf entſchiedene Weiſe die Rolle des 
Salmiaks in einer Farbe, welche ein Kupferpxydſalz enthält; 
derſelbe wirkt ohne Zweifel wie jedes andere Chlormetall, indem 
er durch doppelte Zerſetzung Kupferchlorid erzeugt. Sobald letz⸗ 
teres Salz entſtanden iſt, ſpielt der Salmiak bei der folgenden 
Oxydazion des Farbſtoffes keine Rolle mehr. Wir glaubten, daß 
wegen der Eigenſchaft des Kupferchlorürs, ſich in ſalmiakhaltigem 
Waſſer zu löſen, zwiſchen dem Salmiak und dem Kochſalz ein 
merklicher Unterſchied ſtattfinden könne; unſere Unterſuchungen 
über dieſen Gegenſtand gaben uns aber nichts Derartiges zu er- 
kennen. Das Kochſalz wirkt wie der Salmiak, und hinſichtlich 
des letzteren iſt die Einwirkung vollkommen klar; fle hat nämlich 
nur die Erzeugung von Kupferchlorid zum Zweck, welches beſſer 
als jedes andere Kupferoryvſalz die Orydazion des Farbſtoffes 
begünſtigt. Davon kann man ſich durch folgenden Verſuch 
überzeugen 

Wenn man in zwei gleiche Quantitäten einer verdickten 
Katechulöſung, einerſeits Kupferchlorid, andererſeits ſchwefelſau⸗ 
res Kupferoxyd bringt, fo bemerkt man, daß auf den damit be⸗ 
druckten Zeugſtücken nach bloßem Hängen an der Luft und mehr 
noch nach dem Dämpfen, die mit Kupferchlorid verſetzte Farbe 
ſich beträchtlich entwickelt und nur bei dieſer Oxydazion ſtattge⸗ 
funden hat. 

Der Salmiak hat demnach bei den Farben, wo er Anwen⸗ 
dung findet, die Beſtimmung, eine doppelte Zerſetzung hervorzu⸗ 
bringen und dadurch Kupferchlorid zu erzeugen, welches auf die, 
Farbeſtoffe eine beſonders energiſche Wirkung ausübt. 

Der Salmiak kann hierzu durch jedes andere falzfaure Salz 
durch Kochſalz, Chlorkalium, Chlorcalcium, Zinnchlorid ꝛc. erſetzt 
werden ). 


Bemerkungen zu vorſtehender Abhandlung, von Hrn 
Heinrich Schlumberger. 


Herr Schlumberger hat die vorſtehenden Verſuche wiederholt 
und zahlreiche eigene Unterſuchungen angeſtellt, woraus er folgende 
Schlüſſe zieht: 

1. Die Wirkung des mit Kupferſalzen gemengten Salmiaks 
hat zum Zweck, Doppelſalze zu erzeugen, welche die Eigenſchaft 
haben die Farbſtoffe zu orydiren und ſich überdies zu zerſetzen, 


) Das Kupferchlorid, welches jetzt im Handel vorkommt, wird auch 
bereits Häufig anſtatt des Gemenges von Salmiak mit Kupfervitrivl 
oder Grünſpan angewandt. Bisweilen erhält man jedoch nach dem alten 
Verfahren beſſere Reſultate, well der Salmiak, im Verhältniß zum Kup⸗ 
ferſalz in Ueberſchuß angewandt, den Farben Zerfließlichkeit ertheilt. 


fo daß dieſelben Kupferoxyd an den veränderten oder oxydirten 
Farbſtoff abgeben, welcher fich in dieſem Zuſtande auf dem 
baumwollenen Zeuge befeſtigt. 

2. Der Salmiak kann bei der Fixirung und Orydazion von 
Farbſtoffen mittels Kupferorydſalzen durch kein anderes Chlor⸗ 
metall erſetzt werden. 25 

3. Dieſe Reſultate gelten für den Farbſtoff in Limaholz 
und Kampecheholz ebenſo wie für das Katechu. 

4. In ſtarkem Verhältniß angewendetes Kupferchlorid und 
ſalpeterfaures Kupferoryd firiren und orydiren gleichfalls das 
Katechu; es iſt aber dazu eine ſo große Menge dieſer Kupfer⸗ 
ſalze erforverlich, daß die Anwendung beim Zeugdruck unaus⸗ 
führbar ſcheint. 

5. Der auf den Zeugen durch die Doppelſalze des Kupfers 
orydirte und fixirte Farbſtoff des Katechus erzeugt, in geeignetem 
Verhältniß angewandt, eine dunkelbraune Farbe. 

6. Der nicht orydirte Farbſtoff des Katechus kann in Ver⸗ 
bindung mit Kupferoxryd gleichfalls auf Zeug ſtrirt werden; die 
entſtehenden Farben find aber heller als die durch Oxydazion 
hervorgebrachten. 

7. Das Katechu läßt ſich auf baumwollenen Zeugen ohne 
Beihülfe eines Mordant (wie Kupferoxyd, Chromoxyd, Eiſen oxyd, 
Manganoxyd, Thonerde, Kalk ꝛc.) nicht befeſtigen. 

(Polyt. Journ.) 


Erklärungen 
der Muſter auf Muſtertafel Ur. IV. 


Nr. 1 iſt ein neuer Stoff für Herrenhalstücher aus dem 
Fabrikhauſe Ewald Hofmann in Chemnitz. Er iſt, wie man ſich 
im Manufakturwaarengeſchäft ausdrückt, jaspirt gearbeitet; das 
heißt die Kette iſt in Strähnen gedruckt und dann erſt geſcheert 
und gebäumt, wodurch das kleingeflammte Muſter entſteht. Be⸗ 
druckt man die bereits geſcheerte Kette mit größeren Blumen oder 
Arabeskenmuſtern in Farben und ſchießt dann ein, ſo entſtehen 
Muſter auf dem Zeuge, welche, wenn ſie auch keine recht ſchar⸗ 
fen Umriſſe zeigen, doch einen ungemein gefälligen Effekt machen. 
Dieſe Methode, welche man „chiné“ nennt, wird gegenwärtig 
auf Seide ungemein häufig angewendet und iſt ſehr modern; 
doch ließe ſie fich nicht minder auf baumwollene Zwirnkette, 
wenn nachher mit Seide eingeſchoſſen würde, mit Erfolg benutzen. 
Das in Rede ſtehende Muſter A ift nur ein 2fädiger Zwirn, Garn 
Nr. 100, in Kette, und mit organſin Seide °%/,, denier bunt 
geſchoſſen; d. h. mit anderer Farbe als die Kette, um ein chan⸗ 
geant hervorzubringen. In den Kanten der Tücher zeigt ſich 
dieſes changeant hauptſächlich, da dort die Kette nicht jaspirt 
iſt. Die Waare iſt ungemein ſolid, dauerhaft, elegant und höchſt 
preiswürdig. Die Farbe iſt modern —. Aehnliche jaspirte Klei⸗ 
derſtoffe werden auch in Chemnitz jetzt viel gemacht, entweder 
ganz von Baumwolle ſehr hoch im Blatt ſtehend und doch ſo 
billig, daß ein Damenkleid für 2½ Thlr. im Einzelnen verkauft 
werden kann, oder auch von baumwollener Zwirnkette und Seide 
und Kammgarn Doppelſchuß, wodurch herrliche Effekte erzielt 
werden. In Zuſammenſtellung mit dem Eingangs beſchriebenen 
vaterlänviſchen Fabrikat, für das, bei weiterem Fortſchritt und 
durch Verbindung der Weberei mit der Druckerei, ſehr ſchöne 
Dispoſtzionen erſonnen werden können, geben wir hier: 

Nr. 2 einen engliſchen Kleiderſtoff von naturſchwarzer 
Alpakawolle und Seide. Es läuft ein ſchwarzer Alpakafaden 
mit einem weißen Seidenfaden zuſammen in der Kette. Der 
Schuß iſt ein ſchwarzer Alpakafaden. Die Waare if Aſchäftig. 
Die ſeidenen und wollenen Kettenfäden werden abwechſelnd ge⸗ 
hoben, liegen daher bald oben, bald unten und bringen dadurch 
den geſprizelten Effekt hervor. Der Artikel iſt viel theurer als 
die deutſche Waare im ähnlichen Genre und ſelbſt in bunten 
Farben ausgeführt nicht ſo geſchmackvoll. 

Nr. 3 ift ein in Berlin gedruckter Muslin de Laine, in 
dem der chinirte Geſchmack durch Druck auf das fertige Zeug 
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nachgeahmt iſt. Die Farben ſind friſch, lebhaft ohne grell zu 
ſein, das Muſter iſt ſehr gefällig und die Zurichtung ungemein 
gelungen. Die deutſche Waare zeichnet ſich vortheilhaft neben 
einer engliſchen gleicher Art aus. Wir können bei dieſer Gele⸗ 
genheit nicht umhin zu erwähnen, daß der hohe Stand der Zeug⸗ 
druckerei u. A. in Berlin, Eilenburg, Cosmanos, Prag, Augs⸗ 
burg und Wien und namentlich die billige und zugleich gefällige 
Kattun⸗Walzendruckerei in Berlin viele Fabrikfächer, die in 
Druckwaaren arbeiten, veranlaßt hat, in Berlin für ihre Rech⸗ 
nung drucken zu laſſen. Das Geſchäftsprinzip, welches in der 
Trennung der Fabrikazion vom Vertrieb der Waaren auf Meſſen, 
Märkten und durch Reiſen beſteht, ſcheint ſich in der Druckereibranſche 


mehr und mehr in Deutſchland einzubürgern. Wir haben neu⸗ 
lich in einem Druckwaarenvertriebgeſchäft en gros Waaren aus 
mindeſtens 5 Zeugdruckereien des Zollvereins, welche weitentfernt 
auseinander liegen, geſehen und einen recht belehrenden Ueber⸗ 
blick über deren beziehentliche Eigenthümlichkeiten erhalten. 

In der Fabrikazion gedruckter Kattune iſt, mindeſtens geſagt, 
das Königreich Sachſen nicht fortgeſchritten; dahingegen fertigt 
man hier Waare in Wolldruck und Druck von Milaines, haupt⸗ 
ſächlich Tücher, Schals und Tiſchdecken, welche fich neben der 
Anmuth der Muſter und von verhältnißmäßig hübſcher Farbe, 
durch große Billigkeit auszeichnen. 


Drieflihe Mittheilungen 
und Auszüge aus Zeitungen. 


Welche Sicherheit man jetzt bei Kapitalanlage verlangt. 
Buchſtäblich wahr! Jemand bietet eine Erfindung aus. Ein Han⸗ 
delshaus will darauf eingehen unter folgenden Bedingungen laut Brief. 
P. P. Höflichſt entgegnend Ihre geehrte Zuſchrift vom 5. dſs. würden wir 
nicht abgeneigt ſein mit Ihnen zu kontrahiren, wenn 

4) Ihre neue Erfindung einen Artikel betrifft, welcher geſucht und wo⸗ 
von ein bedeutender Abſatz zu erzielen iſt. 

2) Sie bei einem Anlage- und Betriebs kapital von 20,000 Thaler 
einen Reingewinn von 30,000 Thaler jährlich zuſichern und 
garantiren. 

3) Sie uns die Erfindung einzig und allein überlaſſen und 

4) Sie für jede Konkurrenz wenigſtens innerhalb der nächſten 40 Jahre 

uns Garantie leiſten. 

An dieſen Bedingungen fehlt nach der Meinung des Einſenders noch 
eine weſentliche, nämlich die 

5) Zu Sicherung, daß alle in den vorſtehenden SS aufgeſtellte Bedin⸗ 
gungen auch wirklich erfüllt werden, deponiren Sie 300,000 Thaler 
bei einem Bankier, welche ſofort zu unſeren Gunſten fällig ſind, 
wenn eine der § A—% geſtellten Bedingungen unerfüllt bliebe. 
Glückliche deutſche Erfinder! Jubelt! So ſind Eure Ausſichten in 

Deutſchlund. Auf ſolche Weiſe unterſtützen Euch deutſche Kapitaliſten! — 


Heidelberg. Unſere Gewerbehalle hat ſeit ihrem Beſtehen einen 
Fortgang genommen, wie man ihn kaum erwartete. Einheimiſche und 
Fremde benutzen dieſelbe. Dieſes geſchieht beſonders von den Letztern. 
Sie halten ſich in der Regel nur kurze Zeit hier auf und können nicht 
immer die Werkſtätten und einzelne Handwerker aufſuchen, um, was ſie 
gerade bedürfen, ſich einzukaufen, und gehen daher in die Gewerbehalle. 
Ob nun gleich an gewandten und geſchickten Geſchäftsgehülfen mehr Man⸗ 
gel als Ueberfluß iſt, ſo beſtreben ſich doch die hieſigen Handwerker, die 
Anſtalt in den Stand zu ſetzen, den Nachfragen möglichſt zu entſprechen. 
Deſſenohngeachtet entſtehen durch den vermehrten Abſatz in allen Hand⸗ 
werkererzeugniſſen Lücken, was neuerlich bei mehreren Artikeln, nament⸗ 
lich bei Winterkleidern, der Fall war. Beſonders aber müſſen wir an- 
führen, daß auch Lehrjungen in ihren Feierſtunden kleine Gegenſtände, 
als Fußſchemel, Kartenpreſſen ꝛc., muſterhaft gut und ſchön fertigten, fie 
der Gewerbehalle zum Verkauf übergaben, und auf dieſe Weiſe auch zur 
Ausſtattung der Anſtalt beitrugen. 


Gewerbliche Lrſſoziazionen. Berlin iſt feit dem Jahre 4848 
in vieler Hinſicht da, wo es Verſuche auf dem ſozialen Felde galt, dem 
übrigen Deutſchland vorangegangen, feine Vorſchuß⸗ und Darlehnekaſſen, 
feine Geſundheitspflege- und Spar⸗Vereine, feine Fortbildungsanſtalten 
gewinnen tagtäglich mehr Raum und Anerkennung im Vaterlande. Da⸗ 
gegen fteht es zurück, ſobald von gewerblicher Aſſoziazion die Rede iſt. 
Freilich hat die Arbeiterverbrüderung den Verſuch gemacht, Aſſoziazions⸗ 
Werkſtätten und Ankaufsgeſellſchaften zu gründen, aber einerſeits haben 
dieſelben ihrer ſchwachen Mittel wegen nicht recht durchdringen können, 


Dagegen iſt von Seiten der ſelbſtſtändigen Arbeiter, der Handwerksmei⸗ 
ſter, faſt gar Nichts geſchehen; nicht einmal eine Gewerbehalle hat bis 
jetzt mehr als geringe Ausſicht auf Verwirklichung und Durchführung 
gewonnen. 

Die Urſachen davon ſind allgemein bekannt: der Handwerkerſtand 
von Berlin rechnet zu ſehr auf die Hülfe des Staats, als daß er felbft 
viel thun ſollte. Das Geſetz vom 9. Februar v. J. ſoll ihn aus der 
drückenden Lage retten, in der er ſich unzweifelhaft befindet; die neue 
Inſtituzion der Gewerberäthe ſoll ſeine Zuſtände verbeſſern, indem ſte 
die Zahl ſeiner Angehörigen möglichſt beſchränke und das von der Ent⸗ 
wickelung der ganzen Induſtrie veranlaßte und gebotene Uebergreifen der 
Fabriken abſchneidet und unmöglich macht. Das Geſetz und die Gewer⸗ 
beräthe find aber dieſen Aufgaben nicht gewachſen; fe müſſen ihnen er⸗ 
liegen oder den Weg verlaſſen, den ihnen ihre eigene Natur vorſchreibt. 
Der Handwerkerſtand von Berlin vergißt den alten Grundſatz, daß nur 
Demjenigen geholfen wird, der ſich ſelbſt hilft; er hat alſo keine Ausſicht, 
daß ihm geholfen werde, ſo lange er in ſeiner jetzigen Unthätigkeit und 
Theilnahmloſigkeit verbleibt, ſo lange er den Weg der Beſchränkung und 
des Zwanges dem der Freiheit und der ungehinderten Entwickelung 
vorzieht. 

Wenn wir tief bedauern müſſen, daß Berlin mit feiner vielbewun⸗ 
derten Intelligenz und ſeinen ungeheuer zu nennenden Mitteln fh außer 
Stand ſteht, auch in Hinſicht auf die gewerbliche Aſſoziazion die Bahn 
zu brechen, ſo erregt es ein deſto angenehmeres Gefühl, daß einzelne 
kleine Städte den Muth zeigen, ſich auf die Vorpoſten zu ſtellen, und 
mit ebenſoviel Muth als Geſchicklichkeit den Kampf gegen das Vor⸗ 
urtheil und die Gewohnheit zu beginnen. Eine ſolche kleine Stadt iſt 
Delitzſch in der Provinz Sachſen, deren Unternehmungen, Kranken- und 
Sterbe⸗Kaſſe, Vorſchußverein und gewerbliche Afoziazionen, das frühere 
Mitglied der Nazionalverſammlung, Aſſeſſor Schulze, fo lebendig und 
anregend geſchildert hat.“) 

Es iſt nicht unſere Abſicht, alle dieſe Anſtalten hier näher zu be⸗ 
ſprechen, obwol ſie eine genaue und in's Detail gehende Erörterung 
und Würdigung ſicher verdienen; wir haben vielmehr nur die Abſicht, 
in der Mitte unſeres Vereins und in dem weitern Kreiſe der Berliner 
Bevölkerung eine Disfuffton über die Zweckmäßigkeit, Nothwendigkeit 
und Ausführbarkeit gewerblicher Aſſoziazionen anzuregen. Dies wird 
aber am beften geſchehen können, wenn wir Herrn Schulze zunächst ſelbſt 
über die Grundſätze hören, welche er verfolgt hat, und dann prüfen, in⸗ 
wiefern wir vom allgemeinen Standpunkte und ſpeziell von dem eines 
Angehörigen einer großen Haupt⸗ und Fabrikſtadt mit den von ihm zur 
Geltung gebrachten Prinzipien einverſtanden fein können. 

Herr Schulze ſagt Seite 3 ſeiner Schrift: 

„Zuvörderſt iſt nirgends bei den erwähnten Aſſoziazionen auf 
Beihülfe des Staats, ſondern lediglich auf die Thätigkeit der Be⸗ 
theiligten gerechnet. Wol vermag der Staat durch ſeine Inſtituzionen 
die ſoziale Entwickelung ebenſo weſentlich zu hemmen als zu fördern. 
Aber von der ſtaatlichen Geſtaltung allein die Löſung der Frage erwarten, 
iſt ein Irrthum, von welchem man immer mehr zurückkommt. Das Uebel, 
um welches es fi handelt, frißt in den Tiefen der Geſellſchaft, und dem 
Staate geftatten, in das Innerſte dieſer Zufkände einzugreifen, würde zu 
unerträglichem Despotismus führen. Niemals reicht die politiſch e 
Gewalt aus, für ſich allein hier das Heil zu ſchaffen, wenn nicht die 


1) Mittheilungen über gewerbliche und Arbeiter⸗Aſſoziazionen. Zur 
Susan alelkuser Anfragen von H. Schulze. Leipzig. Keil u. 


andererſeits ſind ſie auch auf polizeiliche Anordnung jetzt geſchloſſen. Komp. 1850. 
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ganze ſittliche Macht der Geſellſchaft aufgeboten wird, ihr bei⸗ 
zuſtehen. Ohnedem iſt auf die jetzigen Regierungen ſo lange nicht zu 
rechnen, als dieſelben ihre Mittel erſchöpfen müſſen, um ſich auf ihrem 
Standpunkte über, das heißt außer der Geſellſchaft zu behaupten. 
Alles dies hat der praktiſche Takt der Engländer längſt erkannt. 
Während die ſozialen Syſteme, felbſt eines Owen, wenig Anklang bei 
ihnen fanden, warf ſich die engliſche Arbeiterbewegung gerade auf 
die beiden Punkte, auf die es vorzugsweiſe ankam. Zunächst traten die 
Einzelnen unter ſich zu jenen großartigen Aſſoziazionen zuſammen, 
um den Arbeitgebern gegenüber als Macht dazuſtehen, welche über das 
Intereſſe Aller wacht. Sodann aber richteten fie ihre Beſtrebungen im 
Chartismus dahin: durch das allgemeine Wahlrecht Theil an 
der Staatsgewalt zu erhalten, da ſie von dieſer in ihrer jetzigen Geſtalt 
keinerlei Sympathien erwarteten. 

Was Umfang und Ziel der Aſſoziazionen anlangt, ſo ſind die 
Forderungen einer Garantie der Arbeit und angemeſſenen Lohnes 
dafür bekannt. Da man in der Uebermacht des Kapitals und der unbe⸗ 
ſchränkten Konkurrenz den Hauptgrund der Entwerthung der Arbeit 
erblickte, kam man dahin, vom Staate, als dem größten Kapitaliſten, 
zu fordern: 

Daß er ſich an die Spitze der ſämmtlichen gewerblichen Un⸗ 
ternehmungen ſtelle, und den einzelnen dabei Betheiligten, die als⸗ 
dann nicht mehr für eigene Gefahr und Rechnung arbeiten, eine 
angemeſſene Eriftenz gewährleiſte. 

Daß dieſer, zuletzt in den Nazionalwerkſtätten?) zu Paris 
gemachte Verſuch, wie alle ähnlichen mißlingen mußte, war natürlich. 
Anſtatt dem Egoismus eine Schranke zu ziehen, forderte man ſeine 
völlige Ertödtung, und bedachte nicht, daß man in ihm ein nothwendiges 
Beſtandtheil unſerer Natur, den Trieb zu ſelbſtſtändiger Lebensgeſtaltung, 
und ſomit den beſten Sporn zu Fleiß und Tüchtigkeit in jeder Unterneh⸗ 
mung antaſtete. 3) Dagegen war der Verfaſſer ſeinerſeits vielmehr dar⸗ 
auf bedacht, den Arbeitern die Konkurrenz dem Kapitale gegenüber erſt 
möglich zu machen, da das letztere bei dem jetzigen Stande der Dinge 
allein diejenigen Bedingungen gewährt, welche nothwendig find, um mit 
Vortheil zu arbeiten. Die vom Verfaſſer geleiteten Aſſoziazionen 
verfolgten daher vorerſt hauptſächlich den Zweck: 

Den Mitgliedern dieſe Vorbedingungen einer lohnen⸗ 
den Arbeit ſoviel als möglich zu gewähren, ohne die Reſultate 
der Arbeit ſelbſt zu garantiren, indem es vielmehr den Einzelnen 
ſelbſt überlaſſen blieb, wie ſie die gebotenen Vortheile durch ihre 
Thätigkeit und Geſchicklichkeit benutzten. 

Weiter hielt der Verfaſſer ſtets den Geſichtspunkt inne: 

Daß der Zweck. der Aſſoziazionen leicht faßlich, ihr Ziel 
dem gewöhnlichen Geſichtskreiſe nicht zu weit entrückt ſein müſſe, 
die Früchte und Vortheile vielmehr als nahe und ſſichere Je⸗ 
dermann in die Augen fielen. 

Wie entſchieden man auch in der Verbrüderung, in der Soli: 
darität Aller für Alle die Loſung der Zukunft, das alleinige Heil: 
mittel für die Leiden der Zeit ſuchen mag, ſoviel bleibt doch gewiß: daß 
der Boden für dieſe Ernte erſt im Sinne der Menſchen bereitet wer⸗ 
den muß. Es läßt ſich dies eben nicht auf dem Papier dekretiren, und 
wir können unmöglich mit einem Male aus der völligen Iſolirung, dem 
Kriege Aller gegen Alle, welcher gegenwärtig auf dieſem Gebiete herrſcht, 
in den ewigen Frieden jenes Prinzips hinüberſpringen. Im Ganzen fehlt 
es im Publikum noch an der rechten Luſt zu ſolchen Gemeinſchaften, an 
der Einſicht in die außerordentlichen Vortheile derſelben. Daher ſehen 
wir überall, wo die Anlage zu großartig und weitausſehend war, wo 
man den Leuten Opfer und Beiſteuern anmuthete, den Gewinn aber erſt 
für die ſpätere Zukunft in Ausſicht ſtellte, ſolche Unternehmungen ſchei⸗ 
tern. Gerade hierin lag der Hauptgrund, weshalb der Organiſazions⸗ 
plan des im Spätſommer 4848 in Berlin zuſammengetretenen Arbei⸗ 

2) Herr L. Blanc, der Vater der Nazional⸗Werkſtätten, verleugnet 
dieſelben und mit Recht, da man jetzt weiß, daß die Einrichtung der 
Nazional⸗Werkſtätten nicht den Zweck hatte, Herrn L. Blanc's Theorie 
zur Ausführung zu bringen, ſondern zu vernichten. D. Red. 

3) Daß gerade hier die Hauptſchwierigkeit ver Frage liegt, bedarf 
wol kaum einer Bemerkung. Die Berechtigung der Individualität 
gegenüber der Hingebung an die Geſammtheit, die Ausgleichung. 
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terkongreſſes ſo wenig durchzugreifen vermochte. Man organiſirte 
von oben nach unten, und hielt die Sache durch Einſetzung von Zentral⸗ 
und Bezirks⸗Behörden für abgethan, während man vor Allem die 
Gemeinſchaften in den einzelnen Gewerken der Orte hätte in das Leben 
rufen müſſen, welche der Plan als die eigentlichen Elemente der ganzen 
Organiſazion vorausfetzt. So aber blizb die Idee einer allgemeinen 
Aſſoziazion aller Arbeiter aus den verſchiedenſten Fächern, welche durch 
Beiträge einen gemeinſchaftlichen Fonds aufbringen, den eine entfernte 
Zentralſtelle verwaltet, um nach einer Reihe von Jahren großartige 
Etabliſſements in das Leben zu rufen, dem Geſichtskreiſe der Mehrzahl 
zu fern, als daß ſie ſich bei ihrem kümmerlichen Einkommen ſo leicht zu 
Beiſteuern hätten entſchließen follen.*) Der Verfaſſer hat daher die 
allgemeinen Verbindungen der Arbeiter eines Ortes vorerſt 
auf ſolche Gegenſtände beſchränkt, bei denen alle gleichmäßig und unmit⸗ 
telbar intereſſirt waren, wie Krankenpflege und dergleichen. Im 
eigentlichen Gewerbsfache aber wurden die Arbeiter der einzelnen 
Branſchen zu ſpeziellen Aſſoziazionen unter ſich herangezogen. So blieb 
man zunächſt mit den fraglichen Unternehmungen im Kreiſe der eigenen 
Erfahrung, des nächſten Verſtändniſſes der Betheiligten, welche ſolchen 
Plänen um fo leichter Vertrauen ſchenkten, als fie über die Zweckmäßig⸗ 
keit derſelben ein ſelbſtſtändiges Urtheil hatten, und die Vortheile, die 
ihnen unmittelbar daraus zufloſſen, evident waren. 

Ferner hat der Verfaſſer bei den über die Ordnung und Verwaltung 
der Affoziazionsangelegenheiten zu treffenden Beſtimmungen ſoviel irgend 
möglich die unmittelbare Betheiligung der Mitglieder zu erzielen geſucht. 
Meiſtentheils iſt ihren Beſchlüſſen die Entſcheidung über die wichtigſten 
und weſentlichſten Angelegenheiten vorbehalten, fo daß die Aus ſchüſſe 
und Vorſtände auf die eigentliche Verwaltung beſchränkt bleiben. Mag 
dies in mancher Hinſicht unbequemer ſein, und bei Leitung des Ganzen 
durch die Ausſchüſſe Zeit und Weiterungen geſpart werden können, ſo er⸗ 
ſchienen die dadurch erlangten Vortheile doch überwiegend. Zuvörderſt 
erhält die eigene ſtete Betheiligung in den Einzelnen das Vertrauen und 
Intereſſe für die Aſſoziazionsangelegenheiten bei Weitem reger, als die 
ewige Bevormundung. Sodann glaubte der Verfaſſer aber auch durch 
Wahrung der möglichſten Selbſtſtändigkeit in dieſen nächſten Lebenskreiſen 
gerade die Erziehung für freiere Bewegung in Staat und Gemeinde am 
beſten mit vorzubereiten. Dieſer Grundſatz wird beſonders dann im 
Auge zu behalten fein, wenn Kommunal-Behörden, wie dies hier 
und da der Fall iſt, ſelbſt zu dergleichen Aſſoziazionen anregen, und 
vielleicht Zuſchüſſe dazu aus öffentlichen Mitteln gewähren. Gewiß wird 
alsdann einigen Mitgliedern derſelben Sitz und Stimme in den Aus- 
ſchüſſen zu gewähren ſein. Nur hüte man ſich, etwa die ganze Sache 
nun ſogleich als Kommunal- Angelegenheit zu behandeln und Alles 
der Behörde in die Hände zu geben, da dies, wie die Erfahrung lehrt, 
der ſicherſte Weg iſt, die eigentliche Lebensfähigkeit ſolcher Vereine un⸗ 
wiederbringlich zu untergraben. Würde ſich die Kommunal-Behörde 
dagegen begnügen, durch ihre Beamten vielleicht die Kaſſen verwal⸗ 
tung nebſt der Einziehung der Beiträge, wie z. B. bei Krankenkaſ⸗ 
ſen, Vorſchußvereinen u. A., zu übernehmen, ſo würde zu Gunſten 
des Unternehmens nicht nur dieſer in der Regel koſtſpieligſte Theil der 
Verwaltung erſpart, ſondern auch eine! Garantie für deſſen Solidität ges 
wonnen, welche ihm nur förderlich ſein könnte. 

Da bei einigen der wichtigſten Punkte, namentlich dem Austritte aus 
der Aſſoziazion und Abwickelung der Aſſoziazionsgeſchäfte auch die ein⸗ 
ſchlagenden Vorſchriften der bürgerlichen Geſetze über den Geſellſchafts⸗ 
vertrag berückſichtigt werden mußten, fo darf man nicht vergeſſen, daß 
der Verfaſſer, bei den von ihm eingeleiteten Unternehmungen zunächſt die 
Beſtimmungen des in feiner Provinz geltenden Allgemeinen Preu⸗ 
ßiſchen Landrechts vor Augen hatte. Inſofern daher das hier Mit⸗ 
getheilte auch außerhalb Preußen bei ähnlichen Unternehmungen zu Rathe 
gezogen werden ſollte, wie es nach mehrfachen Anfragen den Anſchein 
hat, würde bei den angedeuteten, das bürgerliche Recht berührenden Ver⸗ 
hältniſſen auf die jeden Ortes geltenden Gefetze weſentlich zu achten fein. 

Endlich darf auch bei den in Rede ſtehenden Verſuchen nie außer 
Acht gelaſſen werden, daß dieſelben für kleinere Städte berechnet find 
und daher für größere Orte nur theilweiſe paſſen. Indeſſen hat der 


) Der Verfaſſer irrt; in Berlin, Breslau, Leipzig und an vielen 
andern Orten hat man es nicht bei der Erfahrung von Vereins⸗Behörden 
belaſſen, ſondern den von ihm bezeichneten Weg betreten, leider nicht ſo 
glücklich als er. D. Red. 
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Verfaſſer dieſe Eigenthümlichkeit abſichtlich nicht verwiſchen mögen, 
das Bedürfniß gerade für kleinere Städte, wo noch ſo wenig geſche⸗ 
hen, das bringendſte iſt. In größeren Orten hat man, bei der rege⸗ 
ren Betheiligung der Arbeiter an der Zeitbewegung, bei dem Ueberfluſſe 
von tüchtigen der Leitung vollkommen gewachſenen Kräften, die Sache 
meiſt ſchon im Angriffe, mindeſtens mag ſich dort alles Erforderliche leicht 
von ſelbſt fügen and einrichten. Aus dieſem Grunde iſt es denn auch 
nicht bei der Mittheilung der bloßen Statuten und ſtatiſtiſchen Notizen 
geblieben, vielmehr find allerlei Proben und Formulare aus dem Rech⸗ 
nungs⸗ und Geſchäftsweſen beigefügt, wobei den Verfaſſer die vielfachen 
Anfragen, denen er durch das Schriftchen begegnen wollte, überall leiteten. 

So weit Herr Schulze⸗Delitzſch. 

Wir find mit ihm darin einverſtanden, daß die politiſche Gewalt 
niemals ausreicht, die Löſung der ſozialen Frage zu bewirken, wenn nicht 
die ganze fittliche Macht der Geſellſchaft aufgeboten wird, ihr beizuſtehen; 
wir wiſſen auch, wie wenig man auf die kräftige Beihülfe der Regierun⸗ 
gen rechnen kann, ſobald man mit Beſtrebungen hervortritt, deren Kon⸗ 
ſequenzen den abſoluten Staat, die fogenannte „ſtarke“ Regierung ge⸗ 
fährden könnten. Nichtsdeſtoweniger fordern wir, daß der Staat durch 
ſeine Inſtituzionen die ſoziale Entwickelung nicht nur nicht hemmt, ſon⸗ 
dern auch kräftig fördert. Wir gehören gewiß nicht zu Denjenigen, welche 
die große Kraft der freien Aſſoziazion verkennen; aber wir wiſſen auch, 
daß ihr Prinzip ſich erſt Geltung verſchaffen ſoll, daß es noch mit vielen 
Hinderniſſen und mit Gegnern zu kämpfen hat, welche letztern es für 
längere Zeit unwirkſam machen können, wenn der Staat ſich zu ihren 
Gunſten ruhig und unthätig verhält. Die engliſchen Arbeiter haben viel 
geleiſtet im Verhältniß zu ihren Mitteln, wenig im Verhältniß zu Dem, 


was fie erſtreben müſſen; dabei beſitzen fie das Recht der freien Aſſozia⸗ 


zton, das unſeren Arbeitern noch fehlt, die freie Preſſe, das freie Wort. 
Unſere Handwerker, unſere Arbeiter find weit ungünſtiger geſtellt, als die 
engliſchen; ihre Vereine löſt man auf, ihre Zeitſchriften gehen durch den 
Mangel der Kauzionen unter oder werden von Polizeimaßregeln getrof⸗ 
fen; ihre Aſſoziazionen können das Korporazionsrecht nicht erlangen und 
ſchweben deshalb ſtets am Rande des Abgrundes, wenn es ihnen auch 
gelingt, beim Publikum Vertrauen zu erwerben. Die durch die Gewer⸗ 
beordnung vorgeſchriebenen Innungen, der Tendenz des Geſetzes zufolge 
Zwangsanſtalten, könnten ſich nach und nach zu freien Aſſoziazionen um⸗ 
bilden, ja ſie müſſen dies, wenn ſie nicht untergehen wollen; aber das 
Geſetz verbietet ihnen mehr zu ſein, als ſtaatspolizeiliche Inſtitute; es 
hindert ſie, Ankaufsgeſellſchaften, Gewerbehallen, gemeinſchaftliche Werk⸗ 
ſtätten u. ſ. w. zu begründen. Herr Schulze⸗Delitzſch hat, wie wir 
bereits erwähnten, viele zweckmäßige Inſtitute in Delitzſch hervorgerufen; 
fie alle haben keine Garantie des Beſtehens, weil es in der Hand der 
Polizei liegt, ihnen durch einfache Verfügung ein Ende zu machen, wenn 
ſie unbequem zu werden ſcheinen. Das Wenigſte, was man vom Staate 
fordern muß, iſt freie Luft und freies Licht; die Möglichkeit, Aſſoziazio⸗ 
nen zu begründen und zu entwickeln, ohne die Polizei fürchten zu dürfen; 
eine weſentliche Veränderung der Geſetzgebung über das Korporazions⸗ 
recht, und die Erwerbung von Eigenthum, namentlich dem unbeweglichen. 
Aber das Minimum genügt uns nicht; und wenn wir auch gegenwärtig 
auf ein Mehreres nicht hoffen, ſo wollen wir doch aus der Forderung 
einer kräftigen Unterſtützung der Aſſoziazionen durch den Staat ein cae- 
terum censeo machen, das wir den Inhabern der Staatsgewalt fort 
und fort entgegenrufen. 

Der zweite Punkt, welchen Herr Schulze auffaßt, find die Ber 
ſtrebungen, welche auf Garantie der Arbeit und eines angemeſſenen Loh⸗ 
nes für daſſelbe hinzielen. In Deutſchland ſind dergleichen Forderungen 
nicht in bedeutendem Umfange vorgekommen; dagegen gewannen ſie in 
Frankreich allerdings einen weſentlichen Einfluß auf die Geſtaltung der 
Verhältniſſe, als die Revoluzion von 4848 dem Arbeiter eine felbftftändige 
politiſche Stellung gab. Sie riefen die Nazionalwerkſtätten hervor, ein 
von vorn herein todtgebornes oder vielmehr von feinen Vätern im Ent⸗ 
ſtehen gemordetes Kind, das der Reakzion gegen die ſoziale Richtung der 
Revoluzion Gelegenheit geben ſollte, einen mur ſcheinbaren, aber doch 
folgenreichen Triumf zu feiern; fie veranlaßten die aus den heterogenſten 
Elementen hervorgegangene und deshalb fruchtloſe Kommiſſion des Lu⸗ 
zembourg; fie traten in den Verſuchen hervor, die rein politiſch gefinnten 
Mitglieder der proviſoriſchen Regierung zu beſeitigen oder unthätig zu 
machen. Wenn ſie deſſen ohngeachtet ganz fruchtlos blieben, ſo liegt die 
Schuld daran, daß ſie nicht in beſtimmte, genau berechnete Pläne hinaus⸗ 
liefen, daß man noch keine Ahnung hatte, wie die Garantie der Arbeit 
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ſte liegt aber nicht 
oder doch nur theilweiſe in der Verkennung des Egoismus, welcher ſich 
in den Menſchen vorfindet. 

Iſt denn der Egoismus „ein nothwendiger Beſtandtheil unſerer 
Natur, der Trieb zu ſelbſtſtändiger Lebensgeſtaltung und ſomit der beſte 
Sporn zu Fleiß und Tüchtigkeit in jeder Unternehmung? 

Gewiß, der Egoismus iſt nothwendig in unſern ſozialen Ver⸗ 
hältniſſen, die auf ihn gegründet find, die er gebildet und geformt 
hat, die ohne ihn zuſammenfallen müſſen; er iſt in ihnen der Trieb zu 
ſelbſtſtändiger Lebensgeſtaltung, d. h. zur Freiheit, und ſomit der beſte 
Sporn zu Fleiß und Tüchtigkeit in jeder Unternehmung. Aber er iſt jetzt 
nichtsdeſtoweniger durch fein Uebermaaß im Begriff, ſeine Lebensluſt, die 
gegenwärtigen ſozialen Verhältniſſe, zu zerſtören und ſich damit unmög⸗ 
lich zu machen, weil er den reinen Karakter des Wetteifers, d. h. des 
fittlichen und freien Strebens verloren und ſich in der Geſtalt der Kon⸗ 
kurrenz, d. h. des knechtiſchen, unſittlichen, zerſtöorenden Ueberrennens ver⸗ 
körpert hat. In andern ſozialen Verhältniſſen, wenn die Freiheit des 
Menſchen mehr Geltung gewonnen haben wird, wenn man dahin gelangt 
iſt, den Menſchen als Menſchen zu betrachten und zu behandeln, dann 
wird der Egoismus wieder den reinen Karakter annehmen und die Stelle 
für ſich fordern, welche Fourier ihm in ſeinem Syſteme zugeſteht; es 
wird noch ein Sporn zu Fleiß und Thätigkeit ſein, aber nicht mehr der 
beſte; man wird ihn zu regeln ſuchen, aber es wird Niemand geben, der 
ihn ertödten möchte. Auf dem Egoismus aber, wie er ſich gegenwärtig 
manifeſtirt, fortbauen oder gar ein neues Gebäude gründen, heißt Nichts 
weniger als folid zu Werke gehen, und es ſollte uns daher leid thun, 
wenn Herr Schulze in ſeine Aſſoziazionen den Keim des Unterganges 
gelegt hätte. 

Die Berechtigung der Individualität gegenüber der Hingebung an 
die Geſammtheit, die Ausgleichung dieſer beiden einander entgegenſtehen⸗ 
den Forderungen nennt Herr Schulze mit Recht „das Problem, an dem 
bisher alle ſozialen Syſteme ſcheiterten.“ Daß aber dies Problem nicht 
u löſen ſei, behauptet er nicht; ſeinerſeits macht er ſich nur nicht an die 
Löſung, ſondern verſucht es, den ſozialen Uebelſtänden, namentlich der 
Konkurrenz, auf anderem Wege beizukommen. Wir betrachten auch dies 
als verdienſtlich, zweifeln aber daran, daß in dieſer Weiſe bedeutende 
Erfolge zu erzielen ſind. Herr Schulze will den Arbeitern die Kon⸗ 
kurrenz dem Kapitale gegenüber erſt möglich machen, da das Letztere bei 
dem gegenwärtigen Stande der Dinge allein diejenigen Bedingungen ge⸗ 
währt, welche nothwendig ſind, um mit Vortheil zu arbeiten und ſucht 
daher durch ſeine Aſſoziazionen dieſe Vorbedingungen einer lohnenden 
Arbeit ſoviel als möglich zu gewähren, ohne die Reſultate der Arbeit 
ſelbſt zu garantiren. 

Zuerſt fragt es ſich, machen die Aſſoziazionen des Herrn Schulze 
wirklich den Arbeitern die Konkurrenz mit dem Kapitale möglich? können 
dies namentlich die Ankaufsgeſellſchaften? Wir glauben beides nicht. 
Die Ankaufsgeſellſchaften find gewiß nützlich, weil fie dem Arbeiter die 
Rohprodukte und Halbfabrikate zu billigeren Preiſen und in beſſerer 
Qualität verſchaffen, aber wir fürchten, daß die Konkurrenz zwiſchen den 
inzelnen Arbeitern dieſe Vortheile wol dem Publikum, nicht aber den 
Arbeitern ſelbſt zu Gute kommen laſſen wird. Iſt dies der Fall, ſo 
könnte man nur noch behaupten, daß durch die Aſſoziazionen der ärmere 
Arbeiter mit dem reichen Fabrikanten konkurriren kann, und das wäre 
allerdings von Wichtigkeit. Aber der vermögende Fabrikant, wenn es 
deren überhaupt in dem beſtimmten Zweige gibt, wird immer mehr oder 
ebenſoviel Kapital befigen, als eine Aſſoziazion von Handwerkern, wie 
ſie in einer kleinen Stadt möglich iſt; er wird deshalb, auch wenn er 
nicht beitritt, die Vortheile genießen, welche bei der Beſchaffung der 
Rohprodukte u. ſ. w. die Aſſoziazion gewährt; er wird mit den einzelnen 
Mitgliedern der Vereinigung, ja fogur mit der ganzen Aſſoziazion er⸗ 
folgreich konkurriren können, weil er das Intereſſe, welches bei der Aſſo⸗ 
ziazion jeder einzelne Betheiligte für die gemeinſame Sache hat, durch 
die Einheit des Willens, durch die Schnelligkeit der Ausführung gefaßter 
Entſchlüſſe erſetzt. 

Sehen wir aber auch hiervon ganz ab und nehmen wir an, daß 
dem Arbeiter die Konkurrenz gegenüber dem Kapitale möglich gemacht 
werde; nehmen wir ſelbſt an, daß die Vortheile der Aſſoziazion den Mit⸗ 
gliedern wirklich zu Gute kommen, ſo wird ſich doch nicht leugnen laſſen, 
daß ſehr bald eine Konkurrenz der Aſſoziazionen entſtehen wird. Ob 
dieſe beim Verkauf oder Einkauf oder bei beiden hervortritt, iſt gleich⸗ 
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gültig; zuletzt wird der Vortheil der Aſſoziazion immer ausſchließlich dem 
Publikum, nicht aber ihren Gliedern anheimfallen. 

Dennoch find wir für die Ankaufs⸗Aſſoziazionen, und zwar haupt: 
ſächlich, weil ſie ein erſter Schritt der Handwerker auf der Bahn zu der 
vollen Aſſoziazion find. Wir ſtimmen Herrn Schulze vollſtändig bei: 
Der Boden muß erſt vorbereitet werden; wir können nicht mit einem 
Male aus der völligen Iſolirung heraus. Der Verſuch des Arbeiter⸗ 
Kongreſſes konnte nicht gelingen, einmal weil der ihm zu Grunde liegende 
Plan bei den Arbeitern eine höhere ſoziale Bildung vorausſetzte als in 
der That vorhanden war; dann, weil er zu unfern politiſchen Zuſtänden 
nicht paßte und deshalb vernichtet werden mußte. Aber ſeine Folgen 
ſind nicht gering anzuſchlagen. Hier und da iſt doch Etwas von Dem 
übrig geblieben, was er geſchaffen; wo aber auch keine Anſtalten und In⸗ 
ſtituzionen fh finden, da iſt wenigſtens der Boden gelockert und der erſte 
Keim in die für dieſe Saaten gegenwärtig fo nahrhafte Erde gelegt 
worden. 

Was Herr Schulze⸗Delitzſch über die: Einrichtung der Delitzſcher 
Aſſoziazionen ſagt, können wir nur vollſtändig billigen; wo man auch 
nach denſelben Grundſätzen zu Werke geht, man wird ſtets gute Erfolge 
heranreifen ſehen, ſo lange man nicht gezwungen iſt, zu laviren und 
zu beſchränken. Große Städte, namentlich Berlin, werden allerdings die 
Statuten etwas anders faſſen, in ihren Einrichtungen abweichen müſſen; 
im Weſentlichen können aber auch fie die Vorarbeiten des Herrn Schulze 
zu Grunde legen. Namentlich aber iſt dies dann möglich, wenn ſte 
darauf verzichten, Aſſoziazionen herzuſtellen, welche die ganze Stadt ums 
faſſen, wenn ſie, wie dies in neueſter Zeit ſo vielfach geſchehen iſt, Ber⸗ 
lin zerlegen und auf die Bezirke oder die Stadttheile baſtren. Wünſchens⸗ 
werth, ja nothwendig iſt dabei indeß immer eine enge Verbindung zwiſchen 
den Aſſoziazionen der Bezirke und Reviere, namentlich muß der Ueber⸗ 
tritt aus der einen in die andere in Folge des Wohnungswechſels leicht 
und ohne alle Nachtheile bewirkt werden können. Noch beſſer ſtellt ſich 
die Sache, wenn man die Ankaufs⸗Aſſoziaz ionen wieder aſſoziirt und die 
Ankäufe für alle von dem Zentral-Organ ausgehen können. Man ger 
winnt nicht nur dadurch Preiſe und Waaren, welche ſelbſt dem bedeutend⸗ 
ſten Händler von dem Produzenten nicht gewährt werden können, ſondern 
iſt auch nicht genöthigt, Vorräthe für längere Zeit zu kaufen, nur um 
mit dem Produzenten über ein beträchtliches Quantum abſchließen zu 
können. 

Gewiß, die Sache der gewerblichen Affoziazionen iſt eine gute! 
Möge man daher in den größeren Städten, namentlich in Berlin, das 
ſeit den letzten ſechs Jahren nicht wenig für die Entwickelung beſſerer 
ſozialer Zuſtände gethan hat — dem Beiſpiele des kleinen Delitzſch ſchnell 
und kräftig nachfolgen und bei der Begründung dieſer ſozialen Einrich⸗ 
tungen diejenige Einſicht und Energie entwickeln, welche man bei dem 
Gewerbeſtande vorausſetzen darf, ohngeachtet wir fie in den letzten Jahren 
ſchmerzlich haben vermiſſen müſſen. 


Techniſche Korreſpondenz. 


Chemnitz. Schneckeneſſerei. Wir ſind über die Schnecken⸗ 
eſſerei in Nr. 4 der Gewerbezeitung auch erſtaunt, am meiſten darüber, 
daß der geehrten Redakzion unbekannt geblieben, welche vielen Schiffe: 
ladungen dieſer Thiere aus den Gärten bei Ulm, wo ſie beſonders ge⸗ 
züchtet werden, jährlich nach Wien kommen. Dieſe Sendungen geſchehen 
im Spätherbſt, und man ſteht dann in der kältern Jahreszeit Schnecken⸗ 
verkäuferinnen genug, namentlich am Schanzel, wo die Schiffe landen. 
Das Thier hat fein Gehäufe mit einer Wand von gleichem Stoff feſtge⸗ 
ſchloſſen. Gekocht löſt ſich dieſe Wand mit dem Meſſer gut auf, man 
ſticht dann die Schnecke mit der Gabel an, dreht fie aus dem Gehäuſe 
heraus und ißt ſie mit rohem Meerrettig, in Wien Kren genannt. 

Lucullus. 


[Man lernt doch nie aus! Und überdies iſt ein deutſcher Schrift: 
ſteller in der praktiſchen Gaſtronomie ſelten bewundert. Das mag eben⸗ 
falls ein Mangel an Erfahrung ſein, aber es iſt keine Schande. Herr 
Hall und unſere geehrten Leſer mögen uns daher verzeihen, daß wir ge⸗ 


zweifelt haben an einer normalen Liebhaberei für Schneckenkoſt. Wir. 


unſererſeits ziehen andere Schalthiere, z. B. Auſtern vor und gewiß ſehr 
viele Deutſche mit uns, zwar kennen wir die Gründe nicht, warum wir 
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Auſtern vorziehen, da wir noch keine Schnecken aßen, aber wir billi⸗ 
gen ſie. 

Von anderer Seite hören wir auch noch über Prag, daß auch dort 
zur rechten Jahreszeit viel Schnecken gegeſſen würden und dieſe aller⸗ 
dings ſehr delikat ſchmecken ſollten. D. Red.] 


Z. ü cher ſch au. 
Berechnungstafeln für Walz⸗ und Werkmeiſter. Ge⸗ 
wichtstabellen über Blech⸗ und Stabeiſenfabrikazion. Mit lithografirtem 
Tableau ſämmtlicher 40⸗- und A2theiligen Werkmaßſtäbe von Europa in 
natürlicher Größe. Herausgegeben von Ferdinand Hoebel, Werk⸗ 
und Walzmeiſter. Ausgabe für Deutſchland. Gratz, Ludewig. Leipzig, 
Spamer. 1844. (Als Manufkript zu betrachten, und zur weitern Aufnahme, 
ſelbſt in Auszügen, ohne Genehmigung der Eigenthümer nicht zuläſſig). 
Die letzte Bemerkung würde ſchon einen Auszug aus dem recht nützlichen. 
Büchlein unzuläſſig machen, wenn es nicht ſchon an und für ſich unthun⸗ 
lich wäre, Bruchſtücke von Tabellen und Maßſtäben zu geben. Wir beſchrän⸗ 
ken uns daher auf die Bemerkung, daß ſelbſt abgeſehen von den Ge: 
wichtsberechnungen, welche wol auch in andern Büchern zu finden find, 
das Tableau der Werkmaaße (48 Maaße) als neu und höchſt nützlich ſchon 
allein die geringen Anſchaffungskoſten des Büchleins werth iſt. Es iſt 

dies eine große Tafel mit grafiſch dargeſtellten Längen. 


Franzöſiſches Geſez 
über 


den Lehrvertrag 


vom 22. Februar 1854.) 


I. Abſchnitt. Vom Weſen und der Form des Vertrags. 

Art. 1. Der Lehrvertrag iſt ein Vertrag, in Folge deſſen 
ſich ein Fabrikant, ein Meiſter (chef atelier) oder ein Arbeiter 
verpflichten, die Praxis ihres Gewerbfachs einer andern Perſon 
zu lehren, welche ſich dagegen verbindlich macht, für den Lehrherrn 
zu arbeiten nach Maßgabe der Uebereinkunft und während einer 
einverſtandenen Zeit. 

Art. 2. Der Lehrvertrag kann öffentlich oder privatim ab⸗ 
geſchloſſen werden. Er kann auch mündlich verabredet werden, 
aber Beweiskraft erhält er nur gemäß den Beſtimmungen des 
code civil über Verträge oder übereinkunftliche Feſtſetzungen im 
Allgemeinen. Die Notare, Sekretäre der prud'hommes und 
die Schreiber der Friedensrichter können den Lehrvertrag aner- 
kennen und einzeichnen. Für die Einzeichnung iſt nur eine Ge⸗ 
bühr von 1 Fr., ſelbſt wenn er Verpflichtungen über Summen, 
Mobiliarwerthe oder Quittungen enthält, zu entrichten. 

2 Fr. find an die betreffende Behörde als Sporteln zu bezahlen. 

Art. 3. Der Lehrvertrag hat zu enthalten 

1) Name. Vorname, Alter und Wohnort des Meiſters. 

2) Name, Vorname, Gewerbsfach und Wohnort des 
Lehrlings. 

3) Namen, Vornamen, Gewerbsfächer und Wohnort 
des Vaters und der Mutter, des Vormunds oder 
ver Perſon, welche vom Vater oder der Mutter, oder in 
deren Ermangelung vom Friedensrichter beſtellt ſind. 

4) Datum und Dauer des Vertrags. 

5) Die Beſtimmungen über Wohnung, Koſt, Lehrgeld 
und alle andern vereinbarten Punkte. 

Der Vertrag muß vom Lehrherrn und den Vertretern des 


Lehrlings unterſchrieben werden. 


II. Abſchnitt. Bedingungen des Vertrags. 

Art. 4. Niemand darf Unmündige zu Lehrlingen annehmen, 
wenn er nicht mindeſtens 21 Jahr alt iſt. 

Art. 5. Kein unverheiratheter oder verwittweter Meiſter 
darf junge unmündige Mädchen als Lehrlinge in Logis nehmen. 

Art. 6. Unfähig Lehrlinge zu lernen ſind: 

a) Alle Perſonen, welche in Folge eines Verbrechens 
verurtheilt ſind. 


) Zugleich als Nachtrag zu dem Artikel: 
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b) Alle Piejenigen, welche wegen eines Angriffs auf die 
guten Sitten (attentat aux moeurs) verurtheilt ſind. 

c) Alle Diejenigen, welche eine mehr als Zmonatliche 
Gefängnißſtrafe für die unter den Art. 388, 404, 
405, 406, 407, 408, 423 des code penal fallenden 
Verbrechen erlitten haben. 

Art. 7. Die aus vorſtehenden Artikeln hervorgehende Un⸗ 
fähigkeit kann durch den Präfekten auf Bericht des Maires auf⸗ 
gehoben werden, wenn der Verurtheilte nach ſeiner Strafe während 
3 Monaten in derſelben Gemeinde gewohnt hat. In Paris wird die geſetz⸗ 
liche Unfähigkeit Lehrlinge zu lernen vom Polizeipräfekten aufgehoben. 


III. Abſchnitt. Pflichten der Lehrherren und Lehrlinge. 
Art. 8. Der Lehrherr oder Meiſter muß ſich gegen den 
Lehrling wie ein guter Familienvater betragen, feine Auffüh- 
rung und Sitten ſo gut im Hauſe wie außer demſelben überwachen, 
und, im Fall, die Eltern oder Perſonen an Eltern Statt von groben 
Fehlern oder ſchlechten Angewohnheiten des Lehrlings unterrichten. 
Er iſt auch zu dieſer Meldung ungeſäumt verpflichtet, im 
Fall von Krankheit, aus der Lehre Laufen oder eines Vorfalls, 
bei dem die Eltern oder Vormünder des Lehrlings nahe betheiligt ſind. 
Er hat den Lehrling, mit Ausnahme: wenn etwa das Ge— 
gentheil verabredet worden wäre, nur zu ſolchen Arbeiten und 
Dienſten anzuhalten, welche in das zu lehrende Fach einſchlagen. 
Auf keine Weiſe aber darf er den Lehrling bei ungeſunden und 
ſolchen Arbeiten beſchäftigen, die über deſſen Kräfte gehen.“) 

Art. 9. Die Arbeitsdauer für Lehrlinge unter 14 Jahren 
darf 10 **) Stunden nicht überſchreiten, für Lehrlinge zwiſchen 
14— 16 Jahren nicht 10 Stunden. 

Keine Nachtarbeit darf Lehrlingen unter 16 J. angefonnen werden. 

Als Nachtarbeit wird die Arbeit zwiſchen 9 Uhr Abends 
bis 5 Uhr Morgens betrachtet. An beſtehenden und geſetzlichen 
Sonn⸗ und Feſttagen dürfen die Lehrlinge unter keinem Vorwande zu 
einer Arbeit in ihrem Fache ihren Meiſtern gegenüber angehalten werden. 

Im Fall wo der Lehrling ſich verbindlich gemacht hat, ent⸗ 
weder in Folge Vertrags oder Handwerksgebrauchs am Sonn- oder 
Feiertag die Werkſtatt in Ordnung zu bringen, ſo muß dies doch 
bis 40 Uhr Morgens bewerkſtelligt werden. Von dem in den 
erſten 3 § dieſes Art. Feſtgeſezten kann nur ein Erlaß des Prä⸗ 
fekten auf Grund bürgermeiſterlicher Berichterſtattung entbinden. 

Art. 10. Wenn der Lehrling unter 16 Jahren weder leſen, 
ſchreiben, noch rechnen kann, oder noch keinen vollſtändigen Re⸗ 
ligions unterricht erhalten hat, fo iſt der Lehrherr verbunden ihm 
von der Tagesarbeit die nöthige Zeit und Freiheit zu laſſen, um 
ſich das nöthige Wiſſen anzueignen. 

Inzwifchen braucht dieſe Zeit nicht über 2 Stunden am 
Tage ausgedehnt zu werden. 

Art. Al. Der Lehrling iſt feinem Meiſter Treue, Gehorſam 
und Achtung ſchuldig; er muß ihn durch ſeine Arbeit nach 
Kräften unterſtützen. 

Er iſt gehalten, am Schluſſe der Lehrzeit ſeinen Lehrherrn 
ſchadlos zu halten für die durch Krankheit oder Abweſenheit, 
wenn ſolche länger als 44 Tage gedauert haben, verabſäumte Zeit. 

Art. 12. Der Lehrherr dahingegen hat dem Lehrling nach 
und nach und vollſtändig die Kunſt, däs Handwerk, oder das 
beſondere Gewerbsfach, welche im Vertrag benannt ſind, zu leh⸗ 
ren. Bei Ablauf der Lehre (Losſprechung) hat er ihm einen 
Lehrbrief auszuhändigen (conge d’acquit) oder einen Schein, daß 
er den Vertrag erfüllt habe. 

Art. 13. Derjenige Fabrikant, Meiſter oder Arbeiter, der 
überführt iſt, den Lehrling eines Andern abſpenſt'g gemacht 
zu haben, um ihn entweder als Lehrling oder als Arbeiter zu 
beſchäftigen, kann zu Schadenerſatz zum Vollen oder zum Theil 
zu Gunſten des verlaſſenen Lehrherrns verurtheilt werden. 


IV. Abſchnitt. Von der Auflöſung des Vertrags. 
Art. 14. Die beiden erſten Monate der Lehre werden als 


*) Der Geſetzgeber hätte hier erläuternd hinzufügen ſollen: inſofern 
dieſe Arbeiten nicht weſentlich zum Lehrfache gehören, fo daß eine Lehre 
nicht denkbar iſt, ohne ihre Verrichtung. Wk. 

) Soll wahrſcheinlich 8 oder 9 Stunden heißen. 


Probezeit betrachtet, nach deren Ablauf es jeder Partei freiſteht, 
vom Vertrage zurückzutreten und dürfen in dieſem Fall keine 
Schädenanſprüche erhoben werden, es wäre denn, daß ganz bes 
ſtimmte Beſtimmungen deshalb niedergeſchrieben worden wären. 
Art. 45. Der Lehrvertrag hebt ih ohne Weiteres auf: 
1) durch den Tod des Lehrherrn oder Lehrlings; 
2) wenn Lehrherr oder Lehrling ihre Militärpflicht er⸗ 
füllen müſſen. 
3) wenn Lehrherr oder Lehrling in irgend eine in Artikel 6 
dieſes Geſetzes vorgeſehene Kriminalſtrafe verfallen; 
4) für unmündige Mädchen, wenn die Frau des Lehr— 
herrn oder irgend eine andere Frau der Familie, 
welche zur Zeit des Vollzugs des Vertrags das 
Hausweſen führte, ſtirbt.“) 
Art. 16. Der Vertrag kann aufgehoben werden in Folge 
des Verlangens beider Parteien oder einer derſelben. 
4) Wenn eine oder die andere Partei die Vertragsbe⸗ 
dingungen nicht erfüllt. 
2) Wenn die Beſtimmungen grob oder fortgeſetzt ver⸗ 
letzt werden. 
3) Wenn der Lehrling ſich fortgeſetzt ſchlecht aufführt. 
4) Wenn der Lehrling in eine andre Gemeinde zieht, 
als in der er beim Abſchluß des Vertrags wohnte. 
Inzwiſchen iſt letzter Grund für Löſung des Ver⸗ 
trags nur innerhalb 3 Monaten vom Tage des Weg⸗ 
zugs an gerechnet gültig. 
5) Wenn Lehrherr oder Lehrling zu einer längern als 
Amonatlichen Gefängnißſtrafe verurtheilt werden. 
6) Im Fall ſich der Lehrling verheirathet. 
Art. 17. Wenn die Lehrzeit über die Zeit des Gewerbs⸗ 
herkommens oder wie es Ortsgebrauch iſt, feſtgeſetzt wurde, ſo 
kann ſie vermindert, oder der Vertrag aufgehoben werden. 


V. Abſchnitt. Von der Kompetenz. 


Art. 18. Alle Geſuche wegen Vollziehung oder Aufhebung 
von Lehrverträgen find von den prud’hommes desjenigen Bezirks 
zu beurtheilen, wohin der Lehrherr gehört oder in deren Erman⸗ 
gelung vom Friedensrichter. 

Reklamazionen gegen Dritte in Folge von Art. 13 gehören 
vor die prud’hommes oder den Friedensrichter des Orts, wo 
jene Dritten wohnen. 

Art. 19. Die aus den verſchiedenen Fällen der Aufhebung 
des Vertrags (Abſchnitt IV.) ſich ergebenden Schädenanſprüche 
oder Erſatzleiſtungen zu Gunſten des einen oder anderen Theils 
werden, falls klare Beſtimmungen darüber im Vertrage fehlen, 
von den prud'hommes oder von den Friedens richtern in jenen Be⸗ 
zirken geregelt, welche nicht im Gerichtsſprengel eines Gerichts 
der prud'hommes liegen. 

Art. 20. Jede Zuwiderhandlung gegen die Artikel 4, 5, 6, 
9 und 10 dieſes Geſetzes wird von dem Polizeigericht verfolgt 
und mit einer Strafe von 5 bis 15 Fr. belegt. Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen Art. 4, 3, 9 und 10 können im Fall der Wider⸗ 
holung vom Gericht außer mit einer Geldſtrafe mit einer Freiheits⸗ 
ſtrafe von 4 bis 5 Tagen gebüßt werden. 

Im Fall der Wiederholung einer Abweichung von Art. 6 
iſt der Zuwiderhandelnde vor den Zuchtgerichten (tribunaux cor- 
rectionels) zu belangen und mit Gefängniß von 14 Tagen bis 3 
Monaten, ohne Präjudiz einer Geldſtrafe von 50—300 Fr. zu beſtrafen. 

Art. 21. Die Beſtimmungen des Art 463 des code pénal 
ſind anwendbar auf die in dieſem Geſetz vorgeſehenen Fälle. 

Art. 22. Der Art. 9, 40 und 41 des Geſetzes vom 24 
Germinal des Jahres XI. find aufgehoben. Dieſes Geſetz iſt bes 
rathen in öffentlicher Barlamentsfigung in Paris 22. Jan., 2. und 
22. Febr. 1851 und von dem Präſtvenken der Republik unterzeichnet. 


) Die andere Frau der Familie kann ja abziehen und nicht ſterben, 
was folgt alsdann? Konnte der Lehrherr nicht eine Haushälterin haben 
ur Zeit, als er den Vertrag einging? Art. 5 beſtimmt nur, daß Unver⸗ 
heirathete keine unmündige Mädchen ins Logis nehmen dürfen. Was hat 
der Tod der Frau mit der Lehre zu thun, wenn die Mädchen nicht im 
Hauſe des Lehrherrn wohnen? — Wk. 


In Abweſenheit von F. G. Wieck unter Verantwortlichkeit von G. H. Friedlein. — Druck von Alexander Wiede in Leipzig. 


